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0. Praambel

Die Fordergrundsatze fir die Bewilligung von Zuwendungen aus dem Europaischen Sozialfonds
Plus (ESF Plus) im Rahmen des ESF Plus-Bundesprogrammes in der Forderperiode 2021 — 2027
sollen die einheitliche Umsetzung und Transparenz fir die von der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See, dem Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge, dem Bundesamt fir
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben und der Gesellschaft fiir soziale
Unternehmensberatung mbH (GSUB mbH) unter Punkt 1.2 genannten und administrierten ESF
Plus-Programme des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales (BMAS), des Bundesministerium
flir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB), sowie des Bundesministeriums flr
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) gewahrleisten.

Sie sollen die Vorhabentrager tiber den gesamten Prozess von der Antragstellung liber die
Bewilligung, die Abrechnung, bis zum abschlieRenden Verwendungsnachweis und
Schlussbescheid begleiten und allgemein geltende Regelungen zum ESF Plus und generelle
Festlegungen zur Zuwendungsfahigkeit von Ausgaben konkretisieren.

Richtlinien einzelner Férderprogramme, die abweichende, programmspezifische Regelungen
vorsehen, gehen den allgemeinen Regelungen dieser Fordergrundsatze vor und sind unter Kapitel
9 gesondert aufgefiihrt. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die zustdndige Mitarbeiterin bzw. an
den zustandigen Mitarbeiter der bewilligenden Stelle.

Durch die Einbeziehung in den Zuwendungsbescheid erlangen die Fordergrundsatze unmittelbare
rechtliche Geltung.

Maligebend ist die jeweils gliltige Fassung der Fordergrundsatze, die zum Zeitpunkt der
Bescheiderteilung giiltig ist.

Die Fordergrundsatze ergdanzen und konkretisieren die weiteren rechtlichen Vorschriften (vgl. Nr.
1.1) und kénnen nur im Zusammenhang mit diesen korrekt angewandt werden.



1. Rechtliche Grundlagen und Ansprechpartner
1.1 Rechtliche Grundlagen
Den rechtlichen Rahmen fiir die Férderung der ESF Plus-Bundesprogramme des BMAS bilden:

- die Verordnung (EU) 2021/1060 des europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 mit gemeinsamen Bestimmungen fir den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung,
den Europdischen Sozialfonds Plus, den Kohdsionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten
Ubergang und den Europédischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit
Haushaltsvorschriften fir diese Fonds und flir den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds,
den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fiir finanzielle Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik (Allg. Verordnung)

- die Verordnung (EU) 2021/1057 des europaischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 zur Einrichtung des Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) (ESF-Plus-Verordnung)

- das Programm des Bundes fiir den Europaischen Sozialfonds Plus (ESF Plus-Bundesprogramm)
in der Forderperiode 2021 - 2027 (CCl: 2021DEO5SFPR001);

- die jeweiligen Forderrichtlinien der ESF Plus-Bundesprogramme des BMAS, BMWSB, BMWE
und des BMBFSFJ;

- die nationalen Bestimmungen, insbesondere §§ 23, 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO) sowie
die entsprechenden Allgemeinen Verwaltungsvorschriften (VV);

- die Besonderen Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung im Rahmen des
ESF-Bundesprogrammes fiir den Europdischen Sozialfonds Plus in der Férderperiode 2021 bis
2027 (BNBest-P-ESF-Bund und BNBest-Gk-ESF-Bund);

- Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

- jegliche delegierten Rechtsakte der EU-Kommission (EU-KOM) und
Durchfiihrungsbestimmungen, die in Verbindung mit der Strukturférderung stehen und
erlassen wurden bzw. erlassen werden

- Leitlinien zur Sicherstellung der Einhaltung der Charta der Grundrechte der Europaischen
Union bei der Durchfiihrung der Europaischen Struktur- und Investitionsfonds (,,ESI-Fonds“) -
Bekanntmachung der Kommission gemaR 2016/C 269/01 (Leitlinie GRC)

und sofern relevant:

- die Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union in der
Fassung der Verordnung (EU) 2017/1084 vom 14. Juni 2017 (EU-Abl. L 156/1 vom 20. Juni
2017) und der Verordnung (EU) 2020/972 vom 2. Juli 2020 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 hinsichtlich ihrer Verliangerung und zur Anderung der Verordnung (EU)

Nr. 651/2014 hinsichtlich ihrer Verlangerung und relevanter Anpassungen (ABI. L 215 vom
7.7.2020, S. 3) und der Verordnung (EU) 2023/1315 vom 23. Juni 2023 (EU-Abl. L 167 vom 30.
Juni 2023) zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 651/2014



- die Verordnung (EU) 2023/2831 DER KOMMISSION vom 13. Dezember 2023 (iber die
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europaischen
Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 2023/2821, 15.12.2023) (gliltig seit 1. Januar 2024)

Die genannten Rechtsgrundlagen kdnnen u.a. im Internet unter:

www.esf.de

www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de

www.gesetze-im-internet.de

aufgerufen werden.

1.2

1.1.2

Ansprechpartner

Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS)

Die DRV KBS ist als bewilligende Behorde fiir die folgenden ESF Plus-Programme zustandig:

- Programme des BMAS:

Akti(F) Plus - Aktiv fiir Familien und ihre Kinder

EhAP Plus - Eingliederung hilft gegen Ausgrenzung der am starksten benachteiligten
Personen

JUVENTUS - Deutschland - Mobilitat starken - fiir ein soziales Europa

WIR - Netzwerke integrieren Gefllichtete in den regionalen Arbeitsmarkt

Win-Win - Durch Kooperation zur Integration

Wandel der Arbeit sozialpartnerschaftlich gestalten — weiter bilden und Gleichstellung
fordern

riickenwind? fiir Vielfalt, Wandel und Zukunftsfahigkeit in der Sozialwirtschaft

MY TURN - Frauen mit Migrationserfahrung starten durch

INQA-Coaching

Zukunftszentren

KOMPASS (Kompakte Hilfe flir Solo-Selbststandige)

Rat geben - Ja zur Ausbildung!

- Programm des BMWSB:

Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier — BIWAQ

Kontaktdaten DRV KBS: Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See

Fachbereich ESF
Knappschaftsplatz 1
03046 Cottbus


http://www.esf.de/
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/

1.2.2 Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge (BAMF)
Das BAMF ist als bewilligende Behorde fiir das folgende ESF Plus-Programm des BMAS zustandig:
e Integration durch Qualifizierung (1Q)

Kontaktdaten BAMF: Bundesamt flir Migration und Fliichtlinge
Referat 83 D
Frankenstralte 210
90461 Nirnberg

1.2.3 Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA)

Das BAFzA als bewilligende Behorde fiir die folgenden ESF Plus-Programme des BMBFSF)
zustandig:

JUST BEst - JUGEND STARKEN - Briicken in die Eigenstandigkeit — Referat 402

ElternChanceN — mit Elternbegleitung Familien starken — Referat 402

e  STaM - Starkung der Teilhabe alterer Menschen — gegen Einsamkeit und soziale Isolation —
Referat 403

e  GANZ- Gemeinsam fiir Qualitat: Kinder beteiligen im Ganztag — Referat 403
e  ZuMe —Zusammenhalt starken — Menschen verbinden — Referat 403
e BELL-Bildung und Engagement ein Leben lang — Referat 403

e  DigiWohl — Starkung sozialer Dienste der Freien Wohlfahrtspflege mittels Digitalisierung —

Referat 402
Kontaktdaten BAFzA: Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Referat 402/403 (je nach Programm, s.0.)
50964 Koln

Besucheranschrift:
An den Gelenkbogenhallen 2-6, 50679 Kdln

1.2.4 Gesellschaft fiir soziale Unternehmensberatung mbH (GSUB mbH)

Die GSUB mbH ist als beliehene bewilligende Stelle fiir das folgende ESF Plus-Programm des
BMBFSFJ zustandig:

e Integrationskurs mit Kind Plus: Perspektive durch Qualifizierung

Kontaktdaten GSUB mbH: Servicestelle Integrationskurs mit Kind Plus
¢/o GSUB mbH
KronenstralRe 6
10117 Berlin




2. Grundsatze der Forderung

Zunachst werden in Kiirze die wichtigsten Regelungsgrundsatze der ESF Plus-Forderung
vorgestellt, bevor in den nachfolgenden Kapiteln gezielt auf die konkreten Regelungen des
Zuwendungsverfahrens eingegangen wird.

Die Kapitel 3-8 beinhalten im Detail die Grundsatze und ggf. die damit verbundenen Pflichten
seitens der Vorhabentrager.

2.1 Voraussetzung und Antragsverfahren
Forderantrage werden bei der zustdndigen o.g. Bewilligungsbehorde entsprechend den Vorgaben

der jeweiligen Forderrichtlinie und Programmaufrufe gestellt.

Fiir eine Antragstellung ist gegebenenfalls eine erfolgreiche Teilnahme an einem
Interessenbekundungsverfahren Voraussetzung. Nahere Ausflihrungen hierzu finden sich in der
jeweiligen Forderrichtlinie.

2.2 Projektverwaltungssystem Z-EU-S

Die Abwicklung aller Phasen des Zuwendungsverfahrens erfolgt Gber das
Projektverwaltungssystem , Forderportal Z-EU-S“ (https://foerderportal-zeus.de). Informationen

zur Registrierung und ein Hilfe-Service sind auf der Eingangsseite des Forderportals Z-EU-S zu
finden. Eine Registrierung ist sowohl durch Vorhabentrager, als auch durch Teilvorhabenpartner
erforderlich.

23 Rechtswirksame Einreichung

GemaR Artikel 72(1) (e) Allg. Verordnung ist die Verwaltungsbehorde verpflichtet Daten
elektronisch vorzuhalten und zu speichern. Mit dem Projektverwaltungssystem , Férderportal Z-
EU-S“ wurde hierfiir der technische Rahmen geschaffen.

Einzelne Vorgange sind von den Vertretungsberechtigten zu bestatigen.

Dies erfolgt im Férderportal Z-EU-S mittels des kostenlosen elD-Services von Z-EU-S
(Einzelvertretung), mittels TAN-Verfahrens oder - alternativ - durch Aufbringen einer qualifizierten
elektronischen Signatur (QES) auf das PDF-Exportdokument des eingereichten Vorgangs unter
Verwendung einer entsprechenden QES-Signaturlésung (Mehrfachvertretung).

Fur Details wird auf die Online-Hilfe von Z-EU-S verwiesen.

Die elektronische Form ist vorrangig zu nutzen. Die postalische Nachreichung der Vorgange ist nur
im Ausnahmefall moglich.

Die Erklarung hierzu erfolgt durch entsprechende Auswahl im Férderportal Z-EU-S.

In solch einem Ausnahmefall missen die durch den Vorhabentrdger / Antragstellenden
elektronisch erfassten und in Z-EU-S eingereichten Formulare nach der elektronischen
Einreichung heruntergeladen, von dem oder der Vertretungsberechtigten handschriftlich
unterschrieben und zusatzlich postalisch eingereicht werden. Die aufgezeigten Fristen sind zu
beachten.
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Vertretungsberechtigt kénnen unter anderem sein:

- Mitglieder der Geschaftsfiihrung (z.B. GmbH, e.V., gGmbH)

- Gesellschafter und Gesellschafterinnen (z.B. GbR)

- Vorstandsmitglieder (z.B. Stiftung, e.V.)

- Blrgermeister und Biirgermeisterinnen, Landrate und Landratinnen (Gebietskorperschaften)

sowie unterbevollméchtigte Personen.

24 Ausschluss von bereits begonnenen Vorhaben

Eine Forderung von Vorhaben, fiir die vor der Bewilligung oder vor Zustimmung zu einem
vorzeitigen Vorhabenbeginn projektbezogene Rechtshandlungen (z.B. Abschluss von
Arbeitsvertragen, Honorarvertriagen) vorgenommen werden, ist grundsatzlich ausgeschlossen.

Der Antrag auf Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn ist bei der zustdndigen
Bewilligungsbehorde zu stellen. Eine Zustimmung erfolgt nur, wenn ein vollstandiger und
priifbarer Antrag vorliegt und nachvollziehbar dargelegt wird, weshalb der vorzeitige
Vorhabenbeginn erforderlich ist. Die Bewilligungsbehérde entscheidet hieriiber im Rahmen ihres
Ermessens.

Der Antrag auf Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn kann nicht rliickwirkend gestellt
werden.

N&here Ausfiihrungen siehe Nr. 3.5.

25 Sicherung der Gesamtfinanzierung

Ein Vorhaben kann nur unter der Voraussetzung gefordert werden, dass die Gesamtfinanzierung
wahrend der gesamten Laufzeit des Projekts sichergestellt ist. Der Antragstellende muss dies
bereits im Antrag belegen.

2.6 Zuwendungsfihige Ausgaben

Zuwendungsfahig sind nur die Ausgaben, die dem in der jeweiligen Férderrichtlinie definierten
Zuwendungszweck entsprechen.

Zuwendungsfahig sind zudem nur im Bewilligungszeitraum entstandene Ausgaben.

Nahere Ausfiihrungen siehe Nr. 5.1ff.
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2.7 Auszahlung der Mittel

Werden Zuwendungen aus unterschiedlichen , Finanzquellen” gewahrt, konnen sich die Verfahren
der Mittelauszahlung unterscheiden. Grundsatzlich gilt dies auch fiir die Férderung aus dem ESF
Plus und dem Bundeshaushalt.

Fordermittel aus dem ESF Plus werden grundsatzlich im Erstattungsverfahren gezahlt.

Das bedeutet, dass die Vorhabentrager diesen Teil der Ausgaben vorfinanzieren. Nach Vorlage der
Ausgabenerklarungen und Priifung durch die zustandige Bewilligungsbehorde kénnen diese Mittel
an den Vorhabentrager erstattet werden.

Das Auszahlungsverfahren flr Férdermittel aus dem Bundeshaushalt und aus dem ESF Plus wird in
der jeweiligen Forderrichtlinie festgelegt.

2.8 Weiterleitung von Zuwendungen

Die Weiterleitung von Zuwendungen (Bundes- und/oder ESF Plus-Mitteln) an einen
Teilvorhabenpartner kommt nur in Betracht, wenn die Forderrichtlinie dies ausdriicklich zulasst.

Der Teilvorhabenpartner muss dabei grundsatzlich selber die Voraussetzungen eines
Vorhabentragers erfiillen und ein unmittelbares Eigeninteresse an der Projektdurchfiihrung
haben. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Teilvorhabenpartner malRRgeblich an der
Projektkonzeption und/oder der Projektdurchfiihrung beteiligt ist. Der Teilvorhabenpartner soll
sich angemessen an der Finanzierung durch Eigenmittel (aus Sicht des Vorhabentragers =
Drittmittel) beteiligen.

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kommt die Beteiligung eines Dritten nur auf vertraglicher
Basis unter Beachtung des Vergaberechts oder als Kooperationspartner in Betracht.

Der Vorhabentrager ist trotz Weiterleitung fiir die zweckentsprechende Verwendung der Mittel
durch die Teilvorhabenpartner verantwortlich. Fiir deren Fehlverhalten Gbernimmt der
Vorhabentrager die Haftung.

Der Vorhabentrdger muss die Weiterleitung an Dritte mittels Weiterleitungsbescheid (grds. nur
juristischen Personen des offentlichen Rechts vorbehalten) oder Weiterleitungsvertrag regeln.

Beziiglich des Inhaltes wird auf die Vorgaben der Nr. 12 der VV zu § 44 BHO verwiesen.

Der Vorhabentrager stellt damit sicher, dass fir den Teilvorhabenpartner die gleichen
Verwaltungsvorschriften sowie die Bestimmungen des Zuwendungsbescheides gelten, wie fir ihn
selbst.

Die BNBest-GK-ESF-Bund gelten ausschlieRlich fiir Gebietskérperschaften. Im Ubrigen sind die
BNBest-P-ESF-Bund anzuwenden.

Auf die korrekte Angabe im Weiterleitungsvertrag bzw. -bescheid ist zu achten.
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Der Weiterleitungsvertrag bzw. -bescheid ist im Forderportal Z-EU-S hochzuladen.

29 Additionalitatsprinzip

Das Prinzip der Additionalitat ist zu beachten. Dieses besagt, dass eine Finanzierung durch EU-
Strukturfondsmittel nur unter der Voraussetzung erfolgen darf, dass hierdurch keine 6ffentlichen
Strukturausgaben eines Staates ersetzt werden.

ESF Plus-Mittel diirfen demnach nur zusatzlich zu den nationalen Pflichtausgaben eingesetzt
werden. Sie diirfen diese nicht ersetzen.

2.10 Besserstellungsverbot

Bei Anwendung der BNBest-P-ESF-Bund ist zu priifen, ob der Vorhabentrager dem sogenannten
Besserstellungsverbot unterliegt.

Das Besserstellungsverbot greift, soweit der Vorhabentrager seine Gesamtausgaben Gberwiegend
(mehr als 50 %) aus Zuwendungen der 6ffentlichen Hand bestreitet. MaRgebend sind dabei die
Gesamtausgaben (inklusive Personalausgaben) des Vorhabentrégers insgesamt und nicht die
Gesamtausgaben flr das geférderte Projekt.

Soweit die Anwendung des Besserstellungsverbots eines Bundeslandes ausdricklich im
Bewilligungsbescheid festgelegt wurde, gelten folgende Bestimmungen: Unterliegt der
Vorhabentrager dem Besserstellungverbot des Bundes, darf er seine Beschaftigten nicht
besserstellen, als vergleichbare Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes jahrliches
Haushaltsgesetz und Nr. 1.3 BNBest-P-ESF-Bund). Wenn die Zuwendungen lberwiegend von
einem Bundesland geleistet werden und das Haushaltsrecht dieses Bundeslandes ein
Besserstellungsverbot vorsieht, kann das Besserstellungsverbot des jeweiligen Bundeslandes
Anwendung finden (jahrliches Haushaltsgesetz).

Im Rahmen der erstmaligen Antragstellung erklart der Vorhabentrager verbindlich, ob er dem
Besserstellungsverbot unterliegt.

Soweit dies verneint wird, sind entsprechende Nachweise (z.B. Bilanzen) vorzulegen.
Hiervon ausgenommen sind die Bundesagentur fiir Arbeit und Jobcenter.

Die Feststellungen zur Anwendbarkeit des Besserstellungsverbots gelten fiir die Dauer der
Projektlaufzeit.

Unterliegt ein Teilvorhabenpartner der BNBest-P-ESF-Bund, so muss er ebenfalls eine verbindliche

Erklarung zum Besserstellungsverbot und ggf. weitere Nachweise einreichen.

2.11  Wirtschaftliche und sparsame Mittelverwendung

Bei der Verwendung der Fordermittel gilt der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
(§7 BHO).
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Kann die Notwendigkeit der Mittelverwendung bejaht werden, ist das Ziel mit moglichst geringem
Mitteleinsatz zu erreichen (Sparsamkeitsprinzip). Zuwendungen aus ESF Plus- und Bundesmitteln
sind offentliche Mittel, die nur bei Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots zur Verfligung gestellt
werden.

Skonti und Rabatte sind zu nutzen (Ausnahme vom Prinzip der Falligkeit nach § 34 Abs. 2 BHO).
Werden eingerdumte Skonti und Rabatte vom Vorhabentrager nicht in Anspruch genommen,
kann trotzdem nur der um den Skonto bzw. Rabatt geminderte Rechnungsbetrag geltend gemacht
werden.

Beim Abschluss von Liefer- und Dienstleistungsvertragen durch den
Vorhabentrédger/Teilvorhabenpartner ist das Vergaberecht zu beachten (siehe Nr. 5.4).

2.12  OrdnungsgemaBe Geschaftsfiihrung

Die Grundsatze einer ordnungsgemaRen Buchfiihrung/Geschéftsfiihrung sind zu beachten. Hierzu
zdhlen insbesondere:

eine klare und lbersichtliche Buchfiihrung

- alle das Projekt betreffenden Buchungsvorgange miissen fortlaufend, vollstandig, rechnerisch
richtig, zeitgerecht sowie sachlich geordnet gebucht werden

- die Gewabhr fur die ordnungsgemalle Abwicklung durch eine ordnungsgemaRe Buchfiihrung,
z.B. durch die Einhaltung eines Mehr-Augen-Prinzip

- jeder Buchung muss ein Beleg zugrunde liegen

- Eintragungen sind dokumentenecht vorzunehmen (z.B. nicht mit Bleistift)

- die Buchfiihrungsunterlagen sind ordnungsgemaR aufzubewahren

- durch fachlich geeignetes Personal ist die Buch- bzw. Geschaftsfiihrung sicherzustellen die
Einhaltung rechtlicher Grundlagen und interner Vorschriften

- die Bonitat

- der Erfassung der Forderungen und Schulden und der Aufstellung eines Jahresabschlusses

- ein transparenter und sicherer Zahlungsverkehr

die Einhaltung der dem jeweiligen Bescheid zugrundeliegenden (Neben-)Bestimmungen.
Weitergehende Vorschriften und gesetzliche Bestimmungen bleiben hiervon unberihrt.

2.13  Pflicht zur Belegerfassung und Nachweisdokumentation

Damit die gegeniiber der Europdischen Kommission erforderliche Nachweisfliihrung der getatigten
Projektausgaben und deren Priifung in dem gesetzten engen Zeitrahmen erfiillt werden kann, ist
es erforderlich, dass alle relevanten Ausgabenbelege, einschlieBlich der dazu gehdrenden
ausgabebegrindenden Unterlagen (Vertrdage, Rechnungen, Vergabevermerke, Kostenschlissel
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etc.) sowie der Nachweis des Zahlungsflusses in das elektronische Projektverwaltungssystem
Forderportal Z-EU-S hochgeladen und gespeichert werden. Dies soll kontinuierlich erfolgen.

Ist die Erstattung direkter Ausgaben durch Pauschalbetrdge oder Kosten je Einheit vorgesehen, so
sind die zum Nachweis erforderlichen Unterlagen gesondert geregelt.

Sieht die Forderrichtlinie eine Pauschalfinanzierung vor, ist die elektronische Erfassung
buchhalterischer Belege nicht erforderlich.

Die Belege missen die im Geschaftsverkehr (iblichen Angaben und Anlagen enthalten. AuBerdem
missen die Belege ein eindeutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z. B. Projektnummer)
enthalten.

Auf eine einheitliche Benennung der Belege ist zu achten.

2.14  Priifungen

Grundsatzlich steht der Bewilligungsbehdrde nach Nr. 7 BNBest-P-ESF-Bund/ BNBest-GK-ESF-Bund
ein umfassendes Priifrecht gegeniliber dem Vorhabentrager zu.

Der Vorhabentrager muss das Priifrecht auch gegenliber moéglichen Teilvorhabenpartnern
verbindlich regeln. Dariiber hinaus kann sich die Bewilligungsbehérde gemaR § 26 Abs. 1 VwV{G
jederzeit der Beweismittel bedienen, die sie nach pflichtgemalRem Ermessen zur Ermittlung des
Sachverhalts fiir erforderlich halt. Dazu zahlen insbesondere Auskiinfte jeglicher Art und die
Beiziehung von Urkunden und Akten.

Nach den Vorgaben der Art. 74 (1) (a) und (2) Allg. Verordnung werden Verwaltungsprifungen zu
allen von den Begilinstigten eingereichten Antragen auf Ausgabenerstattung sowie Vor-Ort-
Prifungen bei den geforderten Vorhaben durchgefiihrt. Unabhdngig davon kann ein Vorhaben
auch durch weitere Priifinstanzen wie der ESF Plus-Priifbehérde, der Europdischen Kommission,
dem Bundesrechnungshof oder dem Europdaischen Rechnungshof liberpriift werden.

Im Rahmen der Vor-Ort-Prifungen sind die geltend gemachten Ausgaben und Einnahmen zu

belegen (Nr. 7 BNBest-P-ESF-Bund/ BNBest-GK-ESF-Bund).

Als Nachweis dienen:

- das Original

- eine durch eine Behoérde beglaubigte Kopie im Sinne des § 33 Verwaltungsverfahrensgesetz
(VwWVTG).

Fiir Belege der Buchhaltung, hierzu zdhlen unter anderem

- Gehaltsabrechnungen

- Lohnkonten

- Nachweis zur Zahlung der Lohnsteuer (z.B. Nachweisfiihrung durch Kontoauszug, die Vorlage
von Unbedenklichkeitsbescheinigungen oder der Anmeldung zur Lohnsteuer)
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- Nachweis zur Zahlung der SV-Beitrage (z.B. Nachweisflihrung durch Kontoauszug, die Vorlage
von Unbedenklichkeitsbescheinigungen oder der Anmeldung zur Sozialversicherung)

- Nachweis zur Zahlung der Gehilter/Bezige (z.B. Nachweisfiihrung durch Kontoauszug,
Bestatigung durch Bezlige- bzw. Besoldungsstelle oder durch den BfdH einer Kérperschaft des
offentlichen Rechts)

Da Korperschaften des 6ffentlichen Rechts strengen Haushaltsvorschriften unterliegen und tber
etablierte Verfahren verfiigen, kann hier der Nachweis zum Zahlungsfluss von Gehaltszahlung,
Sozialversicherungsbeitragen und der Lohnsteuer auch durch eine Bestatigung durch den
zustandigen Beauftragten fiir den Haushalt erfolgen. Die besondere Verantwortung des
Beauftragten fir den Haushalt ist gesetzlich in der Bundeshaushaltsordnung oder in
entsprechenden landesgesetzlichen Regelungen festgehalten. Die Bestatigung durch den
Beauftragten fiir den Haushalt muss sich dabei immer auf den konkreten Einzelfall beziehen und
sollte insoweit mindestens den Zeitraum der Bestatigung, die Namen der Mitarbeitenden und die
Hohe der Zahlung beinhalten.

Es kdnnen auch elektronische Aufbewahrungsformen akzeptiert werden, soweit diese den
nationalen Rechtsvorschriften (Grundsatze ordnungsgemaRer Buchfiihrung - insbesondere
Grundsatze ordnungsgemaRer Datenverarbeitung- gestiitzter Buchfiihrungssysteme,
Abgabenordnung) entsprechen und bereits von anderen Behérden (z.B. Finanzamt, ITSG)
anerkannt worden sind. Der Nachweis ist vom Vorhabentrager zu erbringen.

Kann die Belegfiihrung wahrend der Priifung nicht erbracht werden, kénnen die Ausgaben
vollstandig abgelehnt werden.

2.15 Beihilfe

Sobald staatliche Zuwendungsmittel an Unternehmen gezahlt werden, ist vom Zuwendungsgeber
zu prifen, ob es sich dabei um eine Beihilfe im Sinne der (EU-) Wettbewerbsvorschriften handelt.

Um eine Beihilfe handelt es sich, wenn

- die Unterstlitzung durch den Staat oder aus staatlichen Mitteln gewahrt wird,

- durch die Unterstiitzung ein oder mehrere Unternehmen gegeniiber anderen beglinstigt wird,
- die Unterstltzung den Wettbewerb verfalschen kénnte oder sie ihn verfalscht und

- die Unterstiitzung Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten der EU hat.
Hierbei ist zu beachten, dass die hier verwendeten Formulierungen sehr weit auszulegen sind.

Beispiel: ,Unternehmen” im Sinne des Wettbewerbsrechts ist jede Einrichtung, die einer
wirtschaftlichen Tatigkeit nachgeht- unabhangig von Finanzierung und Gewinnorientierung der
Einrichtung.

Beihilfen im Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV sind grundsatzlich unvereinbar mit dem Binnenmarkt,
also verboten. In bestimmten Fallen kénnen staatliche Zuwendungen jedoch mit dem
Beihilferecht vereinbar sein.
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Soll eine staatliche Zuwendung gewahrt werden, so muss der Zuwendungsgeber zunachst priifen,
ob die Zuwendung aufgrund einer bereits existierenden beihilferechtlichen Regelung (z.B. De-
minimis-Verordnung, AGVO) zul3ssig ist. Dies ist der Fall, wenn die Zuwendung von einer
bestehenden Verordnung erfasst wird oder einer existierenden deutschen Regelung unterfallt, die
von der Europaischen Kommission genehmigt wurde.

Wird die Zuwendung nicht von einer bestehenden Verordnung oder genehmigten deutschen
Regelung erfasst, so darf die Zuwendung nur nach vorheriger Notifizierung (Einzelfallentscheidung
der Europdische Kommission) gewahrt werden.

Ob eine Beihilfe oder eine Ausnahme von der Notifizierungspflicht vorliegt, ergibt sich aus der
Forderrichtlinie.

2.15.1 De-minimis-Beihilfen

Bei MalBnahmen, die einen bestimmten Schwellenwert nicht tGberschreiten, geht die Europdische
Kommission davon aus, dass diese den Handel zwischen den Mitgliedstaaten nicht
beeintrachtigen und somit nicht den Bestimmungen des Art. 107 AEUV unterliegen.

Der Schwellenwert wird in der Regel nicht Gberschritten, wenn der Gesamtbetrag der unter diese
Verordnung fallenden gewahrten Beihilfen an ein einziges Unternehmen innerhalb von drei
Jahren:

e 300.000 Euro nicht Gbersteigt.
In diesem Fall handelt es sich um eine De-minimis-Beihilfe.

Bestimmte Wirtschaftszweige sind von der Anwendung der De-minimis-Verordnung
ausgeschlossen.

Nach Ablauf der Geltungsdauer der VERORDNUNG (EU) Nr. 1407/2013 DER KOMMISSION vom 18.
Dezember 2013 lber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise
der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen sind De-minimis-Beihilferegelungen, die die
Voraussetzungen dieser Verordnung erfiillen, noch sechs Monate durch diese Verordnung
gedeckt. In diesen Fallen gilt bis zum 30.06.2024 ein Schwellenwert von 200.000 € innerhalb von
drei Steuerjahren sowie ein geringer Schwellenwert fiir spezielle Wirtschaftszweige. Der
Anwendungsbereich der alten Regelung endet vor dem 30.06.2024, soweit dies in der
Forderrichtlinie ausdriicklich zugelassen wird.

Der Vorhabentrager muss im Antragsverfahren eine sogenannte ,,De-minimis-Erklarung”
vorlegen, in der er bestatigt, dass der Hochstbetrag noch nicht ausgeschopft wurde. Der
Zuwendungsgeber stellt anschlieRend eine ,,De-minimis-Bescheinigung” tGber den
Subventionswert der Zuwendung aus. Der Vorhabentrager muss alle mit der De-minimis-Beihilfe
im Zusammenhang stehenden relevanten Unterlagen mindestens fiir zehn Jahre aufbewahren.

Dariiber hinaus sind die Grundsatze zur Belegaufbewahrung unter Nr. 7.5 zu beachten.
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Ab dem 01.01.2026 werden gem. Artikel 6 der Verordnung (EU) 2023/2831 Informationen tber
jede De-minimis-Beihilfe in dem eAidRegister der Europaischen Kommission veroffentlicht.

2.15.2 De-minimis-Beihilfen fiir Dienstleitungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
(DAWI)

Zuwendungen flr Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse kénnen als De-
minimis-Beihilfen bis zu einem Hoéchstbetrag von 750.000 Euro gewahrt werden.

2.15.3 Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)

Bestimmte Beihilfen, die der Schaffung von Arbeitsplatzen und der Starkung der
Wettbewerbsfahigkeit dienen, sind von der Europdischen Kommission von der Pflicht zur
Notifizierung ausgenommen.

Dies betrifft fir die ESF Plus -Programme insbesondere folgende Gruppen von Beihilfen:
- Beihilfen fur kleine und mittlere Unternehmen (KMU)

- Beihilfen fir Forschung und Entwicklung und Innovation,

- Ausbildungsbeihilfen,

- Beihilfen fiir benachteiligte Arbeitnehmer und Arbeitnehmer mit Behinderungen.
Die AGVO sieht fiir die verschiedenen Beihilfegruppen spezifische Regelungen, etwa zur

maximalen Beihilfeintensitdt und zu den beihilfefahigen Kosten, den Anmeldeschwellen oder dem
Anreizeffekt vor.

Die AGVO gilt nicht fiir bestimmte Wirtschaftsbereiche und nicht fiir Beihilferegelungen, in denen
nicht ausdricklich festgelegt ist, dass einem Unternehmen, das einer Riickforderungsanordnung
aufgrund eines friheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit einer
Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist, keine
Einzelbeihilfen gewahrt werden diirfen.

Sie gilt auch nicht fiir Beihilfen fiir Unternehmen in Schwierigkeiten.

Einzelbeihilfen von tiber 100.000 Euro werden im Transparenzmodul der Europdischen
Kommission veroffentlicht.

2.15.4 Beihilfen fiir Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI)

Wirtschaftliche Tatigkeiten, die dem Allgemeinwohl dienen und ohne staatliche Eingriffe am
Markt Gberhaupt nicht oder in Bezug auf die Qualitat, Sicherheit, Bezahlbarkeit,
Gleichbehandlung oder den universalen Zugang nur zu anderen Standards durchgefiihrt wiirden,
sind nach MaRgabe des DAWI-Beschlusses der Europaischen Kommission vom 20.12.2011 mit
dem EU-Binnenmarkt vereinbar.
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Der Beschluss findet Anwendung auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen die
Unternehmen fir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
Interesse gewahrt werden.

Hierbei ist zu beachten, dass die Betrauung eines Unternehmens mit Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse unter Verweis auf den DAWI-Beschluss erfolgen muss.

Zur Sicherstellung, dass keine Uberkompensation fiir die erbrachte Dienstleistung erfolgt, ist die
Beihilfe an Auflagen zu knipfen und deren Erfillung zu Gberwachen.

2.15.5 Kumulierung von Beihilfen

Beihilfen, die den Regelungen der AGVO unterliegen, konnen mit anderen Beihilfen kumuliert
werden,

- wenn diese Beihilfen unterschiedliche, jeweils bestimmbare beihilfefdahige Kosten betreffen
oder

- wenn sich teilweise oder vollstandig Gberschneidende — beihilfefahige Ausgaben kumuliert
werden, wenn aufgrund dieser Kumulierung die entsprechende Beihilfehdchstintensitat bzw.
der entsprechende Beihilfehdchstbetrag nach MaRgabe dieser Verordnung nicht
Uberschritten wird.

Mit De-minimis-Beihilfen fir dieselben beihilfefahigen Kosten kénnen Beihilfen nach der AGVO
kumuliert werden, wenn durch diese Kumulierung die in der AGVO festgelegten
Beihilfeintensitaten oder Beihilfehdchstbetrage nicht Gberschritten werden.

De-minimis-Beihilfen diirfen mit De-minimis-Beihilfen nach der DAWI-De-minimis-Verordnung
nach VO (EU) 2023/2832 kumuliert werden. Sofern eine DAWI-De-minimis-Beihilfe nach VO (EU)
360/2012 gewidhrt wurde, darf eine Kumulation mit De-minimis-Beihilfen den Hochstbetrag der
DAWI-De-minimis-Verordnung nach VO (EU) 2023/2832 (750.000 Euro in drei Jahren) nicht
Uberschreiten.

De-minimis-Beihilfen dirfen bis zur Hohe von 300.000 Euro in 3 Jahren mit anderen De-minimis-
Beihilfen kumuliert werden. Fiir die VERORDNUNG (EU) Nr. 1407/2013 gilt der geringere
Hochstbetrag von 200.000 Euro.

De-minimis-Beihilfen dirfen nicht mit staatlichen Beihilfen fir dieselben beihilfefahigen Ausgaben
kumuliert werden, wenn die Kumulierung dazu fiihren wiirde, dass die hochste einschlagige
Beihilfeintensitat oder der hochste einschlagige Beihilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in einer
Gruppenfreistellungsverordnung oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist,
Uberschritten wird.

De-minimis-Beihilfen, die nicht in Bezug auf bestimmte beihilfefahige Kosten gewahrt werden und
keinen solchen Kosten zugewiesen werden kdnnen, diirfen mit anderen staatlichen Beihilfen
kumuliert werden, die auf der Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder eines
Beschlusses der Kommission gewahrt wurden.
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3. Antragstellung

Forderantrage konnen bei der zustandigen Bewilligungsbehdrde entsprechend den Vorgaben der
Forderrichtlinie und der Programmaufrufe tiber das Férderportal Z-EU-S gestellt werden. Die
Forderantrage unterliegen dem Schriftformerfordernis (siehe 2.3).

3.1 Finanzierungsplan

Nach VV Nr. 3.2.1 zu § 44 BHO muss einem Antrag auf Projektférderung ein Finanzierungsplan
beigefiigt werden, der einen Uberblick iiber die geplanten Ausgaben und die beabsichtigte
Finanzierung gewahrt. Diese Prognose muss auf nachprifbaren PlanungsgrofRen beruhen, die im
Antrag zu erldutern sind. Nur wenn die Prifung der Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit (§ 7
BHO) der geplanten Ansatze moglich ist, kann (iber einen Antrag Giberhaupt positiv entschieden
werden.

Die Forderrichtlinien kdnnen besondere Anforderungen an den Finanzierungsplan vorgeben.

3.2 Ausgaben
Die geplanten Ausgaben missen in inhaltlichem Zusammenhang mit dem Zuwendungszweck

stehen. Nur dann kénnen sie als zuwendungsfahig anerkannt werden.

MaRgebend fiir die Kalkulation der direkten Personalausgaben sind die Verhaltnisse zum
Zeitpunkt der Antragstellung.

33 Finanzierung
Nach VV Nr. 1.2 zu § 44 BHO ist eine Forderung nur zuldssig, wenn die Gesamtfinanzierung

sichergestellt ist.

Die Ausgaben werden durch die gewadhrte Zuwendung und Eigenmittel (ggf. auch durch
Drittmittel) finanziert.

In welchem Verhaltnis die Finanzierungsteile zueinander stehen, regelt der Zuwendungsbescheid
auf der Grundlage der jeweiligen Forderrichtlinie.

3.3.1 Eigenmittel und Drittmittel

Die Eigenmittel, die der Antragstellende als Geldleistung zur Finanzierung seiner Projektausgaben
in das Vorhaben einbringt, miissen im Antragsverfahren nachgewiesen werden. Durch die
Eigenmittel zeigt der Vorhabentrager, dass er ein Eigeninteresse an der Projektdurchfiihrung hat
und nicht nur rein wirtschaftliche Interessen verfolgt.

Nur soweit in der Forderrichtlinie zugelassen, kann die Geldleistung in dem dort genannten
Umfang ersetzt werden.
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Beispiele:
- durch die Einbringung von Projektmitarbeitenden (eigene Personalgestellung).
- durch Drittmittel, wie:

e Geldleistungen der Teilvorhabenpartner

e zusatzliche offentliche Mittel (z.B. kommunale oder Landesmittel), sofern diese Mittel
nicht aus dem ESF Plus oder anderen EU finanzierten Fonds entstammen. Als
Nachweis ist eine Finanzierungsbestatigung durch den Dritten einzureichen. In der
Bestatigung muss die Summe der einzubringenden Mittel angeben werden

e durch Personalgestellungen der Teilvorhabenpartner, soweit es sich um direkt
forderfahige Projektmitarbeitende handelt. Die entsprechenden Nachweispflichten
sind zu beachten (vgl. Nr. 5.2.5).

e durch die Freistellung der Projektteilnehmenden (Freistellungskosten)
Die Aufzahlung ist nicht abschliefSend.
Eine entgeltliche Arbeitnehmeriberlassung ist ausgeschlossen.
Weitere Ausnahmen kdnnen in der jeweiligen Forderrichtlinie festgelegt werden.

Indirekte Projektausgaben werden (iber die Pauschalregelung abgedeckt und werden nicht als
Eigenmittel anerkannt.

3.3.2 Projekteinnahmen

Projekteinnahmen sind Einnahmen, die dem Vorhabentrager auf Grund der Projektdurchfiihrung
zuflieBen (z. B. Teilnehmendenbeitrage, Vermarktungserlse). Treten bei dem Vorhabentrager
Deckungsmittel in Form von zweckgebundenen Spenden hinzu, ermaRigt sich die Zuwendung
nicht. Beim Hinzutritt neuer Eintrittsgelder und nicht zweckgebundener Spenden, die nicht im
Finanzierungsplan enthalten sind, ermaRigt sich die Zuwendung in Hohe von 30 Prozent dieser
neu hinzugetretenen Deckung, soweit diese fir den Zuwendungszweck verwendet wird.

Projekteinnahmen sind im Rahmen der Mitteilungspflichten der Bewilligungsbehorde anzugeben
und nachzuweisen. Die Zuwendung und die Eigenmittel (oder Drittmittel) werden durch
Projekteinnahmen anteilig reduziert (Anteilfinanzierung).

34 Zielindikatoren

Bereits bei der Antragstellung sind gemaR VV Nr. 3.3.6 zu § 44 BHO die beabsichtigten
Zielindikatoren bzgl. Aufwand, Ergebnis und Wirkung, z. B. durch eine Meilensteinplanung, zu
beschreiben.

Den Kernbereich der Zielindikatoren stellen in der Regel die Teilnehmendendaten dar.
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Abhdngig von den Vorgaben in der Forderrichtlinie sind diese, und soweit erforderlich, die Anzahl
der geférderten/beglnstigten kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) zu erfassen.

3.5 Vorzeitiger Vorhabenbeginn

Der Antrag auf Zustimmung zum vorzeitigen Vorhabenbeginn kann friihestens mit dem
Forderantrag im Forderportal Z-EU-S gestellt werden.

3.6 Weiterleitung
Die Weiterleitung einer Zuwendung (Bundes- und/oder ESF Plus-Mittel) an einen

Teilvorhabenpartner muss ausdriicklich beantragt werden.

Die erforderlichen Ausgaben des Teilvorhabenpartners sind im Finanzierungsplan gesondert
auszuweisen.

3.7 Unterlagen und Erklarungen, die dem Antrag beizufiigen sind

In der Regel werden in der Forderrichtlinie, Férderaufrufen und (sofern vorhanden) in den
entsprechenden FAQ's die fiir die Antragstellung erforderlichen Unterlagen benannt.

Die im Foérderportal Z-EU-S vorgesehenen Pflichtangaben sind zwingend auszufillen.
Weiterhin sind zwingend einzureichen:

- eine Erklarung zum Besserstellungsverbot (siehe Ausflihrungen unter Nr. 2.10). Soweit
erforderlich sind entsprechende Nachweise beizufiigen.

- Nachweis der Vertretungsberechtigung (z.B. durch Vollmacht, Satzung, Registerauszug u.a.)
- Erklarung zu den subventionserheblichen Tatsachen

- Vorlage einer Bankbescheinigung

- Bestatigung zum Eigenmittel- bzw. Drittmittelanteil (Kofinanzierungsbestatigung)

- Bonitatsbestatigung (Anwendungsbereich der BNBest-P-ESF; Ausnahme: Kérperschaften des
offentlichen Rechts)

- sofern relevant: beihilferechtliche Erklarungen

- sofern relevant: der maligebliche Tarifvertrag einschlielRlich einer ggf. vorhandenen
Entgeltordnung

- Erklarung zur Kenntnisnahme des Merkblatts zur Achtung der Charta der Grundrechte der
Europaischen Union (GRC) im Zusammenhang mit der Umsetzung des beantragten Vorhabens
- sowie sofern relevant Erklarung zur Weitergabe der Informationen an Teilnehmende des
Vorhabens—

- sofern relevant: Nachweis (iber die Vorsteuerabzugsberechtigung
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3.8 Erfassung der wirtschaftlich Berechtigten

Sofern Vorhabentrager oder Teilvorhabenpartner tiber wirtschaftlich Berechtigte im Sinne des § 3
Geldwaschegesetz (GwG) verfligen, sind diese gemal Art. 69 Abs. 2 i.V.m. Anhang XVII Allg.
Verordnung im Forderportal Z-EU-S zu erfassen. Die Bewilligungsbehoérde prift die Angaben zu
den wirtschaftlich Berechtigten auf Grundlage eines Auszugs aus dem Transparenzregister
(www.transparenzregister.de). Der Vorhabentrager ist dazu verpflichtet, der Bewilligungsbehorde

bei Antragstellung einen Auszug aus dem Transparenzregister (auch fir die Teilvorhabenpartner)
vorzulegen.

4. Bewilligung

Wenn die Priifung der Antragsunterlagen zu dem Ergebnis fiihrt, dass die Voraussetzungen einer
Forderung gegeben sind, kann ein Zuwendungsbescheid erlassen werden. Dieser
Zuwendungsbescheid regelt die Rechtsbeziehungen zwischen der Bewilligungsbehdrde als
Zuwendungsgeber und dem Vorhabentrager.

Die Bewilligungsbehorde entscheidet aufgrund der eingereichten Unterlagen im Rahmen ihres
pflichtgemalken Ermessens lGber den Antrag.

Ein Rechtsanspruch auf Forderung besteht nicht.

Nebenbestimmungen erlangen durch die Einbeziehung in den Zuwendungsbescheid unmittelbare
Rechtswirkung. Der Bescheid kann abweichende Regelungen vorsehen.

Die Weiterleitung von Bundes- oder ESF Plus-Mitteln durch den Vorhabentrager ist nur zulassig,
wenn im Zuwendungsbescheid der Weiterleitung ausdriicklich zugestimmt wird (VV Nr. 12 zu § 44
BHO). Die Hohe der Weiterleitung wird dabei durch die Bewilligungsbehérde im
Zuwendungsbescheid festgelegt.

4.1 Anderungsantrag

Bei wesentlichen Anderungen im Projektverlauf ist bei der Bewilligungsbehérde ein
Anderungsantrag zu stellen. Griinde fiir eine Anderung kénnen u.a. sein:

- die Zielindikatoren kdnnen absehbar nicht erreicht werden

- Hinzutritt, Wegfall, Verlangerung oder Anderung eines Teilvorhabenpartners

- Anderung des Projektnamens, sofern dieser Bestandteil des Zuwendungsbescheides ist
- wesentliche Anderungen in der Finanzierung

Die Bewilligungsbehérde priift den Anderungsantrag, entscheidet unter Ausiibung ihres

Ermessens und erlasst hierzu ggf. einen Anderungsbescheid.

Mit dem Zuwendungsbescheid werden die im Finanzierungsplan dargestellten Betrage fir
verbindlich erklart.
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Die Einzelansatze diirfen bis zu einer Hohe von 20 % liberschritten werden, soweit die
Uberschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansitzen ausgeglichen
werden kann. Dem Vorhabentradger obliegt hier eine Mitteilungspflicht.

Eine dariiberhinausgehende Uberschreitung ist genehmigungsbediirftig und bei der zustindigen
Bewilligungsbehorde im Online-Férderportal Z-EU-S zu beantragen. Dabei ist zu beachten, dass es
sich hierbei immer um eine Einzelfallentscheidung handelt, die gesondert zu priifen ist. Ein
gedanderter Finanzierungsplan ist beizufiigen.

In jedem Fall empfiehlt es sich, rechtzeitig Kontakt mit der zustandigen Bewilligungsbehérde
aufzunehmen, um abzukléren, ob ein Anderungsantrag erforderlich ist.

4.2 Widerruf der Zuwendung

Der Zuwendungsbescheid kann ganz oder teilweise mit Wirkung fiir die Zukunft oder die
Vergangenheit widerrufen (§ 49 VwV{G) und die Zuwendung insoweit zuriickgefordert werden (§
49 a VwVfG), wenn z.B.

- die Zweckbestimmung oder Zielsetzung der Mallnahme nicht mehr erfillt ist

- die Auflagen und Nebenbestimmungen des Zuwendungsbescheides nicht erfiillt werden

Griinde fir einen (teilweisen) Widerruf der Zuwendung kdnnen u. a. sein:

- VerstoRe gegen das Vergaberecht

- das Nichterreichen der inhaltlichen Ziele oder des Zuwendungszwecks

- die Gesamtfinanzierung des Vorhabens ist gefahrdet (z. B. durch Insolvenz)

- VerstoR gegen Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten (z. B. nach BNBest-P-ESF-Bund/ BNBest-
GK-ESF-Bund)

- die nicht zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung
- Nichteinhaltung von Fristen
- VerstoB gegen die Publizitatsvorschriften

- wenn ein Verstolk gegen die Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC)
festgestellt wurde

- fehlende ordnungsgemale Geschaftsfiihrung

- soweit die Voraussetzungen der Nr. 12 der VV zu § 44 BHO (Weiterleitungsvertrag, -
vereinbarung) nicht eingehalten werden.
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5. Mittelverwendung durch den Vorhabentrager
5.1 Zuwendungsfihige Ausgaben

Ausgaben sind alle vom Vorhabentrager tatsachlich getatigten projektbezogene Zahlungen, die
innerhalb des Bewilligungszeitraumes des Projektes begriindet wurden.

In Einzelféllen kdnnen auch noch nach dem Ende des Bewilligungszeitraumes geleistete Ausgaben
als zuwendungsfahig anerkannt werden, wenn der Rechtsgrund der Zahlung innerhalb des
Bewilligungszeitraumes lag.

Die Ausgaben sind zuwendungsfahig, soweit sie in der Férderrichtlinie oder in den
programmspezifischen Regelungen in diesen Férdergrundsatzen genannt werden.

Eine Erhohung oder Vorverlegung von Zahlungen, die ausschlieflich auf dem Umstand beruhen,
dass eine Erstattung durch die Bewilligungsbehdrde erfolgt, ist nicht zuldssig.

Wurden bereits getatigte Ausgaben durch Dritte erstattet (z.B. Erstattung der Krankenkasse an
den Vorhabentrager aufgrund von Krankheit (U1) oder Mutterschutz (U2)), ist dies vorrangig. Eine
erneute Abrechnung ist nicht zuldssig. Die Erstattungen sind von den Ausgaben abzuziehen, bzw.
nachtraglich zu korrigieren. Die Hohe der Erstattungen ist zu belegen.

Ausgaben, die der tatsachlichen Hohe nach abgerechnet werden kénnen, unterliegen dem
Realkostenprinzip. Dies bedeutet, dass die Erstattung (ggf. zusammen mit Erstattungen von
Dritten) nie die tatsachlichen Ausgaben Uberschreiten darf. Betrage sind auf zwei Stellen nach
dem Komma nach kaufmannischen Rundungsregeln zu runden. Dabei ist darauf zu achten, dass
durch Rundungen die tatsachlichen Ausgaben nicht Gberschritten werden. Sind mehrere
Rechenschritte erforderlich, so sind Zwischenergebnisse ebenfalls zu runden.

Grundsatzlich gehort die im Rechnungsbetrag enthaltene Umsatzsteuer zu den
zuwendungsfahigen Ausgaben. Anders ist dies, wenn der Vorhabentrager
vorsteuerabzugsberechtigt ist.

Da nur tatsachlich angefallene Ausgaben geltend gemacht werden kdnnen, kann der
vorsteuerabzugsberechtigte Vorhabentrager nur Nettobetrage, also ohne Umsatzsteuer,
abrechnen.

Das ortlich zustandige Finanzamt entscheidet, ob ein Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner
vorsteuerabzugsberechtigt ist oder nicht.

Eine entsprechende Dokumentation erfolgt (iber das Forderportal Z-EU-S und muss in der
Rechnung dokumentiert werden.

5.2 Direkte Personalausgaben

Als Personalausgaben kénnen nur Ausgaben fiir Mitarbeitende anerkannt werden, die in einem
Beschaftigungs- oder Beamtenverhaltnis zum Vorhabentrager oder Teilvorhabenpartner stehen
und die ausdrticklich in der Forderrichtlinie oder in diesen Férdergrundsatzen zugelassen wurden.
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Soweit programmspezifisch in der Forderrichtlinie (z.B. alle Programme des BMBFSFJ) die
Abrechnung der Personalausgaben nicht in Form von Realkosten sondern als Kosten je Einheit
festgelegt wird, wird dies unter Nr. 9 explizit geregelt.

Die Abrechnung der mit der Umsetzung des Projekts beauftragten Mitarbeitenden, kann bis zu
einer festgelegten Obergrenze erfolgen. Sollten die tatsachlich anfallenden Personalausgaben
geringer als die zuldssige Obergrenze sein, kann auch nur der geringere Betrag abgerechnet
werden.

Fiir die Abrechnung der Personalausgaben wird auf das jahrliche projektbezogene Arbeitgeber-
Bruttoentgelt (inklusive Sonderzahlungen) abgestellt.

Ein Projektmitarbeitender kann maximal bis zu 100% der beim Vorhabentragers/
Teilvorhabenpartners geltenden Regelarbeitszeit abgerechnet werden. Der Anteil der Arbeitszeit
in anderen Projekten und Arbeitsbereichen ist im Stellenprofil anzugeben.

Bei Anderungen der Angaben im Stellenprofil, insbesondere der Arbeitszeit im Projekt oder
anderer Projekte, ist umgehend ein aktualisiertes Stellenprofil einzureichen.

Die Ausuibung der Tatigkeit eines Geschéftsfiihrers oder einer Geschaftsfihrerin / eines
Gesellschafters oder einer Gesellschafterin kann nicht als direkte Personalausgabe abgerechnet
werden.

Ubernimmt ein Geschaftsfiihrer oder eine Geschaftsfiihrerin / ein Gesellschafter oder eine
Gesellschafterin eine Aufgabe als Projektmitarbeitender, kommt eine anteilige Abrechnung (unter
Abzug der Tatigkeit als Geschaftsfihrer oder Geschiftsfiihrerin /Gesellschafter oder
Gesellschafterin) in Betracht. Fir die Nachweisfiihrung und Abrechnung gelten die Vorgaben fiir
die Projektmitarbeitenden. Anstelle des Arbeitsvertrages kann auch ein vorhandener
(Gesellschafter-)Geschéftsfihrervertrag vorgelegt werden, insofern in diesem die relevanten
Informationen ausgewiesen sind.

Soweit ein (Gesellschafter-)Geschaftsfliihrer mehrere Tatigkeiten ausiibt, sind die Tatigkeiten
insgesamt zu bericksichtigen, da eine Doppelférderung auszuschlielen ist. Eine Abrechnung ist
grundsatzlich nur bis zu 75 % der beim Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner geltenden
Regelarbeitszeit moglich, da weiterhin eine ordnungsgemaRe Geschaftsfiihrung gesichert
erscheinen muss (Nr. 1.2 zu § 44 BHO). Die Gewinnbeteiligung, zum Beispiel die eines
Geschaftsflhrers oder einer Geschaftsfiihrerin, kann fiir die Abrechnung der Personalausgaben
nicht zu Grunde gelegt werden.

Ausgaben fir geringfligig Beschéaftigte (Minijobber oder Minijobberin) sind grundsatzlich nicht
zuwendungsfahig.

Fur die Abrechnung von Personalausgaben kénnen durch Forderrichtlinien und/oder den
Zuwendungsbescheid vereinfachte Ausgabenoptionen vorgegeben werden.
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5.2.1 Projektmitarbeitende und Eingruppierung

Die zuwendungsfahigen Personengruppen der Projektmitarbeitenden werden in der jeweiligen

Forderrichtlinie, bzw. unter Nr. 9 programmespezifisch festgelegt.

Die Eingruppierung fiir das im Projekt eingesetzte Personal wird unter Berlicksichtigung von

Qualifikationen und den im Stellenprofil definierten Anforderungen vorgenommen. Die zuldssige

Eingruppierung wird unter Nr. 9 festgelegt. Die darin genannte Eingruppierung ist als maximal

zulassige Eingruppierung anzusehen. Entscheidend sind dabei die Stellenanforderungen im

Projekt und nicht die allgemeine Stellung des Mitarbeitenden im Unternehmen.

Tatigkeiten mit unterschiedlichen Entgeltgruppen kénnen nicht kombiniert und zu einer Stelle

zusammengefiihrt werden.

Es gelten grundsatzlich folgende Mindestanforderungen:

Entgeltgruppe ES:

Die Zuordnung setzt eine Ausbildung, die in einem nach dem Berufsbildungsgesetz oder nach
der Handwerksordnung staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren erfolgreich
absolviert wurde, voraus.

Ist diese Voraussetzung nicht erfillt, kann eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe E7
aufgrund langjahriger einschlagiger Berufserfahrung anerkannt werden, wenn eine
mindestens flinfjahrige gleichartige Tatigkeit nachgewiesen wird.

Entgeltgruppe E9a:

Es gelten die Mindestanforderungen wie fiir die Eingruppierung in die Entgeltgruppe ES.
Ist diese Voraussetzung nicht erfillt, kann eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe E8
aufgrund langjahriger einschlagiger Berufserfahrung anerkannt werden, wenn eine
mindestens flnfjahrige gleichartige Tatigkeit nachgewiesen wird.

Die Eingruppierung in die E9a ergibt sich aus den vom Zuwendungsgeber vorgegebenen
Anforderungen an die Tatigkeit selbst.

Entgeltgruppe E9c:

Die Zuordnung setzt das Vorliegen einer abgeschlossenen Hochschulausbildung oder eines
gleichwertigen formellen Bildungsabschlusses voraus.

Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule oder
einer staatlich anerkannten Hochschule ein Diplomgrad mit dem Zusatz "Fachhochschule"
("FH"), ein anderer gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde.

Zusatzlich kann eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe E9c aufgrund gleichwertiger
Fahigkeiten anerkannt werden, wenn

e eine Ausbildung in einem nach dem Berufsbildungsgesetz oder nach der
Handwerksordnung staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren erfolgreich
absolviert wurde
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und

e eine mindestens vierjahrige gleichartige Tatigkeit nachgewiesen wird.

Ist keine der vorstehend genannten Voraussetzungen erflillt, kann eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe E9b aufgrund langjahriger einschldgiger Berufserfahrung anerkannt werden,
wenn eine mindestens sechsjahrige gleichartige Tatigkeit nachgewiesen wird.

Entgeltgruppe E11:

Es gelten die Mindestanforderungen wie fiir die Eingruppierung in die Entgeltgruppe E9c.
Bei Vorliegen langjahriger einschlagiger Berufserfahrung kann eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe E10 erfolgen, wenn eine mindestens sechsjahrige gleichartige Tatigkeit
nachgewiesen wird.

Die Eingruppierung in die E11 ergibt sich aus den vom Zuwendungsgeber vorgegebenen
Anforderungen an die Tatigkeit selbst.
Entgeltgruppe E13

Die Zuordnung setzt das Vorliegen einer wissenschaftlichen Hochschulausbildung, eines
gleichwertigen formellen Bildungsabschlusses oder langjahriger einschlagiger Berufserfahrung
voraus.

Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an einer
staatlichen Hochschule oder einer staatlich anerkannten Hochschule

e mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatspriifung,
Magisterprifung oder Diplomprifung

oder

e mit einer Masterpriifung

beendet worden ist.

Langjahrige einschlagige Berufserfahrung kann anerkannt werden,
e wenn

» von einer staatlichen Hochschule oder einer staatlich anerkannten Hochschule ein
Diplomgrad mit dem Zusatz ,Fachhochschule” (FH), ein anderer gleichwertiger
Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad in einer einschlagigen Studienrichtung
verliehen wurde

und

» eine mindestens vierjahrige gleichartige Tatigkeit (z.B. Leitungstatigkeit fir ein
Forderprojekt) nachgewiesen wird

oder
e wenn

» eine Meisterprifung auf Grundlage der Handwerksordnung oder des
Berufsbildungsgesetzes erfolgreich abgelegt wurde
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und

> eine mindestens sechsjahrige gleichartige Tatigkeit (z.B. Leitungstatigkeit fur ein
Forderprojekt) nachgewiesen wird.

Ist keine der vorstehend genannten Voraussetzungen erflillt, kann eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe E12 aufgrund langjahriger einschlagiger Berufserfahrung anerkannt werden,
wenn eine mindestens zehnjahrige gleichartige Tatigkeit (z.B. Leitungstatigkeit fiir ein aus
einem europaischen Strukturfonds gefordertes Projekt) nachgewiesen wird.

- Entgeltgruppe E15:

Es gelten die Mindestanforderungen wie flr die Eingruppierung in die Entgeltgruppe E13.
Die Eingruppierung in die E15 ergibt sich aus den vom Zuwendungsgeber vorgegebenen
Anforderungen an die Tatigkeit selbst.

Die Anerkennung langjahriger einschlagiger Berufserfahrung kann nur erfolgen, wenn die
entsprechenden Voraussetzungen erflllt sind. Eine nur teilweise oder in Teilzeit ausgelbte
Tatigkeit verlangert die nachzuweisende einschlagige Berufserfahrung entsprechend. Die
Entscheidung liber die Anerkennung langjahriger einschlagiger Berufserfahrung trifft die
Bewilligungsbehoérde nach pflichtgemalRem Ermessen. Eine Entscheidung tiber die Anerkennung
soll vor Einsatz des Personals beantragt werden.

Die Prifung der Eingruppierung richtet sich nach folgender Systematik:

Die maximale Eingruppierung ergibt sich aus den Vorgaben der Foérderrichtlinie, bzw. Nr. 9.
Zundachst ist zu prifen, ob die o0.g. Mindestanforderungen fiir diese Eingruppierung erfillt sind.

Sind diese nicht erfiillt, so ist zu prifen, ob die Mindestanforderungen fir die jeweils
nachstgeringere der o.g. Entgeltgruppen vorliegt.

Sind die Mindestanforderungen fiir keine der genannten Entgeltgruppen erfiillt, so kann eine
Eingruppierung in die Entgeltgruppe E4 erfolgen, sofern der Vorhabentrager vorab
nachvollziehbar dargelegt hat, dass die qualitative Fahigkeit zur Mitarbeit im Vorhaben besteht.

Soweit der TVOD Bund oder andere Tarifvertrage im offentlichen Dienst anzuwenden sind, gelten
fir die Anerkennung von Erfahrungsstufen die dort festgelegten Grundsatze.

Danach ist bei Neueinstellung grundsatzlich nur eine Eingruppierung in der Erfahrungsstufe 1
moglich. Ausnahmsweise kann beim Vorliegen einschlagiger Berufserfahrung eine Eingruppierung
in einer hoheren Erfahrungsstufe anerkannt werden. Das Vorliegen einschlagiger Berufserfahrung
ist nachzuweisen (etwa durch Arbeitszeugnisse oder Tatigkeitsbeschreibungen).

5.2.2 Obergrenze

Die Begrenzung der zuwendungsfahigen Personalausgaben auf eine Obergrenze ist flir den
Vorhabentrager und die ggf. vorhandenen Teilvorhabenpartner jeweils gesondert zu priifen und
festzulegen.
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Weiterhin ist maRRgebend, ob fiir den Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner die BNBest-P-ESF-
Bund oder BNBest-GK-ESF-Bund Anwendung findet.

- Anwendungsbereich der BNBest-P-ESF-Bund
Soweit das Besserstellungsverbot Anwendung findet, werden die zuwendungsfahigen
Personalausgaben grundsatzlich durch den Tarifvertrag fir den 6ffentlichen Dienst Bund
(TV6D Bund) betragsmalig begrenzt.

Soweit die Anwendung des Besserstellungsverbots eines Bundeslandes ausdriicklich im
Bewilligungsbescheid festgelegt wurde, werden die zuwendungsfahigen Personalausgaben
durch den im Bescheid genannten Tarifvertrag fir den 6ffentlichen Dienst (z.B. TV-L)
betragsmaRig begrenzt.

Sofern ein Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner direkt (eine Anlehnung ist nicht ausreichend)
einem anderen Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes (z.B. TV-L) unterliegt, wird dieser
anstelle des TV6D Bund als VergleichsmaRstab herangezogen.

Tariferh6hungen kdnnen zwar beriicksichtigt werden, diese miissen aber durch Einsparungen
in anderen Ausgabepositionen ausgeglichen werden.

Soweit das Besserstellungsverbot keine Anwendung findet, sind gleichwohl die wesentlichen
Grundziige einer wirtschaftlichen Mittelverwendung zu beachten. Daher werden die vom
Bundesministerium der Finanzen (BMF) erstellten Berechnungen fiir Personal- und
Sachkosten in der Bundesverwaltung fir Wirtschaftlichkeits-untersuchungen und
Kostenberechnungen (PSK) in ihrer jeweils gliltigen Fassung als Priifmalistab zu Grunde
gelegt.

Die PSK werden regelmalig durch das BMF aktualisiert. Sofern sich dadurch neue
Obergrenzen ergeben, werden diese in der Abrechnung von Personalausgaben nur
beriicksichtigt, wenn eine entsprechende Erganzung zu den Férdergrundsatzen durch die
Bewilligungsbehorde veroffentlicht wurde. Bereits bewilligte Zuwendungen erhéhen sich
dadurch nicht. Sollen die Personalausgaben fiir eigenes Personal entsprechend der héheren
PSK abgerechnet werden, muss dies durch Einsparungen in anderen Ausgabepositionen
ausgeglichen werden.

Die maximale Obergrenze ergibt sich aus dem fiir die nachgeordneten Bundesbehdrden
aufgefihrten jahrlichem Arbeitnehmerbrutto und den Personalnebenkosten.

Fir den Vergleich ist das ermittelte Arbeitgeberbrutto maRgebend. Dies ist jeweils um 1/12 zu
kiirzen, sofern in einem Monat kein Gehaltsanspruch besteht.

Die PSK-Satze (Stand 23.06.2025) sind ab dem 01.08.2025 wie folgt zu beriicksichtigen:

Hinweis: Die PSK-Satze fiir vorhergehende Zeitraume kdnnen der Anlage zu den
Fordergrundsatzen entnommen werden.
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Entgeltgruppe | Arbeitgeberbrutto Arbeitnehmerbrutto Personalnebenkosten
(jahrlich)
E8 64.931 € 51.354 € 13.577 €
E9a 68.253 € 54.266 € 13.987 €
E9b 75.268 € 60.027 € 15.241 €
E9c 74.307 € 59.337 € 14.970 €
E 10 78.566 € 62.811 € 15.755 €
E11 85.308 € 68.312 € 16.996 €
E12 96.036 € 77.273 € 18.763 €
E13 89.262 € 71.672 € 17.590 €
E14 102.966 € 83.209 € 19.757 €
E 15 117.230 € 96.151 € 21.079 €

Abweichende Regelungen in der jeweils maligeblichen Forderrichtlinie bleiben hiervon
unberihrt.

Flhrt im Einzelfall (bezogen auf den individuellen Mitarbeiter) die Anwendung der PSK-Satze
zu einer geringeren Obergrenze, als die Obergrenzen im Rahmen des Besserstellungsverbots,
so ist die hohere Obergrenze maRgebend. Eine Benachteiligung durch die Anwendung der
PSK-Satze soll damit ausgeschlossen werden.

- Anwendungsbereich der BNBest-GK-ESF-Bund:

Soweit flir Gebietskorperschaften oder Zusammenschliisse von Gebietskérperschaften eigene
tarifrechtliche oder besoldungsrechtliche Regelung der 6ffentlichen Hand gelten, sind diese
anzuwenden. Hierbei sind die Vorgaben zur maximal moéglichen Eingruppierung nach Nr. 9
zwingend zu beachten.

5.2.3 Zuwendungsfihige Gehaltsbestandteile

Zuwendungsfahige (projektbezogene) Gehaltsbestandteile, die abgerechnet werden kénnen:
- Grundgehalt

- Arbeitgeberbeitrage Sozialversicherung (inkl. Beitragszuschiisse nach § 257 SGB V)

- Leistungsentgelt i.S.d. § 18 TVGD (Leistungspramie, Erfolgspramie, Leistungszulage)
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Vermogenswirksame Leistungen

Jahressonderzahlung

Besitzstandszulage (z. B. Kind, Wohnort, Garantiebetrag)
Zulage hoherwertige (projektbezogene) Tatigkeit
zusatzliche Altersvorsorge (z. B. VBL-Umlage, ZV-Umlage)

Zuschuss zu einem Jobticket (die Begrenzungen erfolgt unter Beachtung der Grenzen des
jahrlichen Haushaltsgesetzes ), Begrenzung aktuell: bis zu 40,00 Euro/Monat, begrenzt auf die
Hohe der halftigen durchschnittlichen monatlichen Jahresticketkosten bei Bezug eines 12-
Monats-Abonnements)

U1 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall
U2 Mutterschaftszuwendungen

U3 Insolvenzgeldumlage

Die Aufzahlung ist nicht abschliefSend.

Gehaltsbestandteile, die nicht abgerechnet werden kénnen:

Abfindungen

Dienstfahrzeuge
Erschwerniszulage
Gewinnbeteiligungen
Jubildumspramien/-zuwendungen

personliche Zulagen, Pramien sowie sonstige Stellenzulagen, die nicht im TV6D vorgesehen
sind

Uberstundenvergiitung

Verpflegung bzw. Verpflegungsgeld

Zeitzuschlage

bei Beamtinnen und Beamten: Versorgungsumlage, Beihilfeumlage, Beihilfeversicherung
Urlaubsabgeltung

bei Altersteilzeit: freiwillige und gesetzliche Aufstockungen des Nettolohns, gesetzliche
Aufstockung der Beitrdage zur Rentenversicherung

Kinderbetreuungskosten

Die Aufzahlung ist nicht abschliefSend.

Grundsatzlich kénnen nur Gehaltsbestandteile, deren Zahlung auf einer gesetzlichen,

tarifvertraglichen, vertraglichen Verpflichtung oder betrieblichen Ubung beruhen, geférdert
werden.
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Freiwillige Zahlungen (insbesondere Jahressonderzahlungen) sind nicht forderfahig.

5.2.4 Projektbezogene Arbeitszeit

Projektmitarbeitende kdnnen nur in dem Umfang abgerechnet werden, wie sie im Projekt tatig
sind.

Der Projekteinsatz Mitarbeitender von weniger als 25 % einer Vollzeitstelle sollte vermieden

werden und ist mit der Bewilligungsbehdrde abzustimmen.

Die jeweiligen Nachweispflichten richten sich danach, ob ein Beschaftigter ganzheitlich, mit einem

festen Anteil seiner Arbeitszeit oder variabel im Vorhaben eingesetzt wird.

ganzheitlicher Projekteinsatz (100 % der Gesamtarbeitszeit):

Stundennachweise missen nicht gefiihrt werden (dies gilt unabhangig davon, ob
Beschéftigte in Vollzeit oder in Teilzeit arbeiten).

Sofern gefordert, sind Tatigkeitsnachweise vorzulegen.

Der Nachweis der Zuordnung zum Vorhaben erfolgt mit einem zeitlich vor dem
Arbeitseinsatz erstellten Dokument, aus dem die Zuordnung zum Vorhaben mit der
vollstandigen regelmaRigen Arbeitszeit hervorgeht. Das Dokument enthalt ferner
mindestens den Namen des Arbeitgebers, den Namen des Beschaftigten, die
Vorhabenbezeichnung, den Zuordnungszeitraum, eine arbeitgeberseitige Unterschrift und
das Datum der Ausstellung. Als ein solches Dokument kann der Arbeitsvertrag des
Beschaftigten dienen, sofern die vorgenannten Informationen darin enthalten sind.

Anteilig fester Projekteinsatz (z.B. 40 % der Gesamtarbeitszeit):

Stundennachweise miissen nicht gefiihrt werden.

Sofern gefordert, sind Tatigkeitsnachweise vorzulegen.

die Personalkosten werden als fester Prozentsatz der Bruttopersonalkosten berechnet,
der dem festen Prozentsatz der fiir das Vorhaben aufgewendeten Arbeitszeit entspricht
Der Nachweis der Zuordnung zum Vorhaben erfolgt mit einem zeitlich vor dem
Arbeitseinsatz erstellten Dokument, aus dem die anteilige Zuordnung zum Vorhaben an
der regelmaRigen Arbeitszeit des Beschaftigten hervorgeht. Das vom Arbeitgeber zeitlich
vor dem Arbeitseinsatz erstellten Dokument enthélt mindestens den Namen des
Arbeitgebers, den Namen des Beschaftigten, die Vorhabenbezeichnung, den
Zuordnungszeitraum, den Zuordnungsanteil, eine arbeitgeberseitige Unterschrift und das
Datum der Ausstellung. Als ein solches Dokument kann der Arbeitsvertrag des
Beschéftigten dienen, sofern die vorgenannten Informationen darin enthalten sind.

Der Zuordnungsanteil muss den Arbeitsanteil mit Vorhabenbezug realistisch
widerspiegeln.

Dem Beschaftigten wird von der Arbeitgeberseite vorab ein fester Prozentsatz zugewiesen
und dieser dartiber schriftlich informiert.

mit jeder Abrechnung der Personalausgaben ist zu bestatigen, dass der feste
Projekteinsatz unverandert besteht.
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- variabler Projekteinsatz (z.B. Jan 25 %, Marz 40 %, Okt 35 %):

e Beider Dokumentation mittels ,, Stundennachweisen” werden die fiir das Vorhaben
geleisteten Arbeitsstunden von dem Beschaftigten tagesweise und zeitnah im Nachgang
erfasst. Die Dokumente werden von dem Beschéftigten unterschrieben und von dem
Vorgesetzen abgezeichnet. Die Nachweise enthalten neben den Datumsangaben und den
erfassten Stundenwerten den Namen des Arbeitgebers, die Vorhabenbezeichnung, den
Zeitraum (Monat/Jahr), den Namen des Beschéftigten, die insgesamt zu erbringende
Arbeitszeit, das Kiirzel/den Namen des Vorgesetzten, die beiden Unterschriften sowie die
zugehorigen Datumsangaben (wenn erforderlich auch Tatigkeitsangaben).

e Stundennachweise sind mit jeder Ausgabenerklarung einzureichen.

e Sofern gefordert, sind Tatigkeitsnachweise vorzulegen.

e Abrechenbar ist lediglich die tatsachliche vorhabenbezogene Tatigkeit. Fehl-, Urlaubs-
oder Krankentage kdnnen nicht anerkannt werden.

Im Falle einer Anderung der Arbeitszeit sowohl im Projekt als auch in anderen Projekten muss
umgehend eine entsprechende Anderungsmitteilung inklusive gedndertem Nachweis der
Bewilligungsbehorde vorgelegt werden.

Bei der Abrechnung von Personalausgaben sind Nachweise vorzuhalten, dass die geltend
gemachten Ausgaben im Zusammenhang mit Projektaktivitaten stehen (bspw.
Beratungsprotokolle, Teilnehmerlisten, Arbeitsbeispiele etc.). Die Nachweise sind auf
Anforderung vorzulegen.

5.2.5 Nachweisfiihrung

Spatestens bei der ersten Abrechnung der direkten Personalausgaben sollen folgende Unterlagen
bei der zustandigen Bewilligungsbehorde eingereicht werden:

e Stellenprofil (Tatigkeitsbeschreibung, die eine eindeutige Zuordnung zu einer der oben
genannten Personengruppen und den Stellenanteil im Projekt sowie das tatsachliche
Arbeitgeberbrutto-Entgelt angibt)

e Arbeitsvertrag/(Gesellschafter)-Geschéaftsfiihrervertrag

e Stellentbertragung oder Abordnung (Beamte)

e Qualifikationsnachweise und Lebenslauf des Projektmitarbeitenden (Ausnahme:
Korperschaften des 6ffentlichen Rechts, soweit kein fachlicher Nachweis im Rahmen der
Forderrichtlinie oder dem besonderen Teil der Fordergrundsatze gefordert wird)

e Nachweis der Projektzuweisung

e Bestatigung der anteiligen projektbezogenen Arbeitszeit

e Tatigkeits- und Stundennachweis bei variablen Projekteinsatz

e ggf. Anderungen zum im Antragsverfahren eingereichten Tarifvertrag einschlieBlich der
Entgeltordnung

e Soweit erforderlich: Nachweis der Zuldssigkeit eines Insichgeschaftes § 181 BGB

e bei Nutzung eines ITSG-zertifiziertes Lohnabrechnungsprogramms: Benennung des Systems
und Nachweis der Zertifizierung.
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Vom Vorhabentrager eingereichte Ausgaben sind stichprobenartig durch die Bewilligungsbehérde

vertieft zu prifen.

Im Rahmen der Stichprobenziehung sind daher weitere Unterlagen einzureichen, dazu zahlen bei

der vertieften Prifung von Personalausgaben u.a. folgende Nachweise:

Bei Nutzung eines ITSG-zertifiziertes Lohnabrechnungsprogramms gelten Erleichterungen bei
der Nachweisfiihrung im Rahmen der Stichprobe. In diesem Fall ist die Einreichung eines
Lohnkontos ausreichend. Ein Lohnkonto stellt eine detaillierte Ubersicht tiber die Lohn- und
Gehaltsabrechnungen eines Unternehmens je Arbeitnehmer fiir einen bestimmten Zeitraum
(z.B. monatlich oder jahrlich) dar. Es dient der Dokumentation und Kontrolle der Lohn- und
Gehaltszahlungen sowie der dazugehdrigen Abziige und Arbeitgeberanteile.

Das Lohnkonto soll die fiir Nachweisfiihrung relevanten Punkt enthalten. Dies sind:
e Name des Mitarbeitenden
e Bruttoentgelt

o Grundgehalt bzw. Lohn
o Zulagen, Boni, Pramien
o Uberstundenvergiitung

o Sachbeziige
e Abzilige & Sozialversicherungsbeitrage
e Lohnsteuer
e Solidaritatszuschlag

e Arbeitnehmeranteil Sozialversicherung (Kranken-, Pflege-, Renten-,
Arbeitslosenversicherung)

e Nettoentgelt (auszahlbarer Betrag)
e Arbeitgeberbelastung

o Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung
o Umlagen (z. B. U1, U2)

e Gesamtbetrag der Abgaben (an Finanzamt, Krankenkassen, Berufsgenossenschaft etc.)

Nur wenn ein Gehaltsbestandteil nicht im Lohnkonto aufgefiihrt ist, sind weitere Unterlagen,
wie z.B. eine Gehaltsbescheinigung / Bezligemitteilung / Dienst- bzw. Betriebsvereinbarungen
vorzulegen. In Fallen allgemeingiiltiger Zulagen reichen hierfiir (bei Kérperschaften
offentlichen Rechts) organisationsbezogene, jedoch grundsatzlich ebenso allgemeingiiltige
Informationen zur Gewahrung der Zulagen fir die Belegschaft aus (bspw. Dienst- bzw.
Betriebsvereinbarungen, Mitarbeiterrundschreiben etc.). Nur in Fillen individueller /
personenbezogener Zulagen ist die Vorlage einer Gehaltsbescheinigung / Bezligemitteilung
erforderlich (erneute Vorlage bei Anderung des Betrags).

Soweit ein ITSG-zertifiziertes Lohnabrechnungsprogramms nicht verwendet wird, sind
folgende Nachweise vorzulegen:

e Lohnjournal, bzw. Lohnkonto
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e Gehaltsabrechnung

e Verdienstbescheinigung (Beamte)

e Zahlungsnachweis an Mitarbeitende

e Zahlungsfluss in Bezug auf die Gehaltszahlung, die Zahlung der
Sozialversicherungsbeitrage und der Lohnsteuer

Da Korperschaften des 6ffentlichen Rechts strengen Haushaltsvorschriften unterliegen und
Uber etablierte Verfahren verfligen, kann hier der Nachweis zum Zahlungsfluss von
Gehaltszahlung, Sozialversicherungsbeitragen und der Lohnsteuer auch durch eine
Bestatigung durch den zustdandigen Beauftragten fiir den Haushalt erfolgen. Die besondere
Verantwortung des Beauftragten fiir den Haushalt ist gesetzlich in der
Bundeshaushaltsordnung oder in entsprechenden landesgesetzlichen Regelungen
festgehalten. Die Bestatigung durch den Beauftragten fiir den Haushalt muss sich dabei
immer auf den konkreten Einzelfall beziehen und sollte insoweit mindestens den Zeitraum der
Bestatigung, die Namen der Mitarbeitenden und die Hohe der Zahlung beinhalten. Als
Nachweis der im Rahmen der Stichprobenziehung einzureichenden Unterlagen kénnen zum
Beispiel Kontoausziige, Kontenblatter oder Screenshots aus einer elektronischen
Aufbewahrungsform akzeptiert werden, soweit diese den nationalen Rechtsvorschriften
entsprechen (siehe auch Punkt 2.14).

Achtung: Auch wenn im Rahmen der Stichprobe Vereinfachungen zur Nachweisfiihrung
zugelassen werden, sind die Nachweisdokumente im Rahmen einer ordnungsgemalfien
Geschaftsflihrung vorzuhalten und im Falle von weitergehenden Priifungen (z.B. bei Vor-Ort-
Prufungen der Bewilligungsbehdrden und im Rahmen administrativer und / oder Vor-Ort-
Uberpriifungen von weiteren Priifinstanzen) vorzulegen. Die erforderlichen Nachweisdokumente
sind auf Anforderung innerhalb von 10 Arbeitstagen vorzulegen. Soweit nicht férderfahige
Ausgaben im substantiellen Umfang festgestellt werden, kann die Stichprobe (vertiefte Priifung)
erweitert werden.

Die fir die Stichprobe erforderlichen Unterlagen kénnen in Z-EU-S hochgeladen oder per Post
Ubersandt werden.

Soweit die zahlungsbegriindenden Unterlagen personenbezogene Daten enthalten, die nicht fiir
die Abrechnung relevant sind, sind diese zu schwarzen. Hierzu gehéren insbesondere Daten nach
Art. 9 DSGVO, die Riickschliisse auf rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen,
religiose oder weltanschauliche Uberzeugungen, Gewerkschaftszugehorigkeit sowie auf
Gesundheitsdaten zulassen.
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5.3 Externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis

Grundsatzlich muss ein Vorhabentrager in der Lage sein, im Hinblick auf den Personaleinsatz ein
Projekt eigenstandig durchzufiihren. Dementsprechend sind das Vorhandensein und der geplante
Einsatz von hinreichend qualifiziertem Personal im Projekt darzulegen.

Soweit in der Foérderrichtlinie vorgesehen, kdnnen ausnahmsweise fir Teilbereiche der
Aufgabenerledigung externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis eingekauft werden. Diese
Ausgaben durfen grundsatzlich nicht mehr als 50 % der Ausgaben des Vorhabentragers fir
eigenes Personal im Projekt ausmachen.

Bei anfallenden Ausgaben fiir die Beauftragung von externen Dienstleistungen miissen die
Vergabevorschriften des 6ffentlichen Beschaffungswesens eingehalten werden.

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfiihrer und Geschaftsfiihrerinnen, Gesellschafter und
Gesellschafterinnen und hauptamtliche Mitarbeitende des Vorhabentragers/
Teilvorhabenpartners sind nicht zuwendungsfahig.

Die Verglitung von Externen muss sich im marktiiblichen Rahmen bewegen.

Fir die Verglitung von externen Dienstleistungen sind zusatzlich folgende Hochstbetrage
(inklusive Umsatzsteuer) zu beachten:

Stundensatz: 250,00 € bezogen auf 60 Minuten
Tagessatz: 1.500,00 € mindestens 6 Zeitstunden, ohne Pausen
Jahressatz: 78.000,00 € bezogen auf das Kalenderjahr ist der Betrag um jeweils

1/12 zu kirrzen, sofern in einem Monat keine
Dienstleistung erbracht wurde

Bei sich inhaltlich wiederholenden Dienstleistungen besteht ein geringerer Vorbereitungsbedarf,
da vorhandene Unterlagen genutzt werden konnen. Die o0.g. Maximalbetrage verringern sich in
diesen Fallen um jeweils 25 %.

Die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Verhaltnismaligkeit sind hierbei zu beachten.

Sofern eine Férderung im Rahmen einer Anteilfinanzierung stattfindet, kénnen im
Dienstleistungsvertrag hohere Satze vereinbart und tatsachlich gezahlt werden. Als direkte
Projektausgaben konnen jedoch nur die vorgenannten Maximalbetrage abgerechnet werden.

Eine zusatzliche Abrechnung von im Zusammenhang mit der Durchfiihrung stehenden Zeiten der
Vor- und Nachbereitung ist nicht moglich. Diese gelten mit der Vergiitung als abgegolten.

Soweit die Honorarausgaben als Berechnungsgrundlage eines Pauschalsatzes herangezogen
werden, gelten die unter Nr. 5.6 gemachten Ausfiihrungen.
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5.4 Durchfiihrung von Vergaben

Die Art des Vergabeverfahrens ist abhdangig vom Auftragswert. Im ersten Schritt ist dieser
nachvollziehbar zu ermitteln.

Eine Teilung von Auftragen in Einzelauftrage zum Zwecke der Unterschreitung des Auftragswerts
und mit dem Ziel der Vergabeerleichterung ist nicht zulassig.

Bei der Ermittlung des Auftragswerts missen alle gleichartigen Leistungen innerhalb des
Bewilligungszeitraums berticksichtigt werden. Um die erforderliche Transparenz herzustellen,
muss die Leistung hinreichend und abgrenzbar beschrieben werden. Wird der Auftragswert nach
Stundenséatzen kalkuliert, so missen die voraussichtlichen Stundensatze und die voraussichtlichen
Gesamtstunden dargestellt werden.

Vergaben sind immer mindestens im 2-Personen-Prinzip durchzufiihren.

Erreichen die jeweiligen Netto-Auftragswerte den Schwellenwert ( 216.000 Euro ohne USt Stand
01.01.2026), missen die Vorgaben des GWB, Teil 4 beachtet werden, d.h. die Vergabeverordnung
(VgV) ist einzuhalten und eine europaweite Ausschreibung durchzufiihren.

Anderungen dieser Regelungen finden mit Veréffentlichung auch in laufenden Vorhaben
Anwendung.

Bei Uberschreitung des Schwellenwertes sind gemaR Annex XVII der Allg. Verordnung Angaben
zum Auftragnehmer und ggf. Unterauftragnehmer im Férderportal Z-EU-S zu erfassen. Die
Moglichkeit zur Erfassung der Daten muss der Vorhabentrager nach dem Zuschlag im Vertrag
verbindlich regeln.

Fiir Auftrage, die den Schwellenwert Gberschreiten, sind folgende Informationen zur Verfligung zu
stellen:

- Name und Mehrwertsteuer-ldentifikationsnummer oder Steuer-ldentifikationsnummer
des/der Auftragnehmer(s)

- wirtschaftlichen Eigentiimer des Auftragnehmers nach Artikel 3 Absatz 6 der Richtlinie (EU)
2015/849, und zwar Vorname(n) und Nachname(n), Geburtsdatum/Geburtsdaten und
Mehrwertsteuer-ldentifikationsnummer(n) oder Steuer-ldentifikationsnummer(n) dieser
wirtschaftlichen Eigentiimer

und
- Angaben zu den Vertragen (Datum des Vertrags, Name, Bezugsnummer und Vertragswert)
Die Erfassung der Daten des Unterauftragnehmers ist nur erforderlich, wenn der Unterauftrag
den Wert von 50.000,00 € lbersteigt. Sofern ein Unterauftrag diese Schwelle (iberschreitet, sind

Name und Steuer-ldentifikationsnummer, und Angaben zu Unterauftrdgen (Datum des Vertrags,
Name, Bezugsnummer und Vertragswert) zu erfassen.

Unterhalb des Schwellenwertes ist die UVgO wie folgt zu beachten:
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- durch Vorhabentrédger/Teilvorhabenpartner, die der BNBest-P-ESF-Bund unterliegen nur, bei
Zuwendungen von mehr als 100.000,00 € (Nr. 3.1 der BNBest-P-ESF-Bund)

e die Verpflichtung zur Anwendung der UVgO entfallt hierbei beziiglich der §§ 22, 28,
30, 38, 44 und 46 (Nr. 3.1. der BNBest-P-ESF-Bund).

Durch Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner die den BNBest-GK-ESF-Bund (6ffentliche
Auftraggeber) unterliegen, sind die nach den einschldgigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen
des Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner anzuwendenden Vergabegrundsétze zu beachten.

Diese sind der Bewilligungsbehorde auf Anforderung nachzuweisen.

54.1 UVgO

Die UVgO unterscheidet zwischen verschiedenen Vergabearten. Alle Vergaben erfolgen
grundsatzlich durch eine Offentliche Ausschreibung (§ 9 UVgO) oder eine Beschrinkte
Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb (§ 10 UVgO). Der Vorhabentréger hat ein Wahlrecht
zwischen diesen beiden Vergabearten (§ 8 UVgO).

Die Wahl einer beschrankten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb (§ 11 UVgO) und eine
Verhandlungsvergabe (§ 12 UVgO) ist unter den dort genannten Voraussetzungen ebenfalls
moglich.

Abhdngig vom Auftragswert kommen Erleichterungen bei der Vergabe in Betracht:

- bis 1.000,00 € (ohne USt), Ausnahme vom 1.1.2025 bis 31.12.2027: bis 15.000,00 Euro (ohne
UST):

e Direktauftrag (§ 14 UVgO): Leistungen kdnnen unter Beriicksichtigung der
Haushaltsgrundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne Vergabeverfahren
beschafft werden. Zwischen den beauftragten Unternehmen soll gewechselt werden.
Auch hier ist der Vorgang in seinen Grundzligen, insbesondere die Schatzung des
Auftragswertes, zu dokumentieren.

- bis 25.000,00 € (ohne USt) (gilt ausschlieRlich fir Férderprogramme des BMAS / BMWSB /
BMBFSF)):

e Verhandlungsvergabe (§ 12 UVgO): Soweit eine der in § 8 Abs. 4 Nr. 1-2 und 4 bis 17
UVgO genannten Ausnahmen zutrifft, muss der Auftraggeber grundsatzlich mindestens
drei Angebote (schriftlich, elektronisch oder per Telefax (ibermittelt) auf Basis einer
Leistungsbeschreibung einholen oder drei geeignete Bieter und Bieterinnen zur
Teilnahme an Verhandlungen auffordern. Falls nicht mindestens drei schriftliche
Angebote eingeholt werden kénnen, ist dies anhand der Vorschriften des § 12 UVgO zu
begriinden und aktenkundig zu machen. Der Auftraggeber soll zwischen den
Unternehmen, die aufgefordert werden, wechseln. Die Verhandlungsvergabe nach § 8
Abs. 4 Nr. 3 UVgO scheidet in Bezug auf das Zuwendungsrecht regelmalig aus, da eine
Leistung, die vor der Vergabe nicht hinreichend beschrieben werden kann, vorab auch
nicht hinsichtlich ihrer Zuwendungsfahigkeit beurteilt werden kann.
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Die Anwendbarkeit einer Ausnahme gemal § 8 Abs. 4 UVgO ist grundsatzlich zu
begriinden.

Bei freiberuflichen Leistungen sind die Sonderregelungen des § 50 UVgO zu beachten.

Dabei handelt es sich um 6ffentliche Auftrage Gber Leistungen, die im Rahmen einer
freiberuflichen Tatigkeit erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflich Tatigen angeboten
werden.

Diese sind grundsatzlich im Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist so viel Wettbewerb zu schaffen,
wie dies nach der Natur des Geschafts oder den besonderen Umstanden moglich ist. Es gilt das
Gebot der Wirtschaftlichkeit. Ein ausreichender Wettbewerb liegt in der Regel dann vor, wenn
unter Beachtung des o.g. Auftragswertes (mehr als 1.000,00 €, Ausnahme vom 1.1.2025 bis
31.12.2027: mehr als 15.000,00 €), mindestens drei Angebote geeigneter Anbieter eingeholt
werden und das wirtschaftlichste Angebot ausgewahlt wird.

Eine besondere Methode der Vergabe stellt die Rahmenvereinbarung gemald § 15 UVgO dar. Hier
erhalt der Vorhabentrager die Moglichkeit, mit einem oder mehreren Anbietern eine
Vereinbarung fiir die Erbringung einer definierten Leistung, zu einem feststehenden Preis und in
einem feststehenden Zeitraum zu treffen. Voraussetzung ist aber auch hier die Auswahl der
richtigen Vergabeart. Wurde fiir eine Leistung eine Rahmenvereinbarung geschlossen, so kénnen
Einzelauftrage entsprechend der darin festgelegten Bedingungen vergeben werden. Auftrage
dirfen bei Vorliegen einer Rahmenvereinbarung allerdings nur Bietern erteilt werden, mit denen
eine Rahmenvereinbarung geschlossen wurde. Kann ein Einzelauftrag nicht oder nicht zu den
fixierten Bedingungen an einen Bieter, mit dem eine Rahmenvereinbarung besteht, vergeben
werden, so muss ein neues Vergabeverfahren durchgefiihrt werden.

5.4.2 Nachweisfiihrung

Unabhéngig von der anzuwendenden Vergabeart (auch bei Direktkauf) ist das Vergabeverfahren
von Beginn an fortlaufend zu dokumentieren (§ 6 UVgO).

Die einzelnen Schritte und getroffenen Entscheidungen missen nachvollziehbar dargestellt und in
einem Vergabevermerk begriindet werden.
Zu einer vollstandigen Vergabedokumentation gehoren:
- Vorbereitender Vermerk:
e Benennung der Personen, die an der Vergabe beteiligt sind
e Bestatigung, dass keine dieser Personen wegen Interessenkonflikt ausgeschlossen ist

e Bestatigung, dass weder Mitglieder der Geschaftsfiihrung, noch Vorstandsmitglieder,
noch hauptamtliche Mitarbeitende auf beiden Seiten beteiligt sind (Interessenkonflikt
dem Grunde nach)

e kurze inhaltliche Darstellung des Auftrags (incl. zeitlicher Rahmen) und Bestatigung
seiner Notwendigkeit
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e geschatzter Auftragswert (ohne USt) und einschlagiger Schwellenwert

e Festlegung der Vergabeart (mit Ausfiihrung, ob es sich um einen Liefer-,
Dienstleistungsvertrag oder eine freiberufliche Leistung handelt)

- soweit erforderlich, Dokumentation des Vergabeverfahrens (Nachweis liber die
Veroffentlichung der Ausschreibung, Anzahl und Art der Angebote, Bewertung mit Kriterien,
Zuschlagsentscheidung)

- soweit erforderlich, Vergabeunterlagen (Anschreiben oder Aufforderung zu Abgabe von
Angeboten)

- der geschlossene Dienstleistungs-/Lieferungsvertrag (Name der Vertragspartner,
Vertragsgegenstand, ggf. Anzahl der zu leistenden Stunden/Tage, Stundensatz)

- die Rechnung
- Nachweis, dass die Leistung tatsachlich erbracht wurde.

Die Nichteinhaltung von Vergaberegelungen kann eine Kiirzung der entsprechenden
zuwendungsfahigen Ausgaben zur Folge haben.

5.5 Sachausgaben

Sachausgaben sind Ausgaben zur MaBnahmenumsetzung, die weder den Personal- noch den
Honorarausgaben zugerechnet werden kénnen.

Diese werden grundsatzlich durch eine Pauschale abgegolten.

Eine direkte Abrechnung ist nur bezogen auf einzelne Ausgabenpositionen zuldssig, soweit dies in
der Forderrichtlinie ausgewiesen ist. Sachausgaben missen einen unmittelbaren Projektbezug
aufweisen.

Als Nachweis zum Zahlungsfluss kénnen zum Beispiel Kontoausziige, Kontenblatter oder
Screenshot aus einer elektronischen Aufbewahrungsform akzeptiert werden, soweit diese den
nationalen Rechtsvorschriften entsprechen (siehe auch Punkt 2.14).

5.5.1 Reisekosten

Rechtsgrundlage fir die Abrechnung von Reisekosten sind das Bundesreisekostengesetz (BRKG),
die Auslandsreisekostenvergitung (ARV) sowie die dazugehorigen Verwaltungsvorschriften.

Anderungen dieser Regelungen finden mit Veréffentlichung auch in laufenden Vorhaben
Anwendung.

Die Anwendung des Reisekostenrechts eines Bundeslandes muss ausdriicklich im
Bewilligungsbescheid zugelassen werden.

Die Ubernahme der Ausgaben von nationalen oder transnationalen Dienstreisen muss
ausdriicklich in der Férderrichtlinie zugelassen sein.
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Zu den Gbernahmefahigen Ausgaben gehoéren u.a.:
- Fahrtkosten,

- Tagegelder

- Hotelkosten

- sonstige Nebenkosten (z. B. Parkkosten)

Grundsétzlich ist der 6ffentliche Nah- und Fernverkehr zu nutzen. Die Ubernahme der Ausgaben
firr ein Taxi, einen Mietwagen oder die Nutzung eines Flugzeuges ist nur in begriindeten
Ausnahmefallen entsprechend der o.g. Regelungen moglich. Die Begriindung ist schriftlich
festzuhalten und bei der Abrechnung im Beleg anzugeben.

Bei der Nutzung eines vorhandenen Pkw wird eine Kilometerpauschale von aktuell 0,20 €,
hochstens jedoch 130,00 € pro Dienstreise (Hin- und Riickfahrt), erstattet. Abweichungen von
dieser Regelung kdnnen in einzelnen Forderrichtlinien getroffen werden.

Nicht zuwendungsfahig sind tagliche Fahrten zwischen Wohn- und Arbeitsstatte.

Im Rahmen der Abrechnung von Reisekosten sind immer folgende Punkte darzulegen,

- wer eine Zahlung,

in welcher Hohe,

fir welche projektbezogene Reise,

in welchem Umfang erhalten hat.

Im Rahmen der Nachweisfiihrung sind weiterhin folgende Unterlagen vorzuhalten und bei einer
Stichprobenziehung einzureichen:

- Nachweis der Erforderlichkeit und des Projektbezugs

- Dienstreisegenehmigung (dazu zdhlen auch Dauerdienstreisegenehmigungen, die den
Regelungen der Nr. 2.1.11 der allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum
Bundesreisekostengesetz entsprechen)

- Rechnung, Quittung, Fahrkarten, Fahrtenbuch
- Nachweis zum Zahlungsfluss

- Reisekostenabrechnung

5.5.2 Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit

Unter diese Position fallen alle direkt mit der Projektdurchfiihrung zusammenhangenden
Ausgaben, um die Offentlichkeit auf die Projektdurchfiihrung und erarbeiteten Ergebnisse
aufmerksam zu machen sowie Ausgaben zur Akquise von Projektteilnehmenden.

Die Ubernahme der Ausgaben muss ausdriicklich in der Férderrichtlinie zugelassen sein.
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Bewirtungsausgaben sind nur in Ausnahmefallen mit vorheriger Zustimmung durch die
Bewilligungsbehorde in angemessener Hohe zuwendungsfahig. Eine Zustimmung kann nur
erfolgen, wenn die Bewirtungsausgaben fiir 6ffentlichkeitswirksame Veranstaltungen mit
Externen (keine Projektmitarbeitende und sonstige Mitarbeitende des
Vorhabentragers/Teilvorhabenpartners), die nicht im Projekt eingesetzt sind, anfallen.

Als Nachweis ist u.a. eine Teilnehmendenliste mit den Unterschriften aller Teilnehmenden
vorzulegen.

Die Vergaberegelungen sind zu beachten. Ggf. bediirfen Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit, vorab
der Abstimmung durch das zustandige Referat im BMAS, BMWSB und BMBFSFJ bzw. der
zustandigen Bewilligungsbehorde.

5.5.3 Ausgaben fiir beschaffte Gegenstidnde

Grundsatzlich muss der Vorhabentrager die fir die Durchfiihrung des Vorhabens erforderliche
Infrastruktur zur Verfiigung stellen.

Sofern die jeweilige Forderrichtlinie die Beschaffung von Gegenstanden zur Erfillung des
Zuwendungszwecks vorsieht, ist vor Anschaffung der Gegenstande ein Einvernehmen mit der
Bewilligungsbehorde iber den notwendigen Umfang der Beschaffung herzustellen.

Beschaffte Gegenstande sind fiir den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfaltig zu
behandeln. Uber sie darf vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung
nicht anderweitig verfligt werden. Sofern der Zuwendungsbescheid keine besondere zeitliche
Bindung vorsieht, entspricht diese der bewilligten Dauer des Vorhabens.

Kénnen die beschafften Gegenstande nicht mehr fiir den Zuwendungszweck verwendet werden
oder werden diese nicht mehr benétigt, so ist die Bewilligungsbehdérde umgehend dartber zu
informieren.

Die Bewilligungsbehorde regelt im Zuwendungsbescheid, was mit den erworbenen oder
hergestellten Gegenstanden nach Ablauf der Zweckbindungsdauer geschehen soll.

Unterliegt der Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner der BNBest-P-ESF-Bund, so muss er die zur
Erfullung des Zuwendungszwecks beschafften Gegenstande, deren Anschaffungs- oder
Herstellungswert 800 Euro (ohne Umsatzsteuer) libersteigt, inventarisieren.

5.6 Pauschale

Eine Pauschale in Form eines Pauschalsatzes liegt vor, wenn Teile der férderfahigen Ausgaben
eines Vorhabens auf der Grundlage vorgegebener Bedingungen auf Basis eines Pauschalsatzes
abgerechnet werden kdnnen.

Die Allgemeine Strukturfondsverordnung lasst unter Art. 53 ff. ausdriicklich Pauschalfinanzierung
Zu.
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Man unterscheidet hier insbesondere zwischen:

- Verwaltungskostenpauschalen,
- Pauschalen fir indirekte Ausgaben und
- Pauschalen fur Restkosten.

In der Forderrichtlinie wird festgelegt, welche Ausgaben direkt abgerechnet werden diirfen.
Soweit darliber hinaus eine Pauschalfinanzierung vorgesehen ist, regelt die Forderrichtlinie die
Art, die Bedingungen und den Umfang.

Soweit die direkten Personalausgaben Ausgaben auf Basis von Honorarvertrdagen betreffen, sind
diese nur in vollem Umfang als Berechnungsgrundlage des Pauschalsatzes anzurechnen, wenn die
Honorarkraft die Infrastruktur des Vorhabentragers nutzt (z.B. Radumlichkeiten, Biromaterial etc.)
und mit den abgerechneten Honorarbetridgen nachweislich keine Reise-, Ubernachtungs- und
Verpflegungskosten erstattet werden. Ansonsten ist der Pauschalsatz auf den Honorarvertrag
nicht anzuwenden.

Bei der Abrechnung von Honorarausgaben ist daher eine entsprechende Erlauterung erforderlich.

Fir die folgenden Ausgabepositionen kommt eine direkte Abrechnung nicht in Betracht:

- Ausgaben fur Personal (Gehalter, Bezlige, Sonderzahlungen und Sozialabgaben) auRerhalb des
Projektes, die nicht unter Nr. 9 aufgezahlt sind. Dazu gehoren die Ausgaben fiir die Ausiibung
der Tatigkeit als Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrung, das Rechnungs- und Personalwesen
sowie die allgemeine Verwaltung.

- Beihilfen und Riickstellungen fiir Altersvorsorge von Beamtinnen und Beamten

- Miet- und Mietnebenkosten (z. B. Heizung, Wasser, Strom, Miillabfuhr, Reinigung und
Instandhaltung)

- allgemein {bliche Biroausstattung

- Ausgaben fur Qualitaitsmanagementsysteme und allgemeine Schulungsveranstaltungen fir
die Projektmitarbeitenden (z.B. Supervision)

- standardmaRige Hard- und Software der IT-Infrastruktur (z. B. Netzwerktechnik, allgemeine
Blrosoftware und Betriebssysteme) fiir die Projektmitarbeitenden

- Toner/Druckerpatronen

- Kopien

- allgemeines Informationsmaterial (z. B. Flyer, Newsletter, Visitenkarten) des Vorhabentragers
- nicht ausschlie’lich projektbezogene Web-Prasenzen

- Telekommunikations- und Internetkosten

- Ausgaben fir die Anwendung der qualifizierten elektronischen Signatur bzw.
Authentifizierung (§ 3a VWV{G)

- Porto und Versandkosten
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- Transportkosten fiir die projektbezogene Anschaffung von Wirtschaftsglitern oder fiir einen
wahrend der Projektlaufzeit notwendigen Transport von Wirtschaftsglitern

- Wartungs- und Installationskosten

- Ausgaben fir Mitgliedschaften in Kammern und Verbanden

- Ausgaben fiur Wirtschaftspriifung, Pflichtversicherungen, Steuern/Abgaben
- Pflichtbeitrage zu Berufsgenossenschaften und Berufsverbanden

- sonstige Verwaltungsgemeinkosten

- Versicherungen und Zahlungsmittelentgelte

Die Aufzahlung ist nicht abschlieRend.

Sofern die Bewilligung nach der AGVO erfolgt, sind bei der Beurteilung der Zuwendungsfahigkeit
von Ausgaben zusatzlich die im einschlagigen Artikel (Kapitel Ill der AGVO) vorgenommenen
Definitionen der beihilfefahigen Ausgaben zu bericksichtigen.

5.7 Nicht zuwendungsfahige Ausgaben

Bestimmte Ausgaben sind von vornherein von einer Férderung und somit auch einer Erstattung
ausgeschlossen.

Nach Art. 64 Verordnung (EU) 2021/1060 sowie Art. 16 Abs. 1 Verordnung (EU) 2021/1057 sind
dies u.a.

- Schuldzinsen, auller in Bezug auf Zuschiisse in Form von Zinszuschiissen oder
Garantieentgeltbeitragen;

- Grunderwerb fiir einen Betrag von mehr als 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben
des betreffenden Vorhabens; flr Brachflaichen und ehemals industriell genutzte Flachen mit
Gebduden erhoht sich dieser Grenzwert auf 15 %; flir Finanzinstrumente beziehen sich diese
Prozentsatze auf den an den Endempfianger ausgezahlten Programmbeitrag oder, im Falle von
Garantien, auf den Betrag des zugrunde liegenden Darlehens (gilt nicht fur
Umweltschutzvorhaben);

- Mehrwertsteuer (,,MwSt.”), mit Ausnahme von
e Vorhaben, deren Gesamtkosten unter 5.000.000,00 EUR (inkl. MwSt.) liegen;

e Vorhaben, deren Gesamtkosten mindestens 5.000.000,00 EUR (inkl. MwSt.) betragen,
sofern die MwsSt. nach den nationalen Mehrwertsteuervorschriften nicht
zuwendungsfahig ist;

- Kosten fiir den Erwerb von Land und Immobilien sowie von Infrastruktur und

- Kosten fiir den Erwerb von Mobiliar, Ausristung und Fahrzeugen, es sei denn, ein solcher
Erwerb ist flr die Erreichung des Ziels des Vorhabens erforderlich oder diese Giiter werden im
Laufe der MaRnahme vollstandig abgeschrieben oder der Erwerb dieser Giiter ist die
wirtschaftlich glinstigste Option.
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Nicht zuwendungsfahig sind dariber hinaus Ausgaben flir:

- Sollzinsen,

- Geblhren fur Finanzgeschafte, Wechselgebiihren und Devisenverluste,

- sonstige reine Finanzierungskosten,

- Bank- und Kontoflihrungsgebiihren,

- BulRgelder, Geldstrafen, Mahngebiihren und Prozesskosten,

- Kosten der Infrastruktur und

- Kosten fiir die von einer Bank oder einem sonstigen Finanzinstitut geleisteten Sicherheiten.

Durch Forderrichtlinien kdnnen weitere Ausgaben als nicht zuwendungsfahig definiert werden.

6 Mitteilungspflichten des Vorhabentragers

Der Vorhabentrager ist verpflichtet, der Bewilligungsbehdrde alle wesentlichen Verdanderungen in
Bezug auf das bewilligte Projekt unverziiglich mitzuteilen.

Dies betrifft auch Umstande, die Auswirkungen auf die Sicherstellung einer ordnungsgemalien
Geschaftsfliihrung und Buchhaltung haben.

Uber eine Sperrung/Widerrufs eines ITSG-Ubertragungszertifkates ist sofort zu informieren, da
insoweit erweiterte Vorlagepflichten im Rahmen der Stichprobe entstehen.

6.1 Insolvenzverfahren

Zu einer wesentlichen Anderung gehért insbesondere, die Beantragung oder die Erdffnung eines
Insolvenzverfahrens liber

- den Vorhabentrager
- einen Teilvorhabenpartner
- oder einen durch das Projekt Beglinstigten (wie z.B. KMU).

Die Bewilligungsbehorde entscheidet in der Folge, ob die Voraussetzungen einer Férderung
weiterhin gegeben sind oder ein Widerruf der Zuwendung in Betracht kommt.

Die aktuellen Beschliisse des Insolvenzgerichts sind unverziiglich an die Bewilligungsbehoérde zu
Ubermitteln.

6.2 Weitere Mitteilungspflichten

Das Hinzutreten von Einnahmen (siehe auch Punkt 3.3.2), ist der Bewilligungsbehérde umgehend
mitzuteilen und in Z-EU-S zu dokumentieren.

Gleiches gilt fiir inhaltliche Anderungen bei der Projektdurchfiihrung.
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Bezlglich weiterer Mitteilungspflichten wird auf die Ausfiilhrungen unter Nr. 4.2 verwiesen. Die
Aufzahlung ist nicht abschlieRend.

6.3 Zwischen- und Verwendungsnachweise

Der Vorhabentrager ist verpflichtet, die Verwendung der Zuwendung nachzuweisen.

Ein Zwischennachweis (iber die Verwendung der Zuwendung ist immer dann zu erstellen, wenn
der Zuwendungszweck nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfillt ist. Der Zwischennachweis
ist spatestens bis zum 30.04. des jeweils folgenden Haushaltsjahres vorzulegen.

Unterliegt der Vorhabentrager den BNBest-Gk-ESF-Bund, so muss ein Zwischennachweis nur auf
Verlangen der Bewilligungsbehorde vorgelegt werden. Dies wird im Zuwendungsbescheid
geregelt.

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von 4 Monaten nach Erfillung des
Zuwendungszwecks, spatestens jedoch 4 Monate nach Ablauf des Bewilligungszeitraums der
Bewilligungsbehorde durch Vorlage eines Verwendungsnachweises nachzuweisen.

Dies wird im Zuwendungsbescheid geregelt.

Der Zwischen- und Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und zahlenmaRigem
Nachweis.

Im Sachbericht ist der Projektverlauf umfassend darzustellen und die Verwendung der
Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen und den vorgegebenen Zielen
gegeniberzustellen. Eine Reduzierung der Soll-Zahlen ist nur nach Zustimmung (und Erteilung
eines Anderungsbescheides) zul3ssig.

In dem zahlenmaRigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und
voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen.

Zudem muss dem Verwendungsnachweis eine Belegliste beigefligt werden, in der die Ausgaben
nach Art und zeitlicher Reihenfolge getrennt aufgelistet sind.

Im Verwendungsnachweis ist zu bestatigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den Blichern und
gegebenenfalls den Belegen lbereinstimmen.

Darf der Vorhabentrager Mittel an Dritte weiterleiten, ist der Teilvorhabenpartner verpflichtet,
dem Vorhabentrager einen Verwendungs- und Zwischennachweise vorzulegen. Dieser ist vom
Vorhabentrager zu prifen und der Priifvermerk seinem Verwendungs- oder Zwischennachweis
beizufligen.
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6.4 Erfassung materieller Daten zu den gemeinsamen und programmspezifischen
Indikatoren, Teilnehmenden- und Begiinstigtenerfassung

In der Forderperiode 2021 bis 2027 werden auf Ebene der Vorhaben vorgegebene
Teilnehmendenmerkmale, Ergebnisse der Forderung sowie weitere vorhabenbezogene materielle
Daten (z.B. Indikatoren) erhoben und elektronisch gespeichert.

Die Verpflichtung zur Erhebung der materiellen Daten ergibt sich aus Artikel 17 in Verbindung mit
Anhang | oder Anhang Il der ESF-Plus-Verordnung. Dies dient unter anderem der Uberpriifung, ob
die Durchfiihrung der Vorhaben den Vorgaben entspricht bzw. ob und in welchem Malie die
Forderung in den als besonders forderwiirdig anvisierten Zielgruppen wirkt.

Aggregierte materielle Daten aus den Vorhaben werden durch die Verwaltungsbehorde im
Bundesministerium flr Arbeit und Soziales zwei Mal jahrlich an die Europaische Kommission
Ubermittelt (Artikel 42 Allg. Verordnung).

Die materiellen Daten sind auf Ebene der Vorhaben unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen
Bestimmungen verordnungskonform, regelmafig und fortlaufend zu erheben und elektronisch in
Z-EU-S zu erfassen.

Vorgegebene vorhabenbezogene Berichte sind fristgerecht einzureichen (vgl. 6.3 Zwischen- und
Verwendungsnachweise).

Alle Dokumente, die zur Erfassung der materiellen Daten erforderlich sind (z.B.
Teilnehmendenfragebbdgen) werden elektronisch zur Verfligung gestellt. Die Teilnehmenden sind
zudem durch den Vorhabentrager oder durch ihn beauftragte Teilvorhabenpartner tber die
Datenverarbeitung zu informieren. Hierfiir werden dem Vorhabentrager entsprechende
Informationen/Erlduterungen und datenschutzrechtliche Hinweise elektronisch bereitgestellt.

7 Auszahlung und Belegnachweispriifung

Werden Zuwendungen aus unterschiedlichen ,Finanzquellen” gewahrt, konnen sich die Verfahren
der Mittelauszahlung unterscheiden. Grundsatzlich gilt dies auch fiir die Férderung aus dem ESF
Plus- und dem Bundeshaushalt.

Unabhangig von der Art der Mittelauszahlung gilt:

Die Zuwendung kann erst angefordert und ausgezahlt werden, nachdem der
Zuwendungsbescheid bestandskraftig geworden ist. D. h. es muss ein Monat nach der
Bekanntgabe vergangen sein, ohne dass vom Vorhabentrdager Widerspruch eingelegt oder Klage
erhoben wurde. Alternativ kann der Vorhabentrager die Bestandskraft des Bescheides vorzeitig
durch die Erklarung des Rechtsbehelfsverzichts herbeifiihren.

7.1 Bundesmittel

Die Art der Auszahlung der Bundesmittel wird in der Forderrichtlinie festgelegt.
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Im Anforderungsverfahren darf nach Nr. 1.4 der BNBest-P-ESF-Bund, bzw. 1.3 BNBest-GK-ESF-
Bund die Zuwendung nur angefordert werden, wenn sie alsbald nach der Auszahlung fiir fallige
Zahlungen bendétigt wird.

GemalR Nr. 8.5 Satz 2 BNBest-P-ESF-Bund/ BNBest-GK-ESF-Bund ist diese Voraussetzung gegeben,
wenn die Mittel vor Ablauf von sechs Wochen nach Auszahlung fiir fallige Zahlungen verbraucht
werden.

Der entsprechende Mittelabfluss ist nachzuweisen.
Abweichende Regelungen kénnen in Forderrichtlinien getroffen werden.

Soweit kein Anderungsantrag gestellt wird, verfallen nicht angeforderte Bundesmittel zum
Jahresende. Die Entscheidung (iber die Verschiebung der Mittel steht im Ermessen der
Bewilligungsbehorde und unter dem Vorbehalt der Verfiigbarkeit der Bundesmittel im Folgejahr.

7.2 ESF Plus-Mittel

Vorbehaltlich verfligbarer ESF Plus-Mittel werden die anteiligen Ausgaben grundsatzlich
spatestens 80 Tage gem. Art. 74 Abs. 1 b) der Allg. Verordnung nach dem Tag der Einreichung der
entscheidungsreifen Ausgabenerklarung in Z-EU-S durch die zustdandige Bewilligungsbehérde
erstattet.

Beachten Sie hierbei, dass fehlerhaft eingereichte Ausgabenerklarungen und fehlende bzw.
fehlerbehaftete Nachweisunterlagen dazu fiihren, dass entsprechende Mittel nicht an den
Vorhabentrager ausgezahlt werden! Die 80-Tage Frist wird insofern unterbrochen.

7.3 Einbehalt der Restrate

Im Zuwendungsbescheid kann geregelt sein, dass die Auszahlung einer Restrate von der
vollstandigen und fristgerechten Vorlage des Verwendungsnachweises und der Priifung desselben
abhangig ist.

7.4 Zinsen

Wird eine Zuwendung nicht alsbald nach der Auszahlung fir den Zuwendungszweck verwendet,
so kdnnen fir die Zeit bis zur zweckentsprechenden Verwendung Zinsen nach § 49a Absatz 3 Satz
1 VwVI{G verlangt werden. Die Ausfliihrungen unter Nr. 7.1 sind zu beachten.

Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl andere Mittel
anteilig oder vorrangig einzusetzen sind (§ 49a Abs. 4 S. 1-2 VwWV{G).

Die Bewilligungsbehorde entscheidet hierliber unter Ausiibung ihres Ermessens.
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7.5 Belegaufbewahrung

GemaR BNBest-P-ESF-Bund und BNBest-Gk-ESF-Bund sind alle Belege und Unterlagen fiir das
geforderte Vorhaben flinf Jahre ab dem 31.12. des Jahres, indem die Bewilligungsbehdrde die
letzte Zahlung an den Begilinstigten entrichtet, aufzubewahren. Die mitgeteilte Frist zur
Belegaufbewahrung im Sinne der EU gilt nur, sofern nicht aus steuerlichen Griinden oder
weiteren nationalen Vorschriften (z.B. bei Gerichtsverfahren) langere Aufbewahrungsfristen
bestimmt sind.

Die jeweils langste Frist ist maRgeblich.

Konkrete Vorgaben zur Aufbewahrungsfrist, die die férderrechtlichen Fristenregelungen
bericksichtigen, finden sich regelmaBig im Schlussbescheid, der nach Priifung des abschlieRenden
Verwendungsnachweises erlassen wird.

8 Weitere Zuwendungsbestimmungen

8.1 Bereichsiibergreifende Grundsatze, 6kologische Nachhaltigkeit und Charta der
Grundrechte

Neben dem Erreichen von programmspezifischen Zielen miissen tibergeordnete, sog.
bereichsiibergreifende Grundsatze (ehemals Querschnittsziele) bei der Vorhabenumsetzung
verfolgt werden.

Diese stellen gem. Art. 9 VO (EU) 2021/1060 sicher, dass Férderungen aus dem ESF Plus zur
Umsetzung der Gleichstellung der Geschlechter und der Antidiskriminierung unter Hinzunahme
des Ziels der 6kologischen Nachhaltigkeit beitragen. Barrieren der Teilhabe sollen abgebaut und
die Barrierefreiheit sowie Inklusion geférdert werden. Hierzu ist das Ubereinkommen der
Vereinten Nationen liber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UNCRPD) in
Ubereinstimmung mit dem Beschluss 2010/48/EG des Rates einzuhalten und zu achten.

Dariiber hinaus darf bei der Vorhabenumsetzung die Charta der Grundrechte der Europaischen
Union (GRC) und das damit verbundene Ziel die fundamentalen Rechte der EU-Biirgerinnen und
Birger zu sichern, nicht verletzt werden (Art. 8 VO (EU) 1296/2013).

Im Antrag ist mit einer Erklarung die Kenntnisnahme des Merkblatts zur Achtung der Charta der
GRC im Zusammenhang mit der Umsetzung des beantragten Vorhabens sowie Erklarung zur
Weitergabe der Informationen an Teilnehmende des Vorhabens- zu bestatigen.

Vom Vorhabentrager ist die Weitergabe von Informationen zur GRC an Teilnehmende zu
gewabhrleisten. Auf die Leitlinie GRC wird verwiesen.

Die Zuwendung kann widerrufen werden, wenn im Zusammenhang mit dem Vorhaben die GRC
verletzt wird.
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8.1.1 Gleichstellung von Mannern und Frauen

GemaR den Verordnungsvorgaben muss sichergestellt werden, dass die Gleichstellung von
Mannern und Frauen, die durchgangige Berlicksichtigung der Geschlechtergleichstellung und die
Einbeziehung einer Geschlechterperspektive wahrend der gesamten Vorbereitung, Durchfiihrung,
Begleitung und Evaluierung der Programme sowie der Berichterstattung dariiber bericksichtigt
und gefordert werden.

8.1.2 Antidiskriminierung

Weiterhin missen die erforderlichen MaRnahmen gegen jede Form der Diskriminierung aus
Griinden des Geschlechts, der Herkunft, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung wahrend der
Durchfiihrung und Evaluierung der Vorhaben ergriffen werden.

Insbesondere die Zuganglichkeit fir Menschen mit Behinderungen ist bei der gesamten
Vorbereitung und Durchfiihrung des Vorhabens zu berlcksichtigen.

Mit dem ESF Plus wird das Ziel verfolgt, die Erwerbsbeteiligung von Frauen und die Vereinbarkeit
von Berufs- und Privatleben zu verbessern sowie gegen die Feminisierung der Armut und die
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts auf dem Arbeitsmarkt und in der allgemeinen und
beruflichen Bildung anzugehen.

8.1.3 Okologische Nachhaltigkeit

Der ESF Plus soll zudem zu einem griineren, CO2-armen Europa beitragen. Dieses Ziel kann
erreicht werden z.B. durch Verbesserung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung,
die fur die Anpassung der Kompetenzen und Qualifikationen erforderlich ist, durch an alle
Menschen einschlieRlich der Erwerbspersonen gerichtete Weiterbildungsangebote sowie durch
die Schaffung neuer Arbeitsplatze in den Bereichen Umwelt, Klimaschutz, Energieversorgung,
Kreislaufwirtschaft und Biookonomie.

Die bereichsiibergreifenden Grundsatze und der Grundsatz der 6kologischen Nachhaltigkeit
miissen wahrend der gesamten Projektdauer, beginnend mit der Vorbereitung tiber die
Durchfiihrung bis zur abschlieRenden Berichterstattung beriicksichtigt werden. Fir das einzelne
Vorhaben bedeutet dies, dass bereits in der Interessenbekundung bzw. im Antragsverfahren auf
den konkreten Beitrag des Vorhabens zu den o.g. Zielen eingegangen werden muss. Wahrend der
Durchfiihrung und zum Abschluss sind vom Vorhabentrager verschiedene Berichtspflichten zu
erfillen (z. B. Zwischen- oder Verwendungsnachweis), durch die die Bewilligungsbehorde in die
Lage versetzt wird, das Erreichen der bereichsiibergreifenden Grundsatze und der 6kologischen
Nachhaltigkeit in jedem Vorhaben zu beurteilen.

8.2 Publizitatsvorschriften

Auf die Forderung eines Vorhabens durch den Bund und die EU-Kommission muss hingewiesen
werden.
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Soweit gegen die Publizitatsvorschriften verstofden und keine Abhilfe geschaffen wird, kdnnen
gem. Artikel 50 Absatz 3 VO (EU) 1060/2021 (Allgemeine Strukturfondsverordnung) bis zu 3% der
Unterstlitzung aus den Fonds fiir das betroffene Vorhaben gekirzt werden.

8.2.1 Toolbox

Bei der Ausgestaltung jeglicher Publizitditsdokumente muss die iber Z-EU-S zur Verfligung
gestellte Projekt-Toolbox unter Beachtung der inhaltlichen Beschreibungen genutzt werden.

Ist ein entsprechendes Template in der Projekt-Toolbox nicht vorhanden, ist eine Abstimmung
und Freigabe der Materialien fiir die Offentlichkeitsarbeit im Vorfeld mit der zustandigen Stelle im
Ressort erforderlich.

Ausgaben fir 6ffentlichkeitswirksame Produkte, die nicht der Projekt-Toolbox entsprechend
gestaltet und produziert wurden, werden nicht als zuwendungsfahig anerkannt.

Sofern in der Foérderrichtlinie eine direkte Abrechnung der Ausgaben moglich ist, hangt die
Anerkennung der zuwendungsrechtlichen Ausgaben von der Einhaltung der
Publizitatsvorschriften ab.

8.2.2 Nutzungsrechte und Einverstiandniserklarung

Das BMAS ist fiir die Offentlichkeitsarbeit des ESF Plus auf Bundesebene zustindig. Es ist
verantwortlich fiir die Umsetzung und Uberwachung der Kommunikations- und
Informationspflichten fiir die Programme des ESF Plus Bundesprogrammes. In diesem Rahmen
flihrt das BMAS eigene 6ffentlichkeitswirksame Aktivitaten durch, um den ESF Plus in Deutschland
bekannter zu machen (Umsetzung der Kommunikationsstrategie fiir den ESF Plus). Das BMAS und
die jeweiligen ESF-umsetzenden Ressorts nutzen fiir ihre ESF Plus-Offentlichkeitsarbeit regelmaRig
durch Externe (i.d.R. Projektmitarbeitende oder von ihnen beauftragte Personen) erstellte Bild-
/Videodateien fur Printpublikationen, Webauftritte (z.B. ESF-Website) sowie fir Social Media
Auftritte (z.B. Facebook, Instagram, YouTube, LinkedIn).

Das Einstellen eines Bildes/Videos in die Internetprasenz des BMAS (www.esf.de) sowie des
jeweiligen Ressorts und ggf. der EU-KOM bzw. die Herausgabe eines Bildes/Videos im Rahmen
einer Printveroffentlichung setzt voraus, dass ein entsprechendes Nutzungsrecht vom jeweiligen
Rechteinhaber dem Ressort fiir alle urheberrechtlich geschiitzten Inhalte (z.B. Bilder, Grafiken,
Fotografien etc.) eingerdumt wird.

Der Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner ist verpflichtet vor der Weitergabe oder Nutzung
entsprechender Erzeugnisse, mit dem Rechteinhaber eine Vereinbarung liber die Nutzung von
urheberrechtlich geschiitztem Material zu treffen.

Vor der Veroffentlichung der entsprechenden Medien ist dariiber hinaus durch den
Vorhabentrédger/Teilvorhabenpartner eine Einverstandniserklarung der abgebildeten Personen
einzuholen.
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9 Programmspezifische Besonderheiten

Auf den folgenden Seiten werden ggf. zu einzelnen Programmen abweichende Regelungen bzw.
vertiefende Informationen zu der entsprechenden Férderrichtlinie aufgezeigt. Falls Sie dartiber

hinaus Fragen haben, wenden Sie sich bitte an den zustandigen Mitarbeiter bzw. die zustandige
Mitarbeiterin der fur Sie zustandigen Bewilligungsbehdrde.

9.1 Akti(F) Plus - Aktiv fiir Familien und ihre Kinder
Fiir den ersten Forderaufruf gelten folgende Bestimmungen:

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden beim Vorhabentrdger und den

Teilvorhaben fiir die Umsetzung der Einzelziele 1 und 2

- Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.
Fiir eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle, die beim Vorhabentrager
angesiedelt ist, anerkannt werden.

- Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.
Gefordert wird das fur die Umsetzung der beiden Einzelziele erforderliche Personal:

- Beratungskrafte
- Personal, das Aufgaben im Rahmen der rechtskreisiibergreifenden Arbeit (inkl.

Netzwerkkoordination) im Sinne der Aufgabenbeschreibung der Richtlinie wahrnimmt

- Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9c moglich.
Das Personal sollte beim Vorhabentrager beschaftigt sein.

- Sonstiges Personal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9a moglich.

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden beim Vorhabentrager und den

Teilvorhaben fiir die Umsetzung der Vernetzungsstelle

- Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.
Fir eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle, anerkannt werden

- Wissenschaftliches Personal fiir die fachlich-inhaltliche Begleitung inkl. Koordinierung und
Durchfuhrung der Vernetzung/ des Austauschs, Auswertung, Transfer sowie Erstellung einer
Handreichung der in Einzelziel 2 entwickelten Anséatze.

Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.

- Blirosachbearbeitung (Organisation und finanztechnische Abwicklung)
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9c moglich.
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Abweichung zu Punkt 5.2:

- Ubernimmt ein Geschéftsfiihrer eine Aufgabe als Projektmitarbeitender, kommt eine anteilige
Abrechnung (unter Abzug der Tatigkeit als Geschaftsflihrer) nur bis zu 50 % der
Regelarbeitszeit des Vorhabentragers/Teilvorhabenpartners in Betracht.

Ergdnzung zu Punkt 5.6: Eine direkte Abrechnung von Dolmetscher- oder Ubersetzungsdienste ist

nicht moglich.

Fiir den zweiten Férderaufruf gelten folgende Bestimmungen:

In Erganzung zu den Ausfiihrungen des ersten Férderaufrufs gilt folgende Regelung:

Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Das Personal sollte beim Vorhabentrager beschaftigt sein und mindestens den Umfang einer
halben Vollzeitstelle aufweisen.

Eine Vernetzungsstelle wird im zweiten Forderaufruf nicht gefordert. Entsprechende
Ausfihrungen entfallen.

9.2 EhAP Plus - Eingliederung hilft gegen Ausgrenzung der am starksten benachteiligten
Personen

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden:

- Projektleitung/-koordination:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E13 moglich. Fir
eine Projektleitung/-koordination kann grundsatzlich bis zu einer Vollzeitstelle anerkannt
werden.
Fur die Projektleitung/-koordination diirfen keine Honorarkréfte eingesetzt werden.

- Beratungskrafte:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E11 moglich.

- Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9c moglich. Zur
Sicherstellung einer ordnungs- und fristgemaRen Administration des Projekts kann in
Abhangigkeit vom Foérdervolumen eines Vorhabens und der Anzahl der Teilvorhabenpartner
jeweils eine Verwaltungskraft beim Vorhabentrager und eine Verwaltungskraft bei einem
Teilvorhabenpartner fir die finanztechnische Abwicklung sowie Teilnehmererfassung und -
kontrolle mit einem angemessenen Stellenanteil gefordert werden.
Fiir das Personal zur finanztechnischen Abwicklung diirfen keine Honorarkrafte eingesetzt
werden.

- Sonstiges Personal:
Eine Forderung des sonstigen Personals ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur
Entgeltgruppe E11 moglich.
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Fiir das sonstigen Personal kann bis zu 0,5 einer Vollzeitstelle anerkannt werden.

Das sonstige Personal soll fiir die Erledigung von Teilaufgaben (insbesondere fiir
(interkulturelle) Schulungen insbesondere von Mitarbeitenden von Kommunen, 6ffentlichen
Einrichtungen und Tragern der sozialen Arbeit hinsichtlich Lebenslagen und Bediirfnissen der
Zielgruppen sowie zu den Themen Antiziganismus und Antidiskriminierung,
Offentlichkeitsarbeit, Wohnungsakquise und die Bereitstellung von Postfachadressen)
eingesetzt werden. Vorhaben, die im Einzelziel 3 arbeiten, sind dazu verpflichtet, sonstiges
Personal einzustellen.

Ergdnzung zu Nr. 5.6 Pauschale

Eine direkte Abrechnung von Dolmetscher- oder Ubersetzungsdienste ist nicht méglich.

Nicht zuwendungsfahige Ausgaben

Ausgaben fir die Finanzierung, Unterhaltung und Ausstattung von Mietwohnungen oder

Wohnimmobilien kdnnen nicht als zuwendungsfahige Ausgaben anerkannt werden.

9.3

JUVENTUS - Deutschland Mobilitat starken - fiir ein soziales Europa

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich. Fir
eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle anerkannt werden.

Projektpersonal:

Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.
Gefordert wird das fiir die Umsetzung der einzelnen Projektphasen, sowie den
transnationalen fachlichen Austausch erforderliche padagogische Personal, sowie
Beratungskrafte.

Das padagogische Personal sollte folgende Anforderungen erfiillen:

e abgeschlossenes Studium der Sozialpadagogik/Sozialarbeit oder vergleichbare berufliche
Qualifikation

e Berufserfahrung mit benachteiligten Jugendlichen und jungen Erwachsenen im Ubergang
Schule-Ausbildung-Beruf,

e Interkulturelle, Gender- und Diversitatskompetenz

Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 ¢ moglich.

Sonstiges Personal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 a moglich.
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Abweichung zu Punkt 5.2:

- Ubernimmt ein Geschéftsfiihrer eine Aufgabe als Projektmitarbeitender, kommt eine anteilige
Abrechnung (unter Abzug der Tatigkeit als Geschaftsfiihrer) nur bis zu 50 % der
Regelarbeitszeit des Vorhabentrdgers/Teilvorhabenpartners in Betracht.

Abweichung zu Punkt 5.6:

- Ausgaben flr begleitende Supervision und Coaching, Schulungen im Umgang mit Menschen
mit psychischen Auffalligkeiten sowie weitere Angebote (z.B. Genderexpertise,
Diversitatsbewusstsein) sind zur Unterstlitzung des Personals und Starkung der fachlichen und
professionelle Reflexionsmdoglichkeit insbesondere im Umgang mit psychischen Belastungen
direkt forderfahig.

9.4 WIR - Netzwerke integrieren Gefliichtete in den regionalen Arbeitsmarkt

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden:

- Projektleitung/-koordination:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.
Flr die Projektleitung kann grundsatzlich eine Vollzeitstelle anerkannt werden.
Fiir die Projektkoordination kann in begriindeten Einzelfallen und nach vorheriger
Genehmigung der Bewilligungsbehorde eine zusatzliche Vollzeitstelle anerkannt werden.

- Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.

- Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9¢c moglich.

Ergdanzung zu Nr. 5.6 Pauschale

Eine direkte Abrechnung von Dolmetscher- oder Ubersetzungsdienste ist nicht méglich.

Hiervon ausgenommen sind Ausgaben fir Gebardendolmetscher. Ausgaben konnen hier direkt in
Anlehnung an § 9 Abs. 5 Justizvergltungsgesetz (JVEG) abgerechnet werden.

Geografische Abgrenzung (Gebietskulisse) in Schleswig-Holstein:

- Im Rahmen des WIR-Programms kdnnen nur Kooperations- oder Projektverbiinde in den
Kreisen Nordfriesland, Rendsburg-Eckernforde, Segeberg, Pinneberg sowie in den Stadten
Kiel, Neumunster und Libeck geférdert werden.

Fiir den zweiten Férderaufruf gelten folgende Bestimmungen:

In Ergdanzung zu den Ausfliihrungen des ersten Forderaufrufs gilt folgende Regelung:

Eine direkte Abrechnung von projektbezogenen Sachausgaben ist nur zuldssig, soweit diese
zusatzlich aufgrund der Vorhabendurchfiihrung entstehen und nicht bereits Gber die
Restkostenpauschale abgegolten sind.
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9.5 Win-Win — Durch Kooperation zur Integration

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden:

- Projektleitung/-koordination:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E13 maglich. Fir
eine Projektleitung/-koordination kann grundsatzlich bis zu einer Vollzeitstelle, die beim
Vorhabentrager angesiedelt ist, anerkannt werden.
Fir die Projektleitung/-koordination diirfen keine Honorarkrafte eingesetzt werden.

- Beratungskrafte:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E11 moglich.

- Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9¢c moglich. Das
Personal sollte beim Vorhabentrager beschaftigt sein.
Fiir das Personal zur finanztechnischen Abwicklung dirfen keine Honorarkrafte eingesetzt
werden.

Abweichung zu Punkt 5.6 Pauschal

Eine direkte Abrechnung von Dolmetscher- oder Ubersetzungsdiensten ist nicht moglich.

Abweichung zu Punkt 5.2 Direkte Personalausgaben

Ubernimmt ein Geschaftsfiihrer eine Aufgabe als Projektleitung/-koordinator, kommt eine
anteilige Abrechnung (unter Abzug der Tatigkeit als Geschaftsflihrer) nur bis zu 25 % der
Regelarbeitszeit des Vorhabentragers in Betracht.

Zur Sicherstellung einer ordnungsgemafen Umsetzung des Vorhabens sind angemessene
Stellenanteile fiir Projektleitung/-koordination und Verwaltungskraft beim Vorhabentrager
einzuplanen.

9.6 Wandel der Arbeit sozialpartnerschaftlich gestalten — weiter bilden und Gleichstellung
fordern

Fiir den ersten Forderaufruf gelten folgende Bestimmungen:

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

- Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich. Flr
eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle anerkannt werden.

- Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.

- Personal zur finanztechnischen Abwicklung/sonstiges Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 ¢ moglich.
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Ab dem zweiten Forderaufruf gelten folgende Bestimmungen:

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

9.7

Projektleitung:

Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 14 moglich. Es
gelten die personlichen Voraussetzungen fiir die Einstufung in die Entgeltgruppe E 13 nach Nr.
5.2.1. Fir die Eingruppierung in die Entgeltgruppe E 14 wird zusatzlich eine Vorerfahrung in
leitender Tatigkeit in einem durch ein Bundes- oder Landesprogramm geforderten Projekt von
mindestens 5 Jahren vorausgesetzt. Kann diese nicht nachgewiesen werden, so kann bei
Erfillung der persdnlichen Voraussetzungen nach Nr. 5.2.1 eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe E 13 erfolgen.

Fir eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle anerkannt werden.

Projektpersonal in besonderer Verwendung:

Projektpersonal, dass im Vorhaben eine besonders verantwortungsvolle (etwa durch
koordinierende oder leitende Tatigkeitsanteile) oder qualitativ anspruchsvolle Tatigkeit
auslibt, kann bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 12 geférdert werden.
Es gelten die personlichen Voraussetzungen fiir die Einstufung in die Entgeltgruppe E 11 nach
Nr. 5.2.1. Fir die Eingruppierung in die Entgeltgruppe E 12 wird zusétzlich eine Vorerfahrung
als Projektpersonal in einem durch ein Bundes- oder Landesprogramm geforderten Projekt
von mindestens 3 Jahren vorausgesetzt. Kann diese nicht nachgewiesen werden, so kann bei
Erfillung der personlichen Voraussetzungen nach Nr. 5.2.1 eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe E 11 erfolgen.

Fiir Projektpersonal in besonderer Verwendung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle
anerkannt werden.

Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.

Personal zur finanztechnischen Abwicklung/sonstiges Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 ¢ moglich.

riickenwind? fiir Vielfalt, Wandel und Zukunftsfihigkeit in der Sozialwirtschaft

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.
Flr eine Projektleitung kann grundsatzlich nur bis zu einer Vollzeitstelle anerkannt werden.

Projektpersonal in besonderer Verwendung (ab dem 2 Férderaufruf):

Projektpersonal, dass im Vorhaben eine besonders verantwortungsvolle (etwa durch
koordinierende oder leitende Tatigkeitsanteile) oder qualitativ anspruchsvolle Tatigkeit
austibt, kann bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 12 geférdert werden.
Es gelten die personlichen Voraussetzungen fir die Einstufung in die Entgeltgruppe E 11 nach
Nr. 5.2.1. Fir die Eingruppierung in die Entgeltgruppe E 12 wird zusétzlich eine Vorerfahrung
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9.8

als Projektpersonal in einem durch ein Bundes- oder Landesprogramm geférderten Projekt
von mindestens 3 Jahren vorausgesetzt. Kann diese nicht nachgewiesen werden, so kann bei
Erfillung der persénlichen Voraussetzungen nach Nr. 5.2.1 eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe E 11 erfolgen.

Flr Projektpersonal in besonderer Verwendung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle
anerkannt werden.

Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.

Personal zur finanztechnischen Abwicklung/sonstiges Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 ¢ moglich.

MY TURN - Frauen mit Migrationserfahrung starten durch

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden:

Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.

Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.

Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 ¢ moglich.

Ausnahmsweise sind Dolmetscher- und Ubersetzungsdienste auch als direkte Personalausgaben

(Honorarkrafte) abrechenbar.

9.9

INQA-Coaching

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

Fur das Handlungsfeld ,Ubergeordnetes Zentrum INQA-Coaching” ist eine Forderung wie folgt

moglich:

Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E15 fiir eine
Vollzeitstelle moglich.

Wissenschaftliches Personal
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E13 fiir zwei
Vollzeitstellen moglich.

Sachbearbeitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E11 fiir zwei
Vollzeitstellen moglich.
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Fir die Akkreditierung der Prozessberaterinnen und Prozessberater sind zudem zwei weitere
Vollzeitstellen fiir die Sachbearbeitung bis zur Entgeltgruppe E11 fir den Zeitraum von einem
Jahr forderfahig.

- Birosachbearbeitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9a fiir eine
Vollzeitstelle moglich.
Das fir die Projektdurchfiihrung vorgesehene Personal muss lber hinreichende
Qualifikationen und Kenntnisse verfligen. Der Arbeitsort des im Vorhaben eingesetzten
Personals muss in der Zielregion angesiedelt sei

Fir das Handlungsfeld , INQA-Beratungsstellen “ ist eine Forderung wie folgt moglich:

Projektpersonal: Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E13
fiir eine Vollzeitstelle moglich. Der Einsatz von Honorarkraften ist ausgeschlossen.

Prozessberatung

- Die Prozessberatung umfasst maximal 12 Beratungstage a acht Stunden. Diese kénnen auf
mehrere Tage aufgeteilt werden.

- Der Hochstsatz fiir einen Beratertag betragt maximal 1.200 Euro netto. Damit sind alle
Beratungsleistungen abgedeckt. Weitere Nebenkosten, wie z.B. Fahrtkosten,
Verbrauchsmaterial etc. sind nicht zuwendungsfahig.

- Abweichend von 3.5 wird fiir die Prozessberatung in der Forderrichtlinie der vorzeitige
Vorhabenbeginn vor Antragstellung zugelassen.

9.10 Zukunftszentren

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

- Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E15 moglich. Fir
eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle anerkannt werden.

- Wissenschaftliches Personal
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E13 moglich.

- Sachbearbeitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E11 moglich.

- Birosachbearbeitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9a moglich.

Abweichung zu Nr. 5.3

Honorarkrafte dirfen flr Projekttatigkeiten in Regionalen Zukunftszentren ausschliefSlich fir die
Entwicklung und initiale Erprobung der innovativen Qualifizierungskonzepte eingesetzt werden.
Die Ausgaben fir Honorarkrafte flr die initiale Erprobung der innovativen
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Qualifizierungskonzepte diirfen maximal 5 % der Ausgaben fir internes Projektpersonal
ausmachen.

Im Ubrigen diirfen die Ausgaben fiir externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis entsprechend Nr.
5.3 grundsatzlich nicht mehr als 50 % der Ausgaben des Vorhabentragers fiir eigenes Personal im
Projekt ausmachen.

9.11 KOMPASS (Kompakte Hilfe fiir Solo-Selbststandige)

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

- Projektpersonal:
Flr das Handlungsfeld , Anlaufstellen” ist eine Férderung bei Vorliegen der Voraussetzungen
bis zu einer Vollzeitstelle bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich.
Bei nachgewiesenem Bedarf kann der Stellenanteil auf Antrag aufgestockt werden.

Qualifizierung:

- Kosten fiir die Teilnahme an einer Qualifizierung werden -in Abhangigkeit von der
Empfehlung der Anlaufstelle- zu 90 Prozent der reinen Qualifizierungskosten von bis zu
5.000 Euro (ohne Mehrwertsteuer), begrenzt auf einen maximalen Zuschussbetrag von bis
zu 4.500 Euro, tbernommen.

Weitere Nebenkosten, wie z. B. Fahrtkosten, Verbrauchsmaterial etc. sind nicht
zuwendungsfahig.

- Abweichend von Nr. 3.5 wird fir die Qualifizierung in der Forderrichtlinie der vorzeitige
Vorhabenbeginn vor Antragstellung zugelassen.

9.12 Rat geben - Ja zur Ausbildung!

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden:

- Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E13 moglich.

- Projektpersonal fiir Beratungstatigkeit und Vernetzungstatigkeit:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E11 moglich.
Erwiinscht und vorteilhaft sind interkulturelle Kompetenzen und Sprachkenntnisse aus der
(post-)migrantischen Community.

- Personal fir finanztechnische Abwicklung und Projektorganisation:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E9c moglich.

Ziel sollte es sein, dass im Handlungsansatz ,Bezugspersonen starken” der zeitliche Aufwand
flr die Projektleitung und die finanztechnische Abwicklung und Projektorganisation jeweils ca.
den Umfang einer halben Vollzeitstelle einnimmt. Der Schwerpunkt der Tragertatigkeiten in
diesem Handlungsansatz muss auf den Beratungsleistungen liegen.
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Eine direkte Abrechnung von Dolmetschertatigkeiten ist im Rahmen von Honorarleistungen
moglich. Eine direkte Abrechnung von Ubersetzungsdiensten ist nicht méglich.

9.13  Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier - BIWAQ

Abweichend von Nr. 2.4 und 3.5 wurde durch das Bundesministerium fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen der vorzeitige Vorhabenbeginn vor Antragstellung zugelassen.

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden

- Projektleitung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 13 moglich. Fir
eine Projektleitung kann grundsatzlich nur eine Vollzeitstelle anerkannt werden.

- Projektpersonal:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 11 moglich.

- Personal zur finanztechnischen Abwicklung:
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zur Entgeltgruppe E 9 ¢ moglich.

9.14 1Q- Integration durch Qualifizierung
9.14.1 Erste Forderrunde 01.01.2023 - 31.12.2025

Die bestehende Férderrunde fir das Programm ,,Integration durch Qualifizierung (1Q)“ lauft vom
01.01.2023 bis zum 31.12.2025. Die Inhalte, MalRnahmen und Zielsetzungen dieser Férderrunde
bleiben unverdandert und gelten bis zu deren Abschluss am 31.12.2025.

Eingruppierung der zuwendungsfihigen Projektmitarbeitenden:

Das im Projekt eingesetzte Personal kann grundsatzlich anhand der Tatigkeiten im Projekt
unterschieden werden. Aus diesen Tatigkeiten ergeben sich Stellenprofile mit unterschiedlichen
Stellenanforderungen, die im Rahmen der Projekttatigkeit zu nachfolgender Eingruppierung
fihren:

- Projektleitung der Beratungsstellen und der Teilvorhaben in den Regionalen
Integrationsnetzwerken
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 13
moglich. Fir eine Projektleitung kann grundsatzlich ein Stellenanteil bis zu einer Vollzeitstelle
anerkannt werden.

- Projektleitung der Koordinierungen von Regionalen Integrationsnetzwerken, der Fachstellen
und des Vernetzungsprojektes
Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 14
moglich. Fir eine Projektleitung kann grundsatzlich ein Stellenanteil bis zu einer Vollzeitstelle
anerkannt werden.

- Projektmitarbeitende Projektumsetzung
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Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 11
moglich. Projektmitarbeitende, die als Beratungskraft eingesetzt werden, sollen mindestens
zu einem Stellenanteil von 50 % einer Vollzeitstelle im Projekt eingesetzt werden.

- Wissenschaftliche Mitarbeitende der Fachstellen/des Vernetzungsprojekts
Bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) und unter Beriicksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil ist in den Fachstellen sowie im Vernetzungsprojekt fiir
wissenschaftliche Projektmitarbeitende eine Zuordnung bis zur Entgeltgruppe 13 moglich.

- Projektpersonal administrative Projektverwaltung
Zur Sicherstellung einer ordnungs- und fristgemaRen Administration des (Teil-) Vorhabens
kann jeweils eine Verwaltungskraft beim Vorhabentrager und eine Verwaltungskraft bei
einem Teilvorhabenpartner fiir die finanztechnische Abwicklung sowie
Teilnehmendenerfassung und -kontrolle mit einem angemessenen Stellenanteil geférdert
werden.

Eine Forderung des Personals der administrativen Projektverwaltung ist bei Vorliegen der
Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 9a moglich.

- Projektpersonal finanztechnische Abwicklung
Eine Ausnahme stellt das Projektpersonal fir die finanztechnische Abwicklung und das
finanzielle Controlling von regionalen Integrationsnetzwerken dar.
Fiir diese Aufgabe, die ausschlie8lich vom Projektpersonal des Vorhabentragers
(Koordinierung) wahrgenommen wird, ist unter Beriicksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil die Eingruppierung der Stelle bis zur Entgeltgruppe 11
moglich.

Abweichend von den Vorgaben aus 5.2.2. kénnen bei der Bemessung der geplanten Ausgaben fir
das Projektpersonal Tariferh6hungen sowie bereits bekannte Stufenaufstiege grundsatzlich in
einem zu begriindenden Umfang im Rahmen der Antragsstellung beriicksichtigt werden. Die
tatsachlich zuwendungsfahigen Personalausgaben sind betragsmaRig auf die zum Zeitpunkt der
Entstehung der Ausgaben giiltigen Obergrenzen des TVOD Bund, des anzuwendenden
Tarifvertrages oder der PSK-Satze (siehe hierzu 5.2.2) begrenzt.

In Erganzung zu Nr. 5.2 kénnen entsprechend der Vorgaben der Férderrichtlinie
Personalgestellungen Dritter als Eigenbeteiligung im Projekt zugelassen werden.

Honorare / Externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis

In Ausnahmefallen kénnen fiir Teilbereiche der Aufgabenerledigung externe Dienstleistende auf
Vertragsbasis eingekauft werden. Eine Ausnahme kann sich ergeben, wenn das Projektpersonal
aufgrund des Aufgabenspektrums oder der Berufsqualifikation die Aufgaben nicht durchfiihren
kann oder darf. Vor einem Einkauf von Honorarkraften muss dieser gegeniliber dem BAMF
hinreichend begriindet werden. Eine Zustimmung des BAMF zur Einbindung einer Honorarkraft ist
einzuholen.

Fir die Einkdufe von Dienstleistungen und Lieferungen im Férderprogramm IQ ist davon
auszugehen, dass die unter 5.3 genannten Hochstbetrage regelmaRig weit unterschritten werden.
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Die Wirtschaftlichkeit des Auftragswertes ist auch beim Unterschreiten der Hochstsatze je
Einzelfall nachzuweisen und zu begriinden. In vorab mit dem BAMF abzustimmenden Einzelfallen
kann eine Ausnahme vom Hochstbetrag zugelassen werden.

Die Vorgaben aus 5.3 f. sind zu beachten.

Erganzung zu Nr. 5.6 Pauschale

- Programmteil Beratungsstellen (Anerkennungs- und Qualifizierungsberatungen sowie Faire
Integration)

Im Programmteil ,,Beratungsstellen” werden die direkten und indirekten Ausgaben, bei denen es
sich nicht um direkte, zuschussfahige Ausgaben fiir internes und externes Projektpersonal
handelt, durch die Restkostenpauschale erstattet. Ein unmittelbarer Projektbezug der Personal-
und Honorarkosten muss vorliegen und nachgewiesen werden.

Die Restkostenpauschale ist ein festgelegter Prozentsatz, dessen Wert von den tatsachlich
erbrachten und forderfahigen direkten Personal- und Honorarausgaben errechnet wird. Mit
der Restkostenpauschale sind die gesamten Restkosten eines Projekts abgegolten (vgl. Artikel
53 f. der VO (EU) Nummer 2021/ 1060). Die Restkosten, welche als mit der Pauschale
abgegolten gelten, umfassen somit folgende Ausgaben:

e indirekte Kosten / Verwaltungskosten
e direkte, projektbezogene Sachausgaben / MaRnahmekosten

Fiir den Programmteil , Beratungsstellen” wird im Férderprogramm Integration durch
Qualifizierung eine Restkostenpauschale von 18 % der zuwendungsfahigen direkten Personal-
und Honorarausgaben gewahrt.

- Programmteil Regionale Integrationsnetzwerke sowie Programmteil Uberregionale Projekte
und Unterstiitzungsstruktur

In den Programmteilen ,Regionale Integrationsnetzwerke” sowie ,,Uberregionale Projekte
und Unterstiitzungsstruktur” wird eine Pauschale gewahrt, mit welcher unter anderem alle
direkt sowie indirekt mit der Projektdurchfiihrung anfallenden Ausgaben fir

e Miet- einschlieBlich Mietnebenkosten (ausgenommen davon sind
Schulungsraume siehe Buchstabe €))

e Ausgaben fur Reinigung der Raumlichkeiten,

e Veranstaltungen der Beratungsstellen, der regionalen Integrationsnetzwerke
sowie der Uberregionalen Projekte, welche der Vernetzung und
Offentlichkeitsarbeit dienen,

e Reise- und Ubernachtungskosten der im Projekt eingesetzten Mitarbeitenden,
o Offentlichkeitsarbeit einschl. GroRversand,

e Bilromaterial (z.B. Aktenordner, Schreibutensilien, Druckerpapier,
Toner/Druckerpatronen etc.),
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e Biro- und Geschéaftsausstattung (Birostiihle, Schreibtische, Pinnwande,
Aktenschranke etc.),

e |T-Services und -Infrastruktur (Software und Betriebssysteme, Server,
Netzinfrastruktur, Hardware fir das im Projekt eingesetzte Personal (Drucker, PC,
Laptop, (Mobil) Telefone, etc.)),

e die Mallnahmenumsetzung notwendige Versicherungen,

e die Erstellung von Projektmaterial, Porto und Versandkosten, Ausgaben fiir
Kopien

e Auftragsvergaben, sofern es sich nicht um einen Einkauf einer
Qualifizierungsmalinahme oder einen Einkauf von mit der
Qualifizierungsmalnahme im direkten Zusammenhang stehenden
Dienstleistungen oder Lieferungen handelt,

e die Betreuung, Pflege und Aktualisierung von Internetprasenz,
e Bewirtungsausgaben fiir alle Veranstaltungen der Vorhaben- und
Teilvorhabenpartner

abgegolten werden.

Die Hohe der gewdhrten Pauschale wird als Prozentsatz der Summe der direkten Ausgaben fir
Personal- und Honorarkosten berechnet und betragt 18 %. Fiir die Berechnung der Pauschale
hinsichtlich der Nichtnutzung der Infrastruktur der Vorhabentrager durch Honorarkrafte wird auf
5.6 dieser Fordergrundsatze verwiesen.

Im Projekt kdnnen ausschliefSlich folgende Ausgaben spitz abgerechnet werden:

o direkte Personalausgaben fiir internes und externes Projektpersonal (vgl. Nr. 5.2)

e direkte Ausgaben der MaBRnahmenumsetzung, die nachweislich und ausschlieBlich
einen kausalen Teilnehmendenbezug haben.

Einen kausalen Teilnehmendenbezug weisen die Ausgaben dann auf, wenn sie ohne den
spezifischen Teilnehmenden oder eine spezifische Kohorte von (Kurs-)Teilnehmenden nicht
anfallen wiirden. Zudem sind sie subsididr — unter der Kostenposition diirfen sie nur abgerechnet
werden, wenn sie nicht bereits durch die Pauschale abgegolten sind. Zusatzlich wird auf die
verbindliche Nutzung der Checkliste zur Inanspruchnahme einer Individualférderung zur
ausfiihrlichen Begriindung der Nachrangigkeit der Ausgaben pro Teilnehmenden verwiesen.

Zu diesen direkten Ausgaben der MalRnahmenumsetzung zdhlen insbesondere:

e Lehr- und Lernmittel (ausschlieRlich fiir Projekte nach Nr. 2.2 und Nr. 2.3 der
Forderrichtlinie)

Darunter fallen beispielsweise Lehr- und Arbeitsblicher, Lernsoftware etc.
Ausgaben fir Kopien sind mit der Pauschale abgegolten.
e Fahrt- und Ubernachtungskosten fiir Teilnehmende (ausschlieRlich fiir Projekte

nach Nr. 2.2 der Foérderrichtlinie)
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b.

C.

Notwendige Fahrtkosten der Teilnehmenden zu IQ-QualifizierungsmaBnahmen kénnen
unter Einhaltung der Vorgaben des Bundesreisekostengesetzes (BRKG) in der jeweils
glltigen Fassung angesetzt werden, sofern sie nicht von Dritten getragen werden
(Subsidiaritat). Dabei kann es sich um

Fahrten in Zusammenhang mit der Qualifizierung bei Dritten
Fahrten in Zusammenhang mit dem Ablegen von Priifungen

Fahrten in Zusammenhang mit dem Qualifizierungsprojekt

handeln. Grundsatzlich sind FuBwegstrecken bis zu drei Kilometer zumutbar und kénnen somit

nicht abgerechnet werden.

Tatsachliche Ausgaben fiir notwendige und unvermeidbare Ubernachtungen und
Tagesgelder von Teilnehmenden sind gemall dem zum Zeitpunkt der Veranstaltung
geltenden BRKG forderfahig, sofern die Vorgaben der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
eingehalten werden. Eine entsprechende Begriindung zur Notwendigkeit ist mit
Abrechnung der Ausgabe einzureichen.

Reisekosten des internen Projektpersonals sind mit der Pauschale abgegolten. Fahrt- und

Ubernachtungskosten fiir Honorarkrafte und Ehrenamtliche kénnen unter dieser

Ausgabenposition nicht geltend gemacht werden.

Projektbezogene individuelle Bedarfe der Teilnehmenden (ausschlieflich fur Projekte
nach Nr. 2.2 der Richtlinie)

Projektbezogene individuelle Bedarfe der Teilnehmenden sind Ausgaben, die aufgrund
der Teilnahme an der Qualifizierung dem individuellen Teilnehmenden entstehen, von
keiner weiteren Stelle Gbernommen werden und nicht unter die vorgenannten
Ausgabenpositionen fallen. Bei nachgewiesener Nachrangigkeit und Notwendigkeit der
Ausgaben kénnen mit der Qualifizierung zusammenhangende Kosten fiir z.B.
Prifungsgebiihren, Impfkosten, Gesundheitszeugnisse, Arbeitskleidung,
Kompetenzfeststellungen, Lehrgangsgebiihren u.a. erstattet werden.

Einkauf von Einzel- und Gruppenqualifizierungen (ausschliellich fur Projekte nach Nr. 2.2
der Forderrichtlinie)

Der Einkauf von Einzel- oder Gruppenqualifizierungen muss den Inhalten der
Forderrichtlinie und den Ubergeordneten Projektzielen entsprechen. Die
Vergabevorschriften des 6ffentlichen Beschaffungswesens sind zu beachten. Ausgaben
kénnen nur fir durchgefiihrte Qualifizierungen und Weiterbildungen angesetzt werden.

Miete von Schulungsraumen (ausschlieBlich fir Projekte nach Nr. 2.2 der Foérderrichtlinie)

Ggf. anteilige Mietkosten flir Raumlichkeiten der
MaBnahmenumsetzung/Schulungsrdume kdnnen im Projekt spitz abgerechnet werden.
Sofern die Raumlichkeiten dem Projektpersonal ebenfalls als Biiro dienen, sind diese
Mietkosten bereits mit der Pauschale abgegolten. Alle (anteiligen) Mietnebenkosten (z.B.
Wasser, Strom, Gas, Bewirtung) zdhlen zu den indirekten Kosten und sind in der Pauschale
enthalten. Forderfahig sind lediglich die Ausgaben der Kaltmiete fiir die Schulungsraume.
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Der Vorhabentrager ist verpflichtet, vorrangig bereits angemietete/eigene Raumlichkeiten
zu nutzen. Bedarf es fir die MaBnahmenumsetzung der Anmietung externer, lediglich fiir
den Zeitraum der MaRnahme anzumietender Raumlichkeiten, ist dies ausfuhrlich und
ausreichend zu begriinden. Bei dem Einkauf von externen Veranstaltungsraumen ist ein
Vergabeverfahren durchzufiihren.

Kalkulatorische Mieten fiir sich im Eigentum des Tragers befindliche Rdume und Gebaude
sind nicht forderfahig.

e direkte Ausgaben der Vernetzung und Programmunterstitzung (ausschlieRlich fur
Projekte nach Nr. 2.3 der Forderrichtlinie)

Die Fachstellen und das Vernetzungsprojekt konnen die aus ihren Kernaufgaben im
Forderprogramm IQ entstehenden Ausgaben spitz abrechnen.

Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Offentlichkeitsarbeit stehen - z.B. Erstellung
und Versand von Informationsbroschiren, Flyern sowie verfassten Fachpublikationen etc.
- kdnnen unter dieser Ausgabeposition angesetzt werden.

Ebenfalls kbnnen die vorgenannten Projekte Ausgaben fiir die Durchflihrung von
Veranstaltungen (z.B. Netzwerktreffen oder Arbeitsgruppen) spitz abrechnen.
Bewirtungskosten sowie Reisekosten werden entsprechend der Vorgaben mit der
Pauschale abgegolten.

Auszahlungen ESF-Mittel

In Ergdnzung zu Nr. 7.2 kdnnen ESF Plus Mittel im Anforderungsverfahren ausgezahlt werden.

Es gelten die entsprechenden Regelungen wie unter Nr. 7.1 Absatz 2 bis 4.

9.14.2 Zweite Forderrunde 01.01.2026 - 31.12.2028
Eingruppierung der zuwendungsfahigen Projektmitarbeitenden

Das im Projekt eingesetzte Personal kann grundsatzlich anhand der Tatigkeiten im Projekt
unterschieden werden. Aus diesen Tatigkeiten ergeben sich Stellenprofile mit unterschiedlichen
Stellenanforderungen, die im Rahmen der Projekttatigkeit zu nachfolgender Eingruppierung
flihren. Dabei sind die Stellenanteile so zu bemessen, dass sie den Aufgaben und dem Umfang der
Tatigkeit im Projekt angemessen entsprechen. Die Angemessenheit des Stellenanteils richtet sich
nach den spezifischen Anforderungen der jeweiligen Position und den damit verbundenen
Verantwortlichkeiten. Beim Einsatz von Leitungspersonal ist zu bericksichtigen, dass eine
fachliche Leitung auch durch die Fachstellen und — sofern vorhanden — durch die Koordinierung
eines Projektverbunds gegeben ist. Hauptzweck der Forderung ist in erster Linie, eine hohe Zahl
an Teilnehmenden in den Modellvorhaben zu erreichen. Personalausgaben fir Mitarbeitende,
deren Stellenanteil weniger als 15 % einer Vollzeitstelle betragt, gelten als mit der Pauschale
abgegolten.

- Projektleitung der Beratungsstellen, der Teilvorhaben in den Regionalen
Integrationsnetzwerken und in den branchen-, berufs- und qualifikationstibergreifenden
Aktivierungsprojekten (Projekte nach 2.1, 2.2 sowie 2.3.1 der Férderrichtlinie)
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Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 13
moglich. Fir eine Projektleitung kann grundsatzlich ein Stellenanteil bis zu einer Vollzeitstelle
anerkannt werden. Es wird empfohlen, den Stellenanteil fiir Projektleitungen in einem
Korridor zwischen 0,25 Vollzeitdquivalenten und 0,50 Vollzeitaquivalenten zu bemessen. Die
Angemessenheit des Stellenanteils muss sich aus dem Vorhabenkonzept ergeben und dort
nachvollziehbar begriindet sein.

Projektleitung der Koordinierungen von Regionalen Integrationsnetzwerken und der
Fachstellen (Projekte nach Nr. 2.2, 2.3.2 sowie 2.3.3 der Forderrichtlinie)

Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 14
moglich. Fir eine Projektleitung kann grundsatzlich ein Stellenanteil bis zu einer Vollzeitstelle
anerkannt werden.

Projektmitarbeitende Projektumsetzung (Projekte nach 2.1, 2.2 sowie 2.3.1 der
Forderrichtlinie)

Eine Forderung ist bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 11
moglich. Projektmitarbeitende in den Beratungsstellen der Anerkennungs- und
Qualifizierungsberatung, die als Beratungskrafte tatig sind, sollen mit einem Stellenanteil von
mindestens 50 % einer Vollzeitstelle im Projekt beschaftigt werden. Diese
Mindestanforderung gilt nicht fir Beratungskrafte, die von 6ffentlichen Dritten im Rahmen
einer Personalgestellung bereitgestellt werden.

Wissenschaftliche Mitarbeitende der Fachstellen (Projekte nach 2.3.2 und 2.3.3 der
Forderrichtlinie)

Bei Vorliegen der Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) und unter Beriicksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil ist in den Fachstellen fir wissenschaftliche
Projektmitarbeitende eine Zuordnung bis zur Entgeltgruppe 13 moglich.

Projektpersonal administrative Projektverwaltung

Zur Sicherstellung einer ordnungs- und fristgemaRen Administration des (Teil-) Vorhabens
kann jeweils eine Verwaltungskraft beim Vorhabentrager und eine Verwaltungskraft bei
einem Teilvorhabenpartner fiir die finanztechnische Abwicklung sowie
Teilnehmendenerfassung und -kontrolle mit einem angemessenen Stellenanteil gefordert
werden.

Eine Forderung des Personals der administrativen Projektverwaltung ist bei Vorliegen der
Voraussetzung (siehe Nr. 5.2) bis zur Entgeltgruppe 9a moglich.

Projektpersonal finanztechnische Abwicklung

Eine Ausnahme stellt das Projektpersonal fiir die finanztechnische Abwicklung und das
finanzielle Controlling von regionalen Integrationsnetzwerken (Projekte nach 2.2 der
Forderrichtlinie) dar.

Fir diese Aufgabe, die ausschlieBlich vom Projektpersonal des Vorhabentragers
(Koordinierung) wahrgenommen wird, ist unter Beriicksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil die Eingruppierung der Stelle bis zur Entgeltgruppe 11
moglich.
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Abweichend von den Vorgaben aus 5.2.2 kénnen bei der Bemessung der geplanten Ausgaben fiir
das Projektpersonal Tariferhohungen sowie bereits bekannte Stufenaufstiege grundsatzlich in
einem zu begriindenden Umfang im Rahmen der Antragsstellung beriicksichtigt werden. Die
tatsachlich zuwendungsfahigen Personalausgaben sind betragsmaRig auf die zum Zeitpunkt der
Entstehung der Ausgaben giiltigen Obergrenzen des TV6D Bund, des jeweils anzuwendenden
Tarifvertrages oder der PSK-Satze (siehe hierzu 5.2.2) begrenzt. Sollte ein
Vorhabentrdger/Teilvorhabenpartner direkt (eine Anlehnung ist nicht ausreichend) einem
anderen Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes (z.B. TV-L) unterliegen, so wird dieser Tarifvertrag
anstelle des TVOD Bund als VergleichsmaRstab herangezogen.

In Ergdanzung zu Nr. 5.2 kdnnen entsprechend der Vorgaben der Forderrichtlinie
Personalgestellungen Dritter als Eigenbeteiligung im Projekt zugelassen werden.

Die Zuwendungsempfanger sind verpflichtet, die zweckentsprechende Verwendung der
Fordermittel gemaR Nr. 5.2.5 dieser Fordergrundsatze nachzuweisen. Dies umfasst insbesondere
die Vorlage geeigneter Belege und Nachweise (ber die erfolgten Zahlungen.

Ausnahmsweise kann auf Antrag und mit Genehmigung durch BAMF auf den
Zahlungsflussnachweis fiir Sozialversicherungsbeitrage sowie Steuerabfiihrungen an das
Finanzamt verzichtet werden, sofern der Zuwendungsempfanger sich um 6ffentliche Akteure
handelt oder das Vorhaben durch das Landesamt fiir Besoldung und Versorgung (LBV)
abgerechnet wird. Diese Ausnahme dient der Verwaltungsvereinfachung und
Entbiirokratisierung. Die Vorlage dieser Nachweise kann jedoch im Einzelfall, insbesondere bei
Prifungen, Vor-Ort-Prifungen oder Stichproben, nach Aufforderung durch die priifende Stelle
verlangt werden. Alle ibrigen Nachweise sind weiterhin in der vorgeschriebenen Form zu
erbringen.

Fiir die Abrechnung von Personalausgaben im Rahmen der Férderung sind ausschlieflich die in Nr.
5.2.3 dieser Fordergrundsatze definierten Gehaltsbestandteile zuwendungsfahig.

Honorare / Externe Dienstleistungen auf Vertragsbasis

Vorhabentrager setzen die Projekte grundsatzlich mit angestelltem Personal um. In begriindeten
Ausnahmefallen ist der Einsatz externer Dienstleistender auf Vertragsbasis fiir Teilbereiche der
Aufgabenerledigung zuldssig. Eine solche Ausnahme kann insbesondere dann vorliegen, wenn das
vorhandene Projektpersonal die Aufgaben aufgrund der erforderlichen Fachqualifikation oder des
spezifischen Aufgabenspektrums nicht selbst durchfiihren kann oder darf.

Vor Beantragung externer Honorarkrafte ist eine hinreichende Begriindung gegentiber dem BAMF
vorzulegen. Die Beauftragung bedarf der vorherigen Zustimmung des BAMF.

Fiir die Beschaffung von Dienstleistungen und Lieferungen im Rahmen des Forderprogramms 1Q —
Integration durch Qualifizierung ist grundsatzlich davon auszugehen, dass die unter Ziffer 5.3
genannten Hochstbetrdge regelmalig deutlich unterschritten werden. Die Wirtschaftlichkeit des
Auftragswertes ist unabhangig von einer Unterschreitung der Hochstsatze fiir jeden Einzelfall
nachzuweisen und zu begriinden.

In besonderen, vorab mit dem BAMF abzustimmenden Einzelfillen, kann eine Ausnahme vom
Hochstbetrag zugelassen werden.
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Die Vorgaben aus 5.3 f. sind zu beachten.

Erganzung zu Nr. 5.6 Pauschale

Fir alle Programmteile des Forderprogramms IQ - Integration durch Qualifizierung wird eine
Restkostenpauschale in Hohe von 18 % der zuwendungsfahigen direkten Personalausgaben
gewahrt.

Direkte Personalausgaben auf Basis von Honorarvertragen werden nur dann vollstandig als
Berechnungsgrundlage fir den Pauschalsatz anerkannt, wenn die Honorarkraft die Infrastruktur
des Vorhabentragers nutzt (z. B. Raumlichkeiten, Bliromaterial) und nachweislich keine Reise-,
Ubernachtungs- oder Verpflegungskosten {iber die Honorarbetrige abgerechnet werden.
Andernfalls findet der Pauschalsatz auf die entsprechenden Honorarausgaben keine Anwendung.

Bei Personalgestellung durch juristische Personen des 6ffentlichen Rechts (z.B. Bundesagentur fir
Arbeit), die nicht selbst Zuwendungsempfanger oder Teilvorhabenpartner im geférderten Projekt
sind, wird fiir diese forderfahigen direkten Personalausgaben keine Restkostenpauschale gewahrt.

Ein unmittelbarer Projektbezug der Personal- und Honorarkosten muss vorliegen und

nachgewiesen werden.

- Programmteile Beratungsstellen Anerkennungs- und Qualifizierungsberatungen und
branchen-, berufs- und qualifikationsiibergreifende Aktivierungsprojekte (Projekte nach Nr.
2.1 und 2.3.1 der Forderrichtlinie)

In den Programmteilen ,, Beratungsstellen der Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung” und
»,branchen-, berufs- und qualifikationstibergreifende Aktivierungsprojekte” werden die direkten
und indirekten Ausgaben, bei denen es sich nicht um direkte, zuschussfahige Ausgaben fir
internes und externes Projektpersonal handelt, durch die Restkostenpauschale erstattet (vgl.
Artikel 53 f. der VO (EU) Nummer 2021/ 1060). Die Restkosten, welche als mit der Pauschale
abgegolten gelten, umfassen insbesondere folgende Ausgaben:

e indirekte Kosten / Verwaltungskosten
e direkte, projektbezogene Sachausgaben / MaRnahmekosten.

- Programmteile Regionale Integrationsnetzwerke (Projekte nach Nr. 2.2 der Forderrichtlinie)

In den Programmteilen , Regionale Integrationsnetzwerke” wird eine Pauschale gewahrt, mit der
unter anderem alle direkt sowie indirekt mit der Projektdurchfiihrung anfallenden Ausgaben fir

e Miet- einschlieBlich Mietnebenkosten (ausgenommen davon sind Schulungsrdume, siehe
unten))

e Ausgaben fir Reinigung der Raumlichkeiten,

e Veranstaltungen der regionalen Integrationsnetzwerke, die der Vernetzung und
Offentlichkeitsarbeit dienen,

e Reise- und Ubernachtungskosten der im Projekt eingesetzten Mitarbeitenden,

o Offentlichkeitsarbeit einschl. GroRversand,
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e Biiromaterial (z.B. Aktenordner, Schreibutensilien, Druckerpapier,
Toner/Druckerpatronen etc.),

e Biiro- und Geschaftsausstattung (Birostiihle, Schreibtische, Pinnwadnde, Aktenschranke
etc.),

e |T-Services und -Infrastruktur (Software und Betriebssysteme, Server, Netzinfrastruktur,
Hardware fiir das im Projekt eingesetzte Personal (Drucker, PC, Laptop, (Mobil-) Telefone
etc.)),

e die Mallnahmenumsetzung notwendige Versicherungen,
e die Erstellung von Projektmaterial, Porto und Versandkosten, Ausgaben fiir Kopien,

e Auftragsvergaben, sofern es sich nicht um einen Einkauf einer QualifizierungsmalRnahme
oder einen Einkauf von mit der QualifizierungsmaRnahme im direkten Zusammenhang
stehenden Dienstleistungen oder Lieferungen handelt,

e die Betreuung, Pflege und Aktualisierung von Internetprasenz,

e Bewirtungsausgaben fir alle Veranstaltungen der Vorhaben- und Teilvorhabenpartner
abgegolten werden.

Im Projekt kdnnen ausschlieBlich folgende Ausgaben spitz abgerechnet werden:
e direkte Personalausgaben fiir internes und externes Projektpersonal (vgl. Nr. 5.2)

e direkte Ausgaben der MaBRnahmenumsetzung, die nachweislich und ausschlieRlich
einen kausalen Teilnehmendenbezug haben.

Der kausale Teilnehmendenbezug kann flir Ausgaben angenommen werden, die direkt mit der
Umsetzung der MaBnahmen zusammenhangen und eindeutig auf bestimmte Teilnehmende oder
eine Gruppe von Teilnehmenden zurlickzufiihren sind. Das bedeutet: Die Ausgaben stehen in
direktem Zusammenhang mit den Teilnehmenden, wenn sie nur aufgrund eines bestimmten
Teilnehmenden oder einer bestimmten Gruppe von Teilnehmenden entstehen wiirden. Diese
Ausgaben sind nur dann forderfahig, wenn sie nicht bereits durch die Pauschale abgedeckt sind.
Zusatzlich wird auf die verbindliche Nutzung der Checkliste zur Inanspruchnahme einer
Individualforderung zur ausfiihrlichen Begriindung der Nachrangigkeit der Ausgaben pro
Teilnehmenden verwiesen.

Zu diesen direkten Ausgaben der MalRnahmenumsetzung zdhlen insbesondere:

e Lehr- und Lernmittel (ausschlieRlich fiir Projekte nach Nr. 2.2.1 der
Forderrichtlinie)

Darunter fallen beispielsweise Lehr- und Arbeitsbiicher, Lernsoftware etc.
Ausgaben fiir Kopien sind mit der Pauschale abgegolten.

e Fahrt- und Ubernachtungskosten fiir Teilnehmende (ausschlieRlich fiir bestimmte
Teilvorhaben in Projekten nach Nr. 2.2.1 der Foérderrichtlinie)
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Bitte beachten: Notwendige Fahrtkosten der Teilnehmenden zu IQ-QualifizierungsmaBRnahmen
kénnen unter Einhaltung der Vorgaben des Bundesreisekostengesetzes (BRKG) in der jeweils
glltigen Fassung angesetzt werden, sofern sie nicht von Dritten getragen werden (Subsidiaritat).
Dabei kann es sich um

1. Fahrten in Zusammenhang mit der Qualifizierung bei Dritten
2. Fahrten in Zusammenhang mit dem Ablegen von Priifungen
3. Fahrten in Zusammenhang mit dem Qualifizierungsprojekt

handeln. Grundsatzlich sind FuBwegstrecken bis zu drei Kilometer zumutbar und kénnen somit
nicht abgerechnet werden.

> Tatsichliche Ausgaben fiir notwendige und unvermeidbare Ubernachtungen und Tagesgelder
von Teilnehmenden sind gemaR dem zum Zeitpunkt der Veranstaltung geltenden BRKG
forderfahig, sofern die Vorgaben der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit eingehalten werden.
Eine entsprechende Begriindung zur Notwendigkeit ist mit Abrechnung der Ausgabe
einzureichen. Sollten umfangreiche Kosten geplant werden, so muss dieses aus der
Konzeption erkennbar sein, und es sollten diese Kosten im Vorwege mit dem BAMF
abgestimmt werden.

Reisekosten des internen Projektpersonals sind mit der Pauschale abgegolten. Fahrt- und
Ubernachtungskosten fiir Honorarkrafte und Ehrenamtliche kénnen unter dieser
Ausgabenposition nicht geltend gemacht werden.

e Projektbezogene individuelle Bedarfe der Teilnehmenden (ausschlieflich fiir Projekte nach Nr.
2.2.1 der Richtlinie)

Projektbezogene individuelle Bedarfe der Teilnehmenden kénnen geplant werden, wenn
aufgrund der Qualifikationen der Einzelteilnehmenden die Ausgaben fiir eine Anpassung noch
nicht voll bekannt sind. Hierbei handelt es sich um Ausgaben, die unmittelbar durch die
Teilnahme an der QualifizierungsmaRnahme entstehen, nicht durch andere Stellen
libernommen werden und nicht unter die vorgenannten Ausgabenpositionen fallen. Sofern
die Erforderlichkeit und Nachrangigkeit der Ausgaben nachgewiesen werden, kbnnen
notwendige und mit der Qualifizierung zusammenhangende Kosten, wie beispielsweise
Prifungsgebiihren, Impfkosten, Gesundheitszeugnisse, Arbeitskleidung,
Kompetenzfeststellungen oder Lehrgangsgebiihren, erstattet werden. Zusatzlich wird auf die
verbindliche Nutzung der Checkliste zur Inanspruchnahme einer Individualférderung zur
ausfiihrlichen Begriindung der Nachrangigkeit der Ausgaben pro Teilnehmer verwiesen.

e Einkauf von Einzel- und Gruppenqualifizierungen (ausschliefRlich fir Projekte nach Nr. 2.2.1
der Forderrichtlinie)

Der Einkauf von Einzel- oder Gruppenqualifizierungen muss den Inhalten der Forderrichtlinie
und den Gbergeordneten Projektzielen entsprechen und ermdoglicht dem Trager den Einkauf
von thematischen Fortbildungen fiir Teilnehmende, die er selbst nicht anbieten kann. Die
Vergabevorschriften des offentlichen Beschaffungswesens sind zu beachten. Ausgaben
kénnen nur flir durchgefiihrte Qualifizierungen und Weiterbildungen angesetzt werden. Die
ordnungsgemaRe Durchfiihrung sowie die Einhaltung der Vergabevorschriften sind durch
geeignete Nachweise zu belegen und bei der Abrechnung einzureichen.
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e Miete von Schulungsraumen (ausschlieBlich fir Projekte nach Nr. 2.2 der Férderrichtlinie)

Ggf. anteilige Mietkosten fir Raumlichkeiten der MaRnahmenumsetzung/Schulungsraume
kénnen im Projekt spitz abgerechnet werden. Sofern die Raumlichkeiten dem Projektpersonal
ebenfalls als Biiro dienen, sind diese Mietkosten bereits mit der Pauschale abgegolten. Alle
(anteiligen) Mietnebenkosten (z.B. Wasser, Strom, Gas, Bewirtung) zahlen zu den indirekten
Kosten und sind in der Pauschale enthalten. Forderfahig sind lediglich die Ausgaben der
Kaltmiete flr die Schulungsraume.

Der Vorhabentrager ist verpflichtet, vorrangig bereits angemietete/eigene Raumlichkeiten zu
nutzen. Bedarf es fiir die MalRnahmenumsetzung der Anmietung externer, lediglich fiir den
Zeitraum der MalRnahme anzumietender Raumlichkeiten, ist dies ausfihrlich und ausreichend
zu begriinden. Bei dem Einkauf von externen Veranstaltungsraumen ist ein Vergabeverfahren
durchzufihren.

Kalkulatorische Mieten fiir sich im Eigentum des Tragers befindliche Raume und Geb&ude sind
nicht forderfahig.

- Programmteile Fachstellen (Projekte nach Nr. 2.3.2 und 2.3.2 der Forderrichtlinie)

Zu diesen direkten Ausgaben der MalRnahmenumsetzung zdhlen insbesondere direkte
Ausgaben der Vernetzung und Programmunterstiitzung.

Die Fachstellen kdnnen die aus ihren Kernaufgaben im Férderprogramm IQ entstehenden
Ausgaben spitz abrechnen.

Ausgaben im Zusammenhang mit der Offentlichkeitsarbeit - einschlieRlich der Kosten fiir die
Erstellung und Pflege der Programmwebseite einschlielich Intranet, die Erstellung und
Versand von Informationsbroschiren, Flyern sowie verfassten Fachpublikationen - knnen
unter dieser Ausgabeposition geltend gemacht werden.

Ebenfalls kdnnen die vorgenannten Projekte Ausgaben fiir die Durchfiihrung von
Veranstaltungen spitz abrechnen.

Bei rein 1Q-internen Veranstaltungen sind Bewirtungskosten sowie Reisekosten entsprechend
den Vorgaben mit der Pauschale abgegolten und nicht gesondert abrechnungsfahig.

Eine Ausnahme bilden die von den Fachstellen organisierten Vernetzungstreffen, die in der
Forderrichtlinie unter den Punkten 2.3.2 und 2.3.3. aufgefiihrt werden, wie auch beantragte
und bewilligte Veranstaltungen mit externen Gasten. Die Abrechnung setzt voraus, dass die
Bewirtung dem Zuwendungszweck dient, erforderlich ist und im Verhaltnis zur Zahl der
externen Teilnehmenden steht. Die hierbei entstehenden Kosten - einschlielRlich Miete fir
Veranstaltungsraume, der Veranstaltungstechnik und Catering - kdnnen unter
Bericksichtigung der haushaltsrechtlichen Grundsatze zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
spitz abgerechnet werden.

Auszahlungen ESF-Mittel
In Erganzung zu Nr. 7.2 kdnnen ESF Plus-Mittel im Anforderungsverfahren ausgezahlt werden.

Es gelten die entsprechenden Regelungen wie unter Nr. 7.1 Absatz 2 bis 4.
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9.15  JUST BEst - Briicken in die Eigenstandigkeit

Fiir das ESF Plus-Programm , JUST BEst - Briicken in die Eigenstandigkeit” gelten ergdnzend zu
bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen der Fordergrundsatze (Nr. 1 — 8) folgende
besondere Bestimmungen:

9.15.1 Forderfihige Ausgaben

Zur Umsetzung der methodischen Bausteine 1-4 (vgl. 2.1.1 der Forderrichtlinie) sowie fir die
inhaltlichen und administrativen Aufgaben sind Personal- und Sachausgaben zuwendungsfahig.

Die forderfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:

e direkte Personalausgaben (Kosten je Einheit)

e Ausgaben ohne Geldfluss in Form von Personalgestellung (Kosten je Einheit)
e Honorare (Realkosten)

e Pauschale (Restkostenpauschale)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn
diese beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung méglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensitze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit abgerechnet. Es wird innerhalb des Bewilligungszeitraums
eine Uberpriifung und gegebenenfalls Anpassung der Kosten je Einheit vorgenommen. Bei der
Abrechnungsmethode ,Kosten je Einheit” werden feststehende Einheitskostensatze (hier:
Stundensatze) mit der Anzahl der monatlich nachgewiesenen Einheiten (hier: Produktivstunden)
multipliziert und abgerechnet.

Aus den konkreten Tatigkeiten im Vorhaben, den vorhandenen Qualifikationen und dem
vereinbarten Entgelt ergibt sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betracht
kommt (vgl. A1 Zuordnung zu den Einheitskostensatzen).

Zwischen folgenden Personalgruppen im Vorhaben wird unterschieden:

e Personal der Koordinierungsstelle (Koordinatorin / Koordinator)

e Personal des Case Managements

e Personal der Aufsuchenden Jugendsozialarbeit / Niedrigschwelligen Beratung (Clearing)

e Personal zur Erprobung neuer Wohnformen
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Diese Tatigkeiten sind folgendermaRen den Laufbahngruppen nach dem TV6D-Bund zugeordnet:

Laufbahngruppe nach TV6D-Bund | Tatigkeitsbereiche

Hoherer Dienst, E13 —E15 Koordinierungsstellen-Mitarbeitende

Gehobener Dienst, E9b — E12 = Koordinierungsstellen-Mitarbeitende
= Case Management-Mitarbeitende

= Aufsuchende Arbeit, Beratungsstellen-
Personal (Clearing), Erprobung neuer
Wohnformen

Mittlerer Dienst, E5 — E9a = Aufsuchende Arbeit, Beratungsstellen-
Personal (Clearing), Erprobung neuer
Wohnformen

Ausgaben fiir Personal, dessen Tatigkeit, Arbeitsplatzbeschreibung und Qualifikation dem
einfachen Dienst (gemald TVAD Bund) entspricht, kdnnen im Vorhaben nicht als direkte
Personalausgaben abgerechnet werden. Personalausgaben fiir die Finanzadministration sind mit
der Restkostenpauschale abgegolten und kénnen daher nicht als Personalausgaben abgerechnet
werden.

Als Personalausgaben diirfen ausschlieBlich Ausgaben fir Personal mit Steuerungs- und
Koordinierungsaufgaben beim Vorhabentrager bzw. beim kommunalen Teilvorhabenpartner
(Koordinatorinnen / Koordinatoren in der Koordinierungsstelle) sowie Ausgaben fiir Personal, das
fiir die Vorhabendurchfiihrung erforderlich ist (pddagogisches Personal), kalkuliert und
abgerechnet werden. Voraussetzung fiir die Kalkulation und Abrechnung ist, dass das Personal
beim Vorhabentrager bzw. Teilvorhabenpartner in einem sozialversicherungspflichtigen
Beschaftigungsverhaltnis oder in einem Beamtenverhaltnis steht bzw. einen vergleichbaren Status
bei diesem hat.

Beamte und sonstige 6ffentliche Bedienstete sind durch eine schriftliche Aufgabenibertragung
der zustandigen Behorde (Abordnung) dem Vorhaben zuzuweisen. Fir nicht 6ffentlich
Beschaftigte ist eine schriftliche Aufgabenlibertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu
Arbeitsvertragen erforderlich. In beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF
Plus-Vorhaben entfillt, korrekt ausgewiesen werden. Nutzen Sie hierfiir das durch das BAFzA zur
Verfuigung gestellte Formular fiir die Priifung von neuem Personal ,,Arbeitsplatzbeschreibung /
Personalbogen” oder fiir Veranderungen beim Personal ,Anderung zum Personaleinsatz“.

Fiir jede einzelne Personalstelle sind die zugehdrigen Personalausgaben zu ermitteln,
nachzuweisen und jeweils im Forderportal Z-EU-S zu vermerken. Pauschalen oder kumulierte
Angaben zum Gesamtpersonal werden nicht anerkannt. Im Forderportal Z-EU-S sind als direkte
Personalausgaben die Unterkostenarten , Direkte Personalausgaben - Personal
Koordinierungsstelle” und , Direkte Personalausgaben - Personal Projekt” auszuwahlen.
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Kommunale Koordinierungsstelle

Die Koordinierungsstelle ist vorrangig beim Vorhabentrager bzw. passend in der kommunalen
Verwaltungsstruktur zu verankern (vgl. 2.2.2. der Foérderrichtlinie). Sie kann alternativ auch bei
einem Teilvorhabenpartner eingerichtet werden, z. B. bei einer stadtischen Tochter, die als
Teilvorhabenpartner festgelegt ist. Die Einrichtung der Koordinierungsstelle bei einem freien
Trager ist ausgeschlossen.

Die Koordinierungsstelle ist flir Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben im Vorhaben zustandig
(vgl. 2.2 der Forderrichtlinie ,,Kommunale Koordinierungsstelle”). Die Finanzadministration des
Vorhabens z3hlt nicht zu ihren Aufgaben. Mit dieser Aufgabe ist eine gesonderte Mitarbeiterin /
ein gesonderter Mitarbeiter zu betrauen (s. unter C. Restkostenpauschale) und dem BAFzA als
Ansprechpartner/in zu benennen.

Pro Koordinierungsstelle ist ein Stellenanteil von bis zu 0,8 Vollzeitdquivalenten forderfahig. Pro
Kalenderjahr darf nicht mehr als dieser Anteil abgerechnet werden. Je nach anfallendem
Arbeitsumfang sind im Kalenderjahr jedoch Uber- oder Unterschreitungen in einzelnen Monaten
moglich.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist zwingend das vom Arbeitgeber unterschriebene

wu

Formular , Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen“” vorzulegen, aus dem sich der
Beschaftigungsumfang im Projekt und damit die Zuordnung zum Vorhaben ergibt. Dies gilt auch in
Bezug auf Mitarbeitende, die vollstandig, also zu 100 Prozent, dem Vorhaben zugeordnet sind.
Das unterschriebene Formular ist dem BAFzA zum Antrag, spatestens aber zu Beginn der

Forderung vorzulegen bzw. unverziglich nachzureichen.

Im Falle von Personalveranderungen (z. B. Aufstockung / Abstockung des Anteils der Arbeitszeit
im Projekt) muss das Formular ,Anderung zum Personaleinsatz” dem BAFzA jeweils vor der
nachsten Abrechnung der Personalausgaben vorgelegt werden.

Fir alle im Vorhaben beschaftigten Personen sind monatliche Stundennachweise zu fiihren. Es
kénnen nur produktive Stunden im Projekt als Personalausgaben abgerechnet werden, die mit
einem unterschriebenen Stundennachweis bestatigt werden. Es ist der Vordruck der
Bewilligungsbehorde fiir den Stundennachweis zu verwenden.

A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Pro Laufbahngruppe ist ein Mindestgehalt — das zuwendungsfahige Jahres-Arbeitgeber-
Bruttogehalt (Jahres-AG-Brutto) — nachzuweisen.

Fiir jede Laufbahngruppe gilt ein niedriger und ein hoher Einheitskostensatz. Voraussetzung fiir
die Abrechnung anhand der niedrigen Einheitskostensatze ist neben der entsprechenden Tatigkeit
und erforderlichen Qualifikation, dass das je Einheitskostensatz festgelegte Mindestgehalt
(Jahres-AG-Brutto) Gberschritten wird. Das Mindestgehalt des jeweils niedrigen
Einheitskostensatzes betragt 90 Prozent der niedrigsten Entgeltgruppe der jeweiligen
Laufbahngruppe (TV6D Bund, Stufel).

Liegt das Jahres-AG-Brutto iber dem pro Laufbahngruppe festgelegten Grenzwert, kann der hohe
Einheitskostensatz abgerechnet werden.
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Aus der folgenden Tabelle ergeben sich je nach Laufbahngruppe und Tatigkeit die

Mindestgehalter und Grenzwerte sowie die abrechenbaren Einheitskostensatze:

Laufbahngruppe | Tatigkeit im Programm Mindestgehalt Niedriger Grenzwert fir Hoher
nach TVOD- JUST BEst AG-Brutto (nur | Stundensatz| Erhalt der hohen |Stundensatz
Bund zuwendungsfahige Kosten je Einheit
Bestandteile) (Einheitskostensatz)
AG-Brutto (nur
zuwendungsfahige
Bestandteile)
Jahr Stunde Jahr Stunde

Hoherer Dienst, | Koordinierungsstellen-
13- E15 Mitarbeitende 56.293,15 € 38,18 € 74.626,60 € 51,04 €
Gehobener 1.Koordinierungsstellen-
Dienst, Mitarbeitende
E9b - E12 2. Case Management-

Mitarbeitende

3. Aufsuchende Arbeit, 44.008,98 € 32,78 € 64.063,65 € 43,82 €

Beratungsstellen-

Personal (Clearing),

Personal Erprobung

neuer Wohnformen
Mittlerer Aufsuchende Arbeit,
Dienst, E5 - E 9a | Beratungsstellen-

Personal (Clearing), 35.329,44 € 23,90 € 46.707,50 € 31,95 €

Personal Erprobung
neuer Wohnformen

Einfacher
Dienst, E2 - E4

keine Bericksichtigung
im Programm JUST BEst

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist grundsatzlich das tatsachlich gezahlte,

zuwendungsfahige Arbeitgeber-Bruttogehalt (AG-Brutto) maligeblich.

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem

zuwendungsfahigen AG-Brutto zugrunde gelegt werden kdnnen, sind unter Nr. 5.2.3

»Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdriicklich ausgenommen sind dabei
die beiden Bestandteile ,U1 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall“ und ,,U2
Mutterschaftszuwendungen®.

Im Antragsverfahren ist das jahrliche AN-Brutto (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung) auf Basis

des aktuellen Monatsgehalts zu berechnen und lber das Formular

LArbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen” darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben
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ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich gezahlte AG-Bruttogehalt (inklusive AG-Anteile zur
Sozialversicherung) einmalig liber einen vollstandigen Zahlungsfluss nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fir jede Ausgabe, d.h. Gehalt, Lohnsteuer, SV-Beitrage, ggfls. VL,

ZVK/betriebliche Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann tber Kontoausziige,
Kontenblatter aus einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtiibersicht/Sammelliste
sowie liber eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt im Rahmen der Antragstellung. Hierfir ist das

Formular ,Kosten je Einheit - Personal “ zu verwenden. Zum Zwecke der Uberpriifung der
korrekten Zuordnung zum jeweiligen Einheitskostensatz sind dem BAFzA im Rahmen der

Antragstellung bzw. bei Personalverdanderungen folgende Unterlagen vorzulegen:
e Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte),
e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”
e Qualifikationsnachweise auf Anforderung,

e Anlage zum Arbeitsvertrag bzw. Abordnungsverfligung (Beamte) hinsichtlich des
prozentualen Arbeitsanteils im Vorhaben

e Zahlungsfluss.
e Gehaltsabrechnung

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch
Personalwechsel, Stufensteigerung oder Hohergruppierung — eine Anpassung des
Einheitskostensatzes (z.B. Sprung von dem niedrigen in den hohen Einheitskostensatz)
erforderlich machen, ist dies dem BAFzA unter Vorlage der entsprechenden Nachweise
unverziiglich mitzuteilen und — bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal Z-EU-S zu
stellen.

A.2. Abrechnung der Kosten je Einheit

Nach Artikel 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 kénnen zur Berechnung der
Personalausgaben Stundensatze angesetzt werden. Die jahrliche Arbeitszeit betragt danach
1.720 Stunden und entspricht den produktiven Arbeitsstunden einer Vollzeitkraft, bei denen die
Fehlzeiten (Wochenenden, Feiertage, durchschnittliche Krankheitstage und durchschnittliche
Urlaubstage) schon beriicksichtigt wurden.

Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”) legt den jeweiligen abrechenbaren Stundensatz fest.
Fiir die Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Stundensatz mit den tatsachlich
fir das Vorhaben geleisteten produktiven Arbeitsstunden multipliziert.
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Die vorgegebene Hohe der produktiven Jahresarbeitsstunden von 1.720 darf nicht Gberschritten
werden. Fir Teilzeitbeschaftigte und nicht ganzjahrig eingesetzte Beschaftigte reduziert sich die
Zahl der produktiven Jahresarbeitsstunden entsprechend ihres jeweiligen Anteils der
Beschéaftigung im Vorhaben. Uberstunden, also Stunden, die bei Vollzeitbeschiftigten iber 1.720
Stunden und bei Teilzeitbeschaftigten lGber die im Arbeitsvertrag geregelte, jeweilige
Gesamtstundenzahl hinausgehen, kénnen nicht abgerechnet werden. Mit 1.720 produktiven
Stunden ist der jahrliche Einheitskostensatz aufgebraucht. Fiir die Koordinierungsstelle mit einem
Stellenanteil von bis zu 0,8 Vollzeitaquivalenten kdnnen maximal 1.376 Stunden abgerechnet
werden.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist ein individueller Stundennachweis als Nachweis iber die
tatsachlich geleisteten Stunden im Vorhaben zwingend zu fiihren. Der Stundennachweis wird als
zahlungsbegriindende Unterlage im Férderportal Z-EU-S hochgeladen. Zur Abrechnung der
Einheitskosten ist ausschlieflich das Formular ,Stundennachweis Kosten je Einheit Personal” des
BAFzA zu verwenden.

GemaR Nr. 6.2.3 der BNBest-Gk/P-ESF-Bund ist kein laufender Nachweis tiber die Hhe der
tatsachlichen Personalausgaben zu erbringen. Als Nachweis fiir die korrekte Einstufung und den
Einsatz des Personals dient die unter ,,A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen” festgelegte
Dokumentation.

A.3. Anpassung der Kosten je Einheit zum 01.09.2024

Ab dem 01.09.2024 besteht die Moglichkeit, hdhere Kosten je Einheit fiir Belege mit Ausgaben ab
diesem Stichtag abzurechnen. Sofern die héheren Kosten je Einheit angewendet werden, muss dies
flir samtliche Personalstellen innerhalb des (Teil-)Vorhabens erfolgen. Die Anwendung fir nur
einzelne Personalstellen ist hingegen nicht moglich. Damit die héheren Kosten je Einheit
angewendet werden kénnen, muss das festgelegte Mindestgehalt iberschritten sein (vgl. A.1.
Zuordnung zu den Einheitskostensatzen).
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Laufbahngruppe | Tatigkeit im Programm Mindestgehalt Niedriger Grenzwert fur Hoher
nach TVOD- JUST BEst AG-Brutto (nur | Stundensatz| Erhalt der hohen |Stundensatz
Bund zuwendungsfahige Kosten je Einheit
Bestandteile) (Einheitskostensatz)
AG-Brutto (nur
zuwendungsfahige
Bestandteile)
Jahr Stunde Jahr Stunde

Hoherer Dienst, | Koordinierungsstellen-
13- E15 Mitarbeitende 62.743,00 € 42,29 € 82.652,00 € 56,53 €
Gehobener 1.Koordinierungsstellen-
Dienst, Mitarbeitende
E9b - E12 2. Case Management-

Mitarbeitende

3. Aufsuchende Arbeit, 49.708,00 € 36,31 € 70.953,00 € 48,53 €

Beratungsstellen-

Personal (Clearing),

Personal Erprobung

neuer Wohnformen
Mittlerer Aufsuchende Arbeit,
Dienst, E5 - E 9a | Beratungsstellen-

Personal (Clearing), 40.494,00 € 26,47 € 51.731,00 € 35,39€

Personal Erprobung
neuer Wohnformen

Einfacher keine Bericksichtigung
Dienst, E2-E4 |im Programm JUST BEst
B. Honorare

Die Finanzierung von Personal Gber Honorare soll nur erfolgen, sofern eine Anstellung des

Personals nicht sinnvoll oder moglich ist.

Honorarkrafte konnen ausschlieRlich fur die unter direkten Personalausgaben definierten

Tatigkeiten (s. Punkt A) eingesetzt werden, da sie als Teil der Personalausgaben betrachtet
werden.

Honorarvertrage dirfen daher nur mit natiirlichen Personen abgeschlossen werden. Bei der

gewlinschten Mitarbeit von Vereinen, GbR, etc. fir Teilvorhaben, konnte eine Aufnahme als

Teilvorhabenpartner in Frage kommen. Bei diesbezliglichen Unsicherheiten sollte vorab mit dem

BAFzA in Kontakt getreten und eine Beratung in Anspruch genommen werden.
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Ausgaben fir Honorare werden nach dem Realkostenprinzip abgerechnet. Die Finanzierung des
Personals der Koordinierungsstelle tiber Honorare ist ausgeschlossen.

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrungen und hauptamtliche Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter des Vorhabentragers bzw. Teilvorhabenpartners sind nicht zuwendungsfahig.

Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag geschlossen werden. Honorare sind Ausgaben, die
fiir die Erbringung einer Dienstleistung oder im Ausnahmefall der Herstellung eines Werkes
gezahlt werden. Sachkosten (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten
sind in der Honorarrechnung gesondert auszuweisen und diirfen nicht direkt iber den
Honorarsatz abgerechnet werden. Der Honorarsatz darf nur die Vergltung umfassen, die als
Gegenleistung fir die Tatigkeit gezahlt wird. Stattdessen sind Sach- und Reisekosten aus Mitteln
der Restkostenpauschale zu begleichen.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form.

Ein Honorarvertrag in Form eines Dienst- bzw. Dienstleitungsvertrages muss mindestens
enthalten:

e Namen der Vertragspartner
e Laufzeit des Vertrages

e Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im Vorhaben
(Vertragsgegenstand/ Grund der Beschaftigung)

e Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage
e Honorar pro Stunde

o Verpflichtung zur separaten Ausweisung von Sach- und Reisekosten auf der Rechnung
(vgl. Nr. 5.6)

e Voraussichtliche Gesamtsumme der Honorarleistungen

Ein Honorarvertrag, der die Erstellung eines Werkes umfasst, muss mindestens enthalten:
= Namen der Vertragspartner;

= Konkrete Beschreibung des zu erstellenden Werkes (Vertragsgegenstand);
=  Gesamtsumme der Honorarvergitung (ohne Sachausgaben);

= separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von
Infrastruktur, Materialaufwand);

= Verfahren zur Abnahme des fertiggestellten Werks;
=  Fristen (Vereinbarung von Fertigstellungs-, Liefer- und Abnahmefristen)

Honorarvertrage fallen unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem Abschluss von
Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (vgl. Nr. 5.3
und 5.4).
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Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen miissen zum Nachweis der Honorarausgaben im
Rahmen der Ausgabenerklarung im Férdermittelportal Z-EU-S hochgeladen werden,:

e Honorarvertrag
e Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)

e Honorarrechnung (gesonderte Ausweisung von Sach- und Reisekosten; Abrechnung
der Sach- und Reisekosten nur liber die dem Vorhaben gewahrte
Restkostenpauschale)

e Stundennachweis

o Ggf. Teilnehmendenliste

e Vergabeunterlagen (Preisermittlung, Angebote, Vergabevermerk)
e Zahlungsflussnachweis

Die Nichteinhaltung von Vergaberegelungen kann eine Kiirzung der entsprechenden
zuwendungsfahigen Ausgaben zur Folge haben (vgl. Nr. 5.4.2).

Aufwandsentschadigung fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich kénnen tber die Kostenart Honorare auch Aufwandsentschadigungen fir
ehrenamtlich durchgefiihrte Tatigkeiten im Programm gefordert werden. Eine Abrechnung kann
bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 840,00€ und ab
dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 960,00 €
(Ehrenamtspauschale) bzw. bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und
Jahr) von 3.000,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr)
von 3.300,00 € (Ubungsleiterpauschale) erfolgen. Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen
Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26, 26a EStG) erfiillt sind und
folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:

= Honorarvertrag

= Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
= Rechnung der Honorarkraft

= Stundennachweis

= Nachweis des Zahlungsflusses

= Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)

Ehrenamtlich Tatige:
e Ehrenamtsvertrag
e Stundennachweis
e Nachweis des Zahlungsflusses
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Samtliche Sachausgaben (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale kénnen nicht {iber die Kostenart
,Honorare” abgerechnet werden, sondern fallen unter die Restkostenpauschale.

C. Restkostenpauschale

Gem. Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 wird im Programm ,, JUGEND
STARKEN: Briicken in die Eigenstandigkeit” ein Pauschalsatz von 22 % auf die direkten
forderfahigen Personalkosten gewahrt, um die forderfahigen Restkosten der Vorhaben
abzudecken.

Dabei zdhlen zu den direkten Personalkosten als BezugsgroRe fiir die Berechnung der
Restkostenpauschale die direkten Personalausgaben, die Ausgaben ohne Geldfluss in Form von
Personalgestellung sowie die Honorare.

Alle Restkosten der jeweiligen Vorhaben werden durch die Pauschale abgegolten.

Fir alle in der Restkostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben miissen abweichend von Nr. 6
der BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird
der Pauschalbetrag in Hohe von 22 % automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und
im Rahmen der Auszahlung der Fordermittel berticksichtigt.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration beim Vorhabentrager und Personalausgaben fir
Leitungstatigkeit auf Vorhabenebene (Anteil an der Geschaftsflihrung) zahlen zu den indirekten
Personalausgaben und sind durch die Restkostenpauschale abzudecken.

Weitere Ausgaben werden nicht geférdert, auch wenn héhere Kosten nachgewiesen werden
konnen. Die Restkosten werden im Férderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die
forderfahigen Personalausgaben im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmen der
Abrechnung automatisch auch der Betrag fiir die Restkosten, weil die 22 %-Pauschale dann von
einer geringeren BezugsgroRe berechnet wird.

Bitte beachten Sie, dass die Restkostenpauschale im Falle einer Weiterleitung fiir den beim
Teilvorhabenpartner kalkulierten Betrag der direkten Personalausgaben, Ausgaben ohne Geldfluss
und Honorare in entsprechender Hohe weitergegeben werden muss.

9.15.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 4. der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager grundsatzlich
als Geldleistung zu erbringen, kann aber auch durch Ausgaben fir Personal des Vorhabentrédgers/
Teilvorhabenpartners erbracht werden, dass fiir die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist
(Personalgestellung).

Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene 6ffentliche Mittel (Eigenmittel) zu erbringen,
kénnen aber auch durch Drittmittel erbracht werden. Zulassige Drittmittel sind andere 6ffentliche
Mittel (Landesmittel) sowie nicht 6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht dem ESF Plus
oder anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF Plus-Mittel
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sowie nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom Vorhabentrager im
Finanzierungsplan darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung ist bei Antragstellung durch eine Erklarung zu belegen. Aus der
Erklarung mussen die Art und Hohe der zur Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum, fir
den die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig und nachvollziehbar hervorgehen. Die als
Kofinanzierung anzurechnenden Mittel miissen einen nachweislich direkten und unmittelbaren
Bezug zum umgesetzten ESF Plus-Vorhaben haben. Fir die Erklarung ist das Formular
,Kofinanzierungserklarung Eigenmittel / Drittmittel” zu verwenden.

Die erforderlichen, verbindlichen Zusagen zur Kofinanzierung sind grundsatzlich mit dem Antrag
einzureichen. Dabei ist/sind mit Antragstellung jedenfalls die verbindliche(n)
Kofinanzierungserklarung(en) fir das erste Haushaltsjahr vorzulegen. Fir die Folgejahre sind
wenigstens Absichtserklarungen mit dem Antrag einzureichen. Hierzu ist zwingend das
bereitgestellte Formular , Kofinanzierungserklarung Eigenmittel / Drittmittel” zu nutzen.

Anderungen im Finanzierungsplan kénnen zu jeder Zeit im Bewilligungszeitraum im Rahmen der
Vorgaben der VVV zu § 44 BHO vorgenommen werden. Hierzu ist ein Anderungsantrag im
Forderportal Z-EU-S zu stellen.

9.15.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss

Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal Z-EU-S folgende Positionen zur
Verfligung:

e F 1.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich - Kommunale Mittel (Eigenmittel)

e F 1.2.2 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich - Kommunale Mittel (Drittmittel)

e F 1.2.3 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich - Landesmittel (Drittmittel)

e F 2.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss privat - (Eigenmittel)

e F 2.2.2 Kofinanzierung mit Geldfluss privat - (Drittmittel)

Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur

allgemeinen Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden.
Geldleistungen kdnnen nicht im Vorfeld fur konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.15.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Als Kofinanzierung ohne Geldfluss stehen im Forderportal Z-EU-S folgende Positionen zur
Verfligung:

e F 1.3 Kofinanzierung ohne Geldfluss 6ffentlich - Personalgestellung
e F 2.3 Kofinanzierung ohne Geldfluss privat - Personalgestellung

Die Abrechnung von Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt
Uber Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.

84



Personalgestellung kann nur vom Vorhabenpartner oder Teilvorhabenpartner eingebracht
werden. Es ist keine weitere Personalgestellung von Dritten moglich.

9.16  ElternChanceN- mit Elternbegleitung Familien starken
9.16.1 1.F6érderphase (01.06.2022-31.05.2025)

Fir das ESF Plus-Programm ,,ElternChanceN — mit Elternbegleitung Familien starken” gelten
erganzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen der Fordergrundsatze (Nr. 1
— 8) folgende besondere Bestimmungen:

Die Finanzierung des Programmes setzt sich aus ESF Plus-Mitteln, Mitteln des Bundes und
Eigenmitteln/Drittmitteln/Eigenleistungen zusammen. Hierbei orientiert sich die
Zusammensetzung der Fordermittel (ESF Plus- und Bundesmittel) an den fir die Zielgebiete des
ESF Plus geltenden Interventionssatzen.

Fiir Vorhaben im Zielgebiet Starker entwickelte Regionen (hierzu gehdren die alten Bundeslander
mit Land Berlin und Region Leipzig, ohne Regionen Lineburg und Trier) liegt der ESF Plus
Interventionssatz bei maximal 40%, zusatzlich werden die Vorhaben zu maximal 50% aus Mitteln
des Bundes finanziert. Der Eigenanteil der Vorhabentréger/Teilvorhabenpartner liegt bei
insgesamt mindestens 10% der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Fiir Vorhaben im Zielgebiet Ubergangsregionen (hierzu gehéren die neuen Bundeslander mit
Regionen Liineburg und Trier, ohne Land Berlin und Region Leipzig) liegt der ESF Plus
Interventionssatz bei maximal 60%, zusatzlich werden die Vorhaben zu maximal 30% aus Mitteln
des Bundes finanziert. Der Eigenanteil der Vorhabentréger/Teilvorhabenpartner liegt bei
insgesamt mindestens 10% der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Gedeckelt ist die 6ffentliche Forderung aus ESF Plus — und nationalen Mitteln auf einen Betrag
von bis zu 110.000 Euro pro Haushaltsjahr. Gewdhrte Zuwendungen kénnen grundsatzlich an bis
zu zwei Teilvorhabenpartner weitergeleitet werden. Pro Vorhaben sind insgesamt maximal zwei
Teilvorhabenpartner zulassig.

Verteilung der Fordermittel & des Eigenanteils

. . min.
Ub
ergangsregionen max. 60,00% 10,00%

Starker entwickelte 40,00% 000
ren —rv— 10,00%

0,00% 20,00% 40,00% 60,00% 80,00% 100,00%
M ESF Plus-Mittel ® Bundesmittel M Eigenanteil
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9.16.1.1 Forderfahige Ausgaben

Zur Umsetzung der Koordinationsstelle und der Tatigkeiten der Elternbegleiterinnen und
Elternbegleiter sind Personalkosten zuwendungsfahig. In den Personalkosten sind die direkten
und indirekten (Personal-)Sachkosten enthalten.

Zur Finanzierung besonders herausragender, projektbezogener MaRnahmen sind dariiber hinaus
projektbezogene Sachkosten zuwendungsfahig (vgl. 5.4. Zuwendungsfahige Ausgaben in der
Forderrichtlinie).

Die zuwendungsfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:
e Personalausgaben fir die Koordinationsstelle (Kosten je Einheit)
e Personalausgaben fur die Fachkraft/Fachkrifte Elternbegleitung (Kosten je Einheit)

e Projektbezogene spezifische und direkte Sachkosten (Realkosten)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn
diese beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung méglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensatze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit, die fir den gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt
werden, abgerechnet. Bei der Abrechnungsmethode ,Kosten je Einheit” werden feststehende
Einheitskostensatze (hier: Monatssatze) monatlich bei durchgehender Stellenbesetzung gewahrt.

Fiir jeden Tag, an dem kein rechtsgiiltiger Arbeitsvertrag besteht (z.B. Beginn oder Ende des
Arbeitsverhaltnisses zur Mitte des Monats) bzw. kein Gehalt gezahlt wird (u.a. bei Krankheit Gber
sechs Wochen, Eintritt in den Mutterschutz, Elternzeit 0.A.), erfolgt ein anteiliger Abzug. Anteilige
Monate werden gemaR der DreiRigstel-Methode in Ansatz gebracht.?

Der Vorhabentrager oder Teilvorhabenpartner bestatigt auf einem bereitgestellten Formular
(Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen”), zu welchem festen Prozentsatz der/die
dem Vorhaben zugeordnete und abgerechnete Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin monatlich tatig
wird und reicht dieses bei Antragstellung bzw. bei Personalwechsel bei der Bewilligungsbehorde
ein.

Bei jeder Abrechnung der Personalausgaben ist zu bestatigen, dass der feste Projekteinsatz
unverindert fortbesteht (vgl. Nr. 5.2.4). Im Falle einer Anderung des festen Prozentsatzes muss
eine Anderungsmitteilung inklusive Nachweis (0.g. Formular) dem BAFzA vorgelegt werden.

! Jeder Monat, unabhingig von seiner tatsichlichen Lange, ist mit 30 Tagen anzusetzen. Beispiel: Vertrag
geht bis 15.04. — dann wird die Pauschale durch 30 Tage geteilt und mit 15 multipliziert.
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A.1. Koordinationsstelle

Die Koordinationsstelle ist grundsatzlich beim Vorhabentrager zu verankern. Sie ist flr
Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben im Vorhaben zustandig (vgl. 4.2. Koordination
Elternbegleitung der Forderrichtlinie).

Die Koordinationsstelle ist im Umfang einer halben Stelle (mindestens jedoch 19 Wochenstunden)
zuwendungsfahig. Der Stellenanteil kann nicht zwischen mehreren Personen aufgeteilt werden.
Die Kosten je Einheit betragen fir die Koordinationsstelle 4.000 Euro pro Monat (48.000 Euro pro
Kalenderjahr).

Die Koordinationsstelle soll in mindestens TVOD E 11 (oder vergleichbar) eingruppiert sein.

A.2. Fachkraft Elternbegleitung

Der Stellenanteil fiir die Elternbegleitung betrigt maximal ein Vollzeitdquivalent (VZA). Der
Stellanteil kann auf mehrere Personen aufgeteilt werden, dabei muss der Stellenumfang pro
eingesetzter Fachkraft Elternbegleitung jeweils den Umfang von mindestens 0,25 VZA umfassen.
Die Kosten je Einheit betragen fir die Fachkraft Elternbegleitung 5.400 Euro pro Monat (64.800
Euro pro Kalenderjahr). Anteilige Stellenbesetzungen werden nur anteilig geférdert.

Die Fachkraft/Fachkrifte Elternbegleitung soll/sollen in mindestens TVGD E8 (oder vergleichbar)
eingruppiert sein.

A.3. Arbeitsplatzbezogene Sachausgaben

Regelmalige arbeitsplatzbezogene direkte und indirekte Sachausgaben sind in den Einheitskosten
(A.1. Koordinationsstelle und A.2. Fachkraft Elternbegleitung) bereits beriicksichtigt und umfassen
folgende Positionen:

e Geschéaftsbedarf und Kommunikation sowie Gerate, Ausstattungs- und
Ausriistungsgegenstande, sonstige Gebrauchsgegenstande, Software, Wartung

e Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dergleichen

e Mieten und Pachten

e Aus- und Fortbildung

e Dienstreisen

e Auftrage und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik

e Sonstige Dienstleistungsauftrage an Dritte (in Abgrenzung zu Punkt B.2. Honorare)
e Vermischte Verwaltungsausgaben

e Offentlichkeitsarbeit

e Vero6ffentlichungen und Fachinformationen

o Konferenzen, Tagungen, Messen und Ausstellungen

e Nicht aufteilbare sachliche Verwaltungsausgabe
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Anfallende Kosten fiir die (regelmaRigen) arbeitsplatzbezogenen direkten und indirekten
Sachausgaben kénnen daher nicht Gber die projektbezogenen Sachkosten (B.1) erneut
abgerechnet werden.

A.4. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Die Forderung von Personalstellen erfolgt nur unter der Beriicksichtigung der konkreten Aufgaben
im Vorhaben sowie dem Nachweis der erforderlichen Qualifikation und Eingruppierung. Fir jede
beantragte Personalstelle sind dem BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei
Personalverdanderungen einmalig folgende Unterlagen vorzulegen:

e Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte),
e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen®,
e Formular ,Anderung Bestitigung zum Personaleinsatz”,
e Zahlungsfluss,

e Fir die Personalstelle(n) der Elternbegleitung: Nachweis liber die absolvierte Qualifizierung
zur Elternbegleitung, bzw. einen alternativen Qualifikations- bzw. Erfahrungsnachweis im
Aufgabensegment der Elternbegleitung

e Darlberhinausgehende Qualifikationsnachweise nur auf Anforderung

Die finanzielle Vergleichbarkeit bei Anwendung diverser Tarifwerke zu der Eingruppierung in TV6D
E11 bzw. TVOD E8 ist gegeben, wenn die Vergiitung mindestens 90% der betreffenden
Entgeltstufe, Erfahrungsstufe 1 umfasst.

Fiir die Koordinationsstelle muss daher ein jahrliches Arbeitgeberbruttogehalt von mindestens
49.346 Euro (bezogen auf 1 VZA) nachgewiesen werden. Fiir die Fachkraft/Fachkrafte
Elternbegleitung muss ein jahrliches Arbeitgeberbruttogehalt von mindestens 39.911 Euro
(bezogen auf 1 VZA) nachgewiesen werden.

Im Antrag ist das jahrliche AG-Brutto auf Basis des aktuellen Monatsgehalts zu berechnen und
darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich
gezahlte AG-Bruttogehalt einmalig liber einen Zahlungsfluss nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fir jede Ausgabe, das heilSt Gehalt, Lohnsteuer,
Sozialversicherungsbeitrage, gegebenenfalls Vermogenswirksame Leistungen, ZVK/betriebliche
Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann (iber Kontoausziige, Kontenblatter aus
einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtiibersicht/Sammelliste sowie Gber eine
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration sind mit den Personalkosten abgegolten und
kénnen nicht zusatzlich abgerechnet werden.
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Als Personalausgaben diirfen ausschlieRlich Ausgaben fiir Personal (Koordinatorin / Koordinator in
der Koordinationsstelle) mit Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben beim Vorhabentrager (im
Ausnahmefall beim Teilvorhabenpartner) sowie Ausgaben fir Personal, das fiir die
Vorhabendurchfihrung erforderlich ist (regelmaRig padagogisches Personal mit Qualifikation
zur/zum Elternbegleiterin / Elternbegleiter), kalkuliert und abgerechnet werden. Voraussetzung
fiir die Kalkulation und Abrechnung ist, dass das Personal beim Vorhabentrager bzw.
Teilvorhabenpartner in einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in
einem Beamtenverhiltnis steht bzw. einen vergleichbaren Status bei diesem hat. Das Personal soll
—entsprechend seines Einsatzes im Vorhaben — entweder nur fiir die Koordinationsstelle oder nur
fir die Projektumsetzung kalkuliert und abgerechnet werden.

Beamte und sonstige 6ffentliche Bedienstete sind durch eine schriftliche Aufgabenibertragung
der zustandigen Behorde (Abordnung) dem Vorhaben zuzuweisen. Fir nichtéffentlich Bedienstete
ist eine schriftliche Aufgabenilbertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu Arbeitsvertragen
erforderlich (vgl. Nr. 5.2.5). In beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF
Plus-Vorhaben entfillt, korrekt ausgewiesen werden (Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung /
Personalbogen®).

B. Sachkosten (Realkosten)

Spezifische projektbezogene Sachkosten werden nach Art. 53 Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung
(EU) Nr. 2021/1060 einzeln (Realkosten) abgerechnet.

Zur inhaltlichen Sicherstellung der Projektdurchfiihrung kénnen zuséatzlich projektbezogene
spezifische und direkte Sachkosten in Hohe von bis zu 20.000 Euro pro Haushaltsjahr beantragt
und im Zuge einer Einzelabrechnung (Realkosten) abgerechnet werden.

Es muss sich bei den gesonderten Sachkosten um klar abgrenzbare und zusatzliche Ausgaben
handeln, die direkt fir die konkrete, besonders herausragende und projektbezogene MalRnahme
anfallen und die dem Projektziel nachvollziehbar dienlich sind. Zu den projektbezogenen
gesonderten Sachkosten zdhlen Ausgaben, die direkt in einer engen Auslegung der
MaRnahmendurchfiihrung und nicht unmittelbar der Arbeitsplatzausstattung bzw. dem/der
Personalstelleninhaber/in zuzuordnen sind. Es handelt sich um Ausgaben, die nicht regelmaRig bei
allen Vorhaben anfallen, sondern nach der individuellen Vorhabenkonzeption im Einzelfall
entstehen.

Um die Fordermittel fiir die projektbezogenen Sachausgaben zu erhalten, ist jede MaBRnahme
einzeln und ausfiihrlich im Antrag zu beschreiben und zu kalkulieren. Die geplanten MalRnahmen
sind vor der Umsetzung Uber ein von der Bewilligungsbehorde bereitzustellendes Formular
(Planungsphase, Formular Anlage zum Antrag auf Projektférderung, Nr. 3.) zu beantragen und zu
kalkulieren. Die Vorabbeantragung und Genehmigung der jeweiligen MaRnahme ist
Voraussetzung, um die direkten Sachkosten zur inhaltlichen Sicherstellung der
Projektdurchfiihrung im Zuge einer Einzelabrechnung (Realkosten) fiir besondere abgrenzbare
Projektteile abrechnen zu kdnnen. Jede beantragte MaBnahme wird auf Notwendigkeit und
Wirtschaftlichkeit hin gepriift und kann hinsichtlich ihres Ansatzes an férderfahigen Kosten, bis zu
maximal 20.000 Euro Férdermittel pro Haushaltsjahr, festgelegt werden.

89



B.1. Projektbezogene Sachkosten

Im Zuge einer Einzelabrechnung (Realkosten) kénnen projektbezogene spezifische und direkte
Sachkosten (inklusive Honorare vgl. B.2.) in einer Hohe von bis zu 20.000 Euro Fordermittel pro
Haushaltsjahr beantragt werden. Diese unterliegen dem Wirtschaftlichkeits- und
Sparsamkeitsprinzip (vgl. Nr. 2.11), der Beachtung von Ausschreibungs- und Vergaberichtlinien
(vgl. Nr. 5.4) und kénnen keine nicht zuwendungsfahigen Ausgaben umfassen (vgl. Nr. 5.7).

Die Sachkosten kénnen dauerhafte und einmalige Nutzgegenstande und Dienstleistungen
umfassen, solange sie fir die spezifische Projektdurchfiihrung notwendig sind und nicht durch ein
anderes existierendes Angebot zum Zeitpunkt der Durchfiihrung oder durch die regelmafigen
arbeitsplatzbezogenen direkten und indirekten Personalsachausgaben (vgl. Nr. 9.16.1 A.3.
Arbeitsplatzbezogene Sachausgaben) abgedeckt werden kénnen.

Gegenstande sollen nur fir eine hundertprozentige Nutzung im Vorhaben angeschafft werden,
eine flir das Vorhaben nur anteilige Nutzung von Gegenstanden ist grundsatzlich nicht
vorgesehen. Die beschafften Gegenstande missen gegebenenfalls inventarisiert werden (vgl. Nr.
5.5.3).

Nachweis der projektbezogenen Sachausgaben:

Nach Erwerb bzw. Nutzung missen die projektbezogenen Sachkosten in Form von
Zahlungsbelegen (Rechnung oder Beleg) nachgewiesen werden. Folgende zahlungsbegriindenden
Unterlagen miissen zum Nachweis der projektbezogenen Sachausgaben im Rahmen der
Ausgabenerkldrung im Fordermittelportal hochgeladen und ggf. auf Anforderung vorgelegt
werden, sofern der Beleg zur vertieften Priifung ausgewahlt wurde (Stichprobenbeleg):

= Rechnungen
= Nachweise des Zahlungsflusses

Die Kosten konnen nur abgerechnet werden, wenn diese im Vorfeld durch das BAFzA bewilligt
wurden (vgl. B. Sachkosten).

B.2. Honorare

Honorarvertrage dirfen nur mit natiirlichen Personen abgeschlossen werden. Bei diesbeziglichen
Unsicherheiten sollte vorab mit dem BAFzA in Kontakt getreten und eine Beratung in Anspruch
genommen werden.

Ausgaben fir Honorare werden nach dem Realkostenprinzip abgerechnet und werden auf die bis
zu 20.000 Euro Sachkosten pro Haushaltjahr angerechnet.

Die Finanzierung des Personals der Koordinationsstelle oder der Elternbegleitung iber Honorare
ist ausgeschlossen.

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrungen und sozialversicherungspflichtige
Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentragers bzw. Teilvorhabenpartners sind nicht
zuwendungsfahig.
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Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag (Dienst- bzw. Dienstleistungsvertrag) geschlossen
werden, Werkvertrage sind nicht zuldssig. Honorare sind Ausgaben, die fiir die Erbringung einer
Dienstleistung gezahlt werden. Mit dem Honorarsatz sind alle anfallenden Aufwendungen (Zeiten
der Vor- und Nachbereitung) abgegolten. Sind Sach- oder/und Reisekosten angefallen, so sind
diese auf der Honorarrechnung separat auszuweisen und kdnnen tber die Kostenart
»Sachkosten” abgerechnet werden. Sollten keine separat auszuweisenden Kosten angefallen sein,
wird bei Einreichung der Honorarrechnung bestatigt, dass der Honorarsatz keine weiteren Kosten
beinhaltet. Die Vorgaben unter Nr. 5.3 und 5.5.1 sind zu beachten.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form.

Ein Honorarvertrag in Form eines Dienst- bzw. Dienstleistungsvertrages muss mindestens
enthalten:

e Namen der Vertragspartner;

e laufzeit des Vertrags;

e Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im Vorhaben (Vertragsgegenstand/
Grund der Beschiaftigung);

e Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage;
e Honorar pro Stunde;
e Voraussichtliche Gesamtsumme der Honorarleistungen

Honorarvertrage fallen als Dienstleistungsauftrage unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor
dem Abschluss von Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu
beachten (s. Nrn. 5.3 und 5.4).

Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen miissen zum Nachweis der Honorarausgaben im
Rahmen der Ausgabenerklarung im Férdermittelportal hochgeladen werden:

e Honorarvertrag

e Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)

e Honorarrechnung

e Stundennachweis

o Ggf. Teilnehmendenliste

e Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)
e Zahlungsflussnachweis

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kénnen zu Kiirzungen der geltend
gemachten Ausgaben bis zur vollen Héhe fiihren.
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Aufwandsentschadigungen fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich kénnen liber die Kostenart Honorare auch Aufwandsentschadigungen fir
ehrenamtlich durchgefiihrte Tatigkeiten im Programm gefordert werden. Eine Abrechnung kann
bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 840,00€ (Ehrenamtspauschale) bzw.
3.000,00€ (Ubungsleiterpauschale) erfolgen. Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen
Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26, 26a EStG) erfiillt sind und
folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:
= Honorarvertrag
= Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
= Rechnung der Honorarkraft
= Stundennachweis
= Nachweis des Zahlungsflusses
= Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)

Ehrenamtlich Tatige:
= Ehrenamtsvertrag
= Stundennachweis
= Nachweis des Zahlungsflusses

Samtliche Sachausgaben (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale kénnen nicht {iber die Kostenart
»,Honorare” abgerechnet werden. Diese kdnnen separat Uber die Kostenart ,,Sachkosten”
abgerechnet werden.

Stornokosten

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das
BAFzA als bewilligende Behorde nach einer Priifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den
Vorhabentrager vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als
forderfahige Ausgaben anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten
glaubhaft dargelegt werden kann. Dabei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
zu beachten. Der Vorhabentrager sollte zunachst versuchen, die Vertrage kostenfrei zu stornieren
bzw. die Vertragserfiillung auf einen spateren Zeitpunkt zu verschieben. Sofern dies nachweisbar
nicht moglich ist, konnen anfallende Stornogebiihren als zuwendungsfahig anerkannt werden.

Der Vorhabentrager hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

e Rechnung/Buchungsbeleg der Leistung (Tagungsstatte, Unterkunft oder Transport) mit
Zahlungsnachweis (z.B. Kontoauszug), aus dem hervorgeht, wann die Frist fiir eine kostenfreie
Stornierung ausgelaufen ist sowie die Hohe der Stornogebiihr ersichtlich ist.

e Nachweis durch Korrespondenz o. a., dass sich der Trager um den Erlass / Teilerlass der
entstandenen Kosten bemiiht hat.
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9.16.1.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 5.3 der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager als
Geldleistung oder durch Ausgaben fiir Personal des Vorhabentragers / Teilvorhabenpartners zu
erbringen, dass fir die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist (Personalgestellung).

Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene Mittel (Eigenmittel) zu erbringen, kénnen aber
auch durch Drittmittel erbracht werden. Zuldssige Drittmittel sind andere 6ffentliche Mittel (z.B.
kommunale oder Landesmittel) sowie nicht6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht
dem ESF Plus oder anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF
Plus-Mittel sowie nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom
Zuwendungsempfanger im Finanzierungsplan darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung ist bei Antragstellung durch eine Erklarung zu belegen. Aus der
Erklarung missen die Hohe und die Art der zur Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum,
fur den die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig und nachvollziehbar hervorgehen. Die als
Kofinanzierung anzurechnenden Mittel miissen einen nachweislich direkten und unmittelbaren
Bezug zum umgesetzten ESF Plus-Vorhaben haben. Fir die Erklarung ist das Formular
»Kofinanzierungserklarung” zu verwenden.

Die erforderlichen Zusagen zur Kofinanzierung und zu Kooperationen sind grundsatzlich vor
Bewilligungsbeginn zu erteilen. Anderungen im Finanzierungsplan kénnen im
Bewilligungszeitraum im Rahmen der Vorgaben der VV zu § 44 BHO vorgenommen werden.
Hierzu ist ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

9.16.1.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss

Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:

e F1.2 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich — Kommunale Mittel (Eigenmittel)

e F1.3 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich — Kommunale Mittel (Drittmittel)

e F1.4 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich — Landesmittel

e F2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss - Eigenmittel (privat)

e F2.2 Kofinanzierung mit Geldfluss — Drittmittel (privat)

Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur
allgemeinen Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden.
Geldleistungen kdnnen nicht im Vorfeld fur konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.16.1.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Als Kofinanzierung ohne Geldfluss stehen im Férderportal folgende Positionen zur Verfiigung:

e F1.5 Kofinanzierung ohne Geldfluss 6ffentlich - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Koordinationsstelle (6ffentlich)

e F1.6 Kofinanzierung ohne Geldfluss 6ffentlich - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Elternbegleitung (6ffentlich)
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e F2.3 Kofinanzierung ohne Geldfluss - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Koordinationsstelle (privat)

e F2.4 Kofinanzierung ohne Geldfluss - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Elternbegleitung (privat)

Die Abrechnung der Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt
Uber Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.

9.16.2 2. Forderphase (01.06.2025-31.05.2028)

Fir das ESF Plus-Programm ,,ElternChanceN — mit Elternbegleitung Familien starken” gelten
erganzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen der Fordergrundsatze (Nr. 1
— 8) folgende besondere Bestimmungen:

Die Finanzierung des Programms setzt sich aus ESF Plus-Mitteln, Mitteln des Bundes und
Eigenmitteln/Drittmitteln/Eigenleistungen zusammen. Hierbei orientiert sich die
Zusammensetzung der Fordermittel (ESF Plus- und Bundesmittel) an den fir die Zielgebiete des
ESF Plus geltenden Interventionssatzen.

Fiir Vorhaben im Zielgebiet Starker entwickelte Regionen (hierzu gehoren die alten Bundeslander
mit Land Berlin und Region Leipzig, ohne Regionen Lineburg und Trier) liegt der ESF Plus
Interventionssatz bei maximal 40 %, zusatzlich werden die Vorhaben zu maximal 50 % aus Mitteln
des Bundes finanziert. Der Eigenanteil der Vorhabentréger/Teilvorhabenpartner liegt bei
insgesamt mindestens 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Fiir Vorhaben im Zielgebiet Ubergangsregionen (hierzu gehéren die neuen Bundeslander mit
Regionen Liineburg und Trier, ohne Land Berlin und Region Leipzig) liegt der ESF Plus
Interventionssatz bei maximal 60 %, zusatzlich werden die Vorhaben zu maximal 30 % aus Mitteln
des Bundes finanziert. Der Eigenanteil der Vorhabentréger/Teilvorhabenpartner liegt bei
insgesamt mindestens 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Gedeckelt ist die 6ffentliche Forderung aus ESF Plus — und nationalen Mitteln auf einen Betrag
von bis zu 122.000 Euro pro Haushaltsjahr. Gewdhrte Zuwendungen kénnen grundsatzlich an bis
zu zwei Teilvorhabenpartner weitergeleitet werden. Pro Vorhaben sind insgesamt maximal zwei
Teilvorhabenpartner zulassig.

Verteilung der Fordermittel & des Eigenanteils

ergangsregionen max. 60,00% 10,00%

. . . min.
arker entwickelte Regionen max. 40,00% 10,00%

0,00% 20,00% 40,00% 60,00% 80,00% 100,00%
M ESF Plus-Mittel ® Bundesmittel M Eigenanteil
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9.16.2.1 Forderfahige Ausgaben

Zur Umsetzung der Koordinationsstelle und der Tatigkeiten der Elternbegleiterinnen und
Elternbegleiter sind Personalkosten zuwendungsfahig.

Die zuwendungsfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:
e Personalausgaben fir die Koordinationsstelle (Kosten je Einheit)
e Personalausgaben fir die Fachkraft/Fachkrafte Elternbegleitung (Kosten je Einheit)

e Pauschale (Restkostenpauschale)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn
diese beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung moglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensitze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit, die fir den gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt
werden, abgerechnet. Bei der Abrechnungsmethode , Kosten je Einheit” werden feststehende
Einheitskostensatze (hier: Monatssatze) monatlich bei durchgehender Stellenbesetzung gewahrt.

Fiir jeden Tag, an dem kein rechtsgiiltiger Arbeitsvertrag besteht (z.B. Beginn oder Ende des
Arbeitsverhaltnisses zur Mitte des Monats) bzw. kein Gehalt gezahlt wird (u.a. bei Krankheit Gber
sechs Wochen, Eintritt in den Mutterschutz, Elternzeit 0.A.), erfolgt ein anteiliger Abzug. Anteilige
Monate werden gemaR der DreiRigstel-Methode in Ansatz gebracht. ?

Der Vorhabentrager oder Teilvorhabenpartner bestatigt auf dem bereitgestellten Formular
»Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”, zu welchem festen Prozentsatz der/die dem
Vorhaben zugeordnete und abgerechnete Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin monatlich tatig wird und
reicht dieses bei Antragstellung ein.

Bei jeder Abrechnung der Personalausgaben ist dariiber hinaus in dem Formular ,,Bestatigung zum
Personaleinsatz” zu bestatigen, dass der feste Projekteinsatz unverandert fortbesteht (vgl. Nr.
5.2.4). Im Falle einer Anderung des festen Prozentsatzes muss eine Anderungsmitteilung inklusive
Nachweis (Formular ,Anderung zum Personaleinsatz”) dem BAFzA vorgelegt werden.

A.1. Koordinationsstelle

Die Koordinationsstelle ist grundsatzlich beim Vorhabentrager zu verankern. Sie ist fiir
Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben im Vorhaben zustandig (vgl. 4.2. Koordination
Elternbegleitung der Forderrichtlinie).

Die Koordinationsstelle ist im Umfang einer halben Stelle (mindestens jedoch 19 Wochenstunden)
zuwendungsfahig. Der Stellenanteil kann nicht zwischen mehreren Personen aufgeteilt werden.

2 Jeder Monat, unabhangig von seiner tatsichlichen Linge, ist mit 30 Tagen anzusetzen. Beispiel: Vertrag
geht bis 15.04. — dann wird die Pauschale durch 30 Tage geteilt und mit 15 multipliziert.
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Die Kosten je Einheit betragen fir die Koordinationsstelle 3.600 Euro pro Monat (43.200 Euro pro
Kalenderjahr).

Die Koordinationsstelle soll in mindestens TVOD E 11 (oder vergleichbar) eingruppiert sein.

A.2. Fachkraft Elternbegleitung

Der Stellenanteil fiir die Elternbegleitung betrigt maximal ein Vollzeitdquivalent (VZA). Der
Stellanteil kann auf mehrere Personen aufgeteilt werden, dabei muss der Stellenumfang pro
eingesetzter Fachkraft Elternbegleitung jeweils den Umfang von mindestens 0,25 VZA umfassen.
Die Kosten je Einheit betragen fir die Fachkraft Elternbegleitung 5.500 Euro pro Monat (66.000
Euro pro Kalenderjahr). Anteilige Stellenbesetzungen werden nur anteilig geférdert.

Die Fachkraft/Fachkrifte Elternbegleitung soll/sollen in mindestens TVGD E8 (oder vergleichbar)
eingruppiert sein.

A.3. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Die Forderung von Personalstellen erfolgt nur unter der Berlicksichtigung der konkreten Aufgaben
im Vorhaben sowie dem Nachweis der erforderlichen Qualifikation und Eingruppierung. Fir jede
beantragte Personalstelle sind dem BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei
Personalveranderungen einmalig folgende Unterlagen vorzulegen:

e Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte),
e Gehaltsabrechnung

e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen®,
e Formular ,Bestatigung zum Personaleinsatz”,

e Zahlungsfluss,

e Fir die Personalstelle(n) der Elternbegleitung: Nachweis liber die absolvierte Qualifizierung
zur Elternbegleitung, bzw. eine alternativen Qualifikations- bzw. Erfahrungsnachweis im
Aufgabensegment der Elternbegleitung

e Darliberhinausgehende Qualifikationsnachweise nur auf Anforderung

Die finanzielle Vergleichbarkeit bei Anwendung diverser Tarifwerke zu der Eingruppierung in TV6D
E11 bzw. TVOD E8 ist gegeben, wenn die Verglitung mindestens 90 % der betreffenden
Entgeltstufe, Erfahrungsstufe 1 umfasst.

Fir die Koordinationsstelle muss daher ein jahrliches Arbeitgeberbruttogehalt von mindestens
55.385 Euro (bezogen auf 1 VZA) nachgewiesen werden. Fiir die Fachkraft/Fachkréfte
Elternbegleitung muss ein jahrliches Arbeitgeberbruttogehalt von mindestens 45.366 Euro
(bezogen auf 1 VZA) nachgewiesen werden.

Im Antrag ist das jahrliche AG-Brutto auf Basis des aktuellen Monatsgehalts zu berechnen und
darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich
gezahlte AG-Bruttogehalt einmalig Gber einen Zahlungsfluss nachzuweisen.
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Der Zahlungsfluss muss fiir jede Ausgabe, das heilRt Gehalt, Lohnsteuer,
Sozialversicherungsbeitrége, gegebenenfalls Vermégenswirksame Leistungen, ZVK/betriebliche
Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann iber Kontoausziige, Kontenblatter aus
einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtuibersicht/Sammelliste sowie lber eine
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration sind mit der Restkostenpauschale abgegolten und
kénnen daher nicht als Personalausgaben abgerechnet werden.

Als Personalausgaben diirfen ausschlieRlich Ausgaben fir Personal (Koordinatorin / Koordinator in
der Koordinationsstelle) mit Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben beim Vorhabentrager (im
Ausnahmefall beim Teilvorhabenpartner) sowie Ausgaben fiir Personal, das fiir die
Vorhabendurchfihrung erforderlich ist (regelmaRig padagogisches Personal mit Qualifikation
zur/zum Elternbegleiterin / Elternbegleiter), kalkuliert und abgerechnet werden. Voraussetzung
fiir die Kalkulation und Abrechnung ist, dass das Personal beim Vorhabentrager bzw.
Teilvorhabenpartner in einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in
einem Beamtenverhiltnis steht bzw. einen vergleichbaren Status bei diesem hat. Das Personal soll
—entsprechend seines Einsatzes im Vorhaben — entweder nur fiir die Koordinationsstelle oder nur
fir die Projektumsetzung kalkuliert und abgerechnet werden.

Beamte und sonstige 6ffentliche Bedienstete sind durch eine schriftliche Aufgabenibertragung
der zustandigen Behorde (Abordnung) dem Vorhaben zuzuweisen. Fir nichtéffentlich Bedienstete
ist eine schriftliche Aufgabenilbertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu Arbeitsvertragen
erforderlich (vgl. Nr. 5.2.5). In beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF
Plus-Vorhaben entfillt, korrekt ausgewiesen werden (Formular ,Bestatigung zum
Personaleinsatz“).

B. Honorare

Honorarvertrage dirfen nur mit natiirlichen Personen abgeschlossen werden. Bei diesbeziglichen
Unsicherheiten sollte vorab mit dem BAFzA in Kontakt getreten und eine Beratung in Anspruch
genommen werden.

Zur inhaltlichen Sicherstellung der Projektdurchfiihrung kénnen zusatzlich Honorare in Hohe von
bis zu 5.000 Euro pro Haushaltsjahr beantragt und im Zuge einer Einzelabrechnung (Realkosten)
abgerechnet werden.

Die Finanzierung des Personals der Koordinationsstelle (iber Honorare ist ausgeschlossen.

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrungen und sozialversicherungspflichtige
Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentragers bzw. Teilvorhabenpartners sind nicht
zuwendungsfahig.
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Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag geschlossen werden. Honorare sind Ausgaben, die
fiir die Erbringung einer Dienstleistung oder im Ausnahmefall der Herstellung eines Werkes
gezahlt werden. Mit dem Honorarsatz sind alle anfallenden Aufwendungen (Zeiten der Vor- und
Nachbereitung) abgegolten. Sind Sach- oder/und Reisekosten angefallen, so sind diese auf der
Honorarrechnung separat auszuweisen und sind mit der Restkostenpauschale abgegolten. Sollten
keine separat auszuweisenden Kosten angefallen sein, wird bei Einreichung der Honorarrechnung
bestatigt, dass der Honorarsatz keine weiteren Kosten beinhaltet. Die Vorgaben unter Nr. 5.3 und
5.5.1 sind zu beachten.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form.

Ein Honorarvertrag in Form eines Dienst- bzw. Dienstleistungsvertrages muss mindestens
enthalten:

e Namen der Vertragspartner;

e laufzeit des Vertrags;

e Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im Vorhaben (Vertragsgegenstand/
Grund der Beschiaftigung);

e Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage;
e Honorar pro Stunde;
e Voraussichtliche Gesamtsumme der Honorarleistungen

Ein Honorarvertrag, der die Erstellung eines Werkes umfasst, muss mindestens enthalten:
e Namen der Vertragspartner;

o Konkrete Beschreibung des zu erstellenden Werkes (Vertragsgegenstand);
e Gesamtsumme der Honorarverglitung (ohne Sachausgaben);

e separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur,
Materialaufwand);

e Verfahren zur Abnahme des fertiggestellten Werks;

e Fristen (Vereinbarung von Fertigstellungs-, Liefer- und Abnahmefristen)

Honorarvertrage fallen als unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem Abschluss von
Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (s. Nrn. 5.3 und
5.4).

Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen miissen zum Nachweis der Honorarausgaben im
Rahmen der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen werden:

e Honorarvertrag
e Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)

e Honorarrechnung
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e Stundennachweis

o Ggf. Teilnehmendenliste

e Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)
e Zahlungsflussnachweis

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kénnen zu Kiirzungen der geltend
gemachten Ausgaben bis zur vollen Héhe fiihren.

Aufwandsentschadigungen fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich kénnen tber die Kostenart Honorare auch Aufwandsentschadigungen fir
ehrenamtlich durchgefiihrte Tatigkeiten im Programm geférdert werden. Eine Abrechnung kann
bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 840,00€ und ab
dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 960,00 €
(Ehrenamtspauschale) bzw. bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und
Jahr) von 3.000,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr)
von 3.300,00 € (Ubungsleiterpauschale) erfolgen. Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen
Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26, 26a EStG) erfiillt sind und
folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:
= Honorarvertrag
= Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
= Rechnung der Honorarkraft
= Stundennachweis
= Nachweis des Zahlungsflusses

Weiterhin bei einem zur Stichprobe ausgewahlten Beleg:

= Vergabedokumentation
= Vergabevermerk
= Eingegangene Angebote

Ehrenamtlich Tatige:
e Ehrenamtsvertrag
e Stundennachweis
e Nachweis des Zahlungsflusses

Samtliche Sachausgaben (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale kénnen nicht {iber die Kostenart
»Honorare” abgerechnet werden, sondern sind mit der Restkostenpauschale abgegolten.

Stornokosten

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das
BAFzA als bewilligende Behorde nach einer Priifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den
Vorhabentrager vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als
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forderfahige Ausgaben anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten
glaubhaft dargelegt werden kann. Dabei ist der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
zu beachten. Der Vorhabentrager sollte zunachst versuchen, die Vertrage kostenfrei zu stornieren
bzw. die Vertragserfillung auf einen spateren Zeitpunkt zu verschieben. Sofern dies nachweisbar
nicht moglich ist, kdnnen anfallende Stornogebiihren als zuwendungsfahig anerkannt werden.

Der Vorhabentrager hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

e Rechnung/Buchungsbeleg der Leistung (Tagungsstatte, Unterkunft oder Transport) mit
Zahlungsnachweis (z.B. Kontoauszug), aus dem hervorgeht, wann die Frist fiir eine kostenfreie
Stornierung ausgelaufen ist sowie die Hohe der Stornogebiihr ersichtlich ist.

e Nachweis durch Korrespondenz o. ., dass sich der Trager um den Erlass / Teilerlass der
entstandenen Kosten bemiiht hat.

C. Restkostenpauschale

Gem. Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 wird im Programm ,ElternChanceN
— mit Elternbegleitung Familien starken” ein Pauschalsatz von 22 % auf die direkten forderfahigen
Personalkosten gewahrt, um die férderfahigen Restkosten der Vorhaben abzudecken.

Dabei zahlen zu den direkten Personalkosten als BezugsgroRe fiir die Berechnung der
Restkostenpauschale die direkten Personalausgaben, die Ausgaben ohne Geldfluss in Form von
Personalgestellung sowie die Honorare.

Alle Restkosten der jeweiligen Vorhaben werden durch die Pauschale abgegolten.

Fir alle in der Restkostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben miissen abweichend von Nr. 6
der BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird
der Pauschalbetrag in Hohe von 22 % automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und
im Rahmen der Auszahlung der Férdermittel berlicksichtigt.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration beim Vorhabentrager und Personalausgaben fir
Leitungstatigkeit auf Vorhabenebene (Anteil an der Geschaftsflihrung) zahlen zu den indirekten
Personalausgaben und sind durch die Restkostenpauschale abzudecken.

Weitere Ausgaben werden nicht geférdert, auch wenn héhere Kosten nachgewiesen werden
kénnen. Die Restkosten werden im Forderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die
forderfahigen Personalausgaben im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmen der
Abrechnung automatisch auch der Betrag fiir die Restkosten, weil die 22 %-Pauschale dann von
einer geringeren BezugsgroRe berechnet wird.

Bitte beachten Sie, dass die Restkostenpauschale im Falle einer Weiterleitung fir den beim
Teilvorhabenpartner kalkulierten Betrag der direkten Personalausgaben, Ausgaben ohne Geldfluss
und Honorare in entsprechender Hohe weitergegeben werden muss.

100



9.16.2.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 5.3 der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager als
Geldleistung oder durch Ausgaben fiir Personal des Vorhabentragers / Teilvorhabenpartners zu
erbringen, dass fir die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist (Personalgestellung).

Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene Mittel (Eigenmittel) zu erbringen, kénnen aber
auch durch Drittmittel erbracht werden. Zuldssige Drittmittel sind andere 6ffentliche Mittel (z.B.
kommunale oder Landesmittel) sowie nicht6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht
dem ESF Plus oder anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF
Plus-Mittel sowie nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom
Vorhabentrager im Finanzierungsplan darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung des Vorhabentragers und Teilvorhabenpartners wird im
Finanzierungsplan des Antrags kalkuliert. Es bedarf keiner weiteren schriftlichen Erklarung. Sollte
zusatzlich eine Kofinanzierung Dritter in das Vorhaben eingebracht werden (weder
Vorhabentrager noch Teilvorhabenpartner) ist diese bei Antragstellung durch eine
Kofinanzierungserklarung zu belegen. Aus der Erklarung mussen die Hohe und die Art der zur
Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum, fiir den die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig
und nachvollziehbar hervorgehen. Die als Kofinanzierung anzurechnenden Mittel missen einen
nachweislich direkten und unmittelbaren Bezug zum umgesetzten ESF Plus-Vorhaben haben. Fir

|ll

die Erklarung ist das Formular , Kofinanzierungserklarung Drittmittel” zu verwenden.

Die erforderlichen Zusagen zur Kofinanzierung und zu Kooperationen sind grundsatzlich vor
Bewilligungsbeginn zu erteilen. Anderungen im Finanzierungsplan kénnen im
Bewilligungszeitraum im Rahmen der Vorgaben der VV zu § 44 BHO vorgenommen werden.
Hierzu ist ein Anderungsantrag im Férderportal Z-EU-S zu stellen.

9.16.2.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss

Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:
e F1.2 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich — Kommunale Mittel (Eigenmittel)

e F1.3 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich — Kommunale Mittel (Drittmittel)

e F1.4 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich — Landesmittel

e F2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss - Eigenmittel (privat)

e F2.2 Kofinanzierung mit Geldfluss — Drittmittel (privat)

Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur
allgemeinen Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden.
Geldleistungen konnen nicht im Vorfeld fir konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.16.2.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Als Kofinanzierung ohne Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:
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e F1.5 Kofinanzierung ohne Geldfluss 6ffentlich - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Koordinationsstelle (6ffentlich)

e F1.6 Kofinanzierung ohne Geldfluss 6ffentlich - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Elternbegleitung (6ffentlich)

e F2.3 Kofinanzierung ohne Geldfluss - Personalgestellung: hauptamtliches Personal
Koordinationsstelle (privat)

e F2.4 Kofinanzierung ohne Geldfluss - Personalgestellung: hauptamtliches Personal

Elternbegleitung (privat)

Die Abrechnung der Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt
Uber Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.
Personalgestellung kann nur vom Vorhabenpartner oder Teilvorhabenpartner eingebracht
werden. Es ist keine Personalgestellung (Kofinanzierung ohne Geldfluss) von Dritten moglich.

9.17 STaM - Starkung der Teilhabe alterer Menschen

Fiir das Programm ,,STaM“ gelten erganzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen
Regelungen (Nr. 1 — 8) folgende besondere Bestimmungen:

9.17.1 Forderfahige Ausgaben

Fiir den Ausbau der sozialen Teilhabemaglichkeiten alterer Menschen (vgl. Nr. 2.2 A der
Forderrichtlinie), fur die Starkung der finanziellen Absicherung im Alter (vgl. Nr. 2.2 B der
Férderrichtlinie) sowie die Unterstiitzung kommunaler Teilhabestrukturen fiir Altere (vgl. Nr. 2.3 C
der Forderrichtlinie) sind nachfolgende Ausgaben zuwendungsfahig.

Die forderfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:
e direkte Personalausgaben/Personalgestellung (Kosten je Einheit)
e Honorare (Realkosten)
e Pauschale (Restkostenpauschale)
Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn

diese beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung moglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensitze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit, die fur den gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt
werden, abgerechnet. Bei der Abrechnungsmethode ,Kosten je Einheit” werden feststehende
Einheitskostensatze (hier: Stundensatze) mit der Anzahl der monatlich nachgewiesenen Einheiten
(hier: Produktivstunden) multipliziert und abgerechnet.
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Aus den konkreten Tatigkeiten im Vorhaben, den vorhandenen Qualifikationen und dem
vereinbarten Entgelt ergibt sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betracht
kommt.

Diese Tatigkeiten/Personengruppen sind folgendermaRen der Laufbahngruppe des gehobenen
Dienstes und den Anforderungen gemaR. 5.2.1 entsprechend dem TV6D-Bund zugeordnet:

Laufbahn- Tatigkeiten im Programm/Personal- | Anforderung

gruppe nach gruppen

TV6D-Bund

Gehobener Koordinierungsstellen-Mitarbeitende| Bei Vorliegen eines Fachhochschul- oder

Dienst, EG9b — | (siehe Nr.5.3.1.1 der Hochschulabschlusses (Bachelor, Diplomgrad

EG 11 Forderrichtlinie) mit dem Zusatz ,Fachhochschule” (,FH") oder
Beratungstatigkeiten ein anderer gleichwertiger Abschlussgrad)

und unter Berlicksichtigung der definierten

Planung und Umsetzung von Anforderungen im Stellenprofil ist eine
Angeboten Eingruppierung im Rahmen der
Netzwerktitigkeit Entgeltgruppen EG 9b bis EG 11 TVSD Bund

moglich.

Die Aufzahlung ist bzgl. der Tatigkeiten und Personalgruppen nicht abschlieBend.

Ausgaben fiir Personal, dessen Tatigkeit, Arbeitsplatzbeschreibung und Qualifikation dem
einfachen und mittleren Dienst (gemal TV6D Bund) entspricht, kdnnen im Vorhaben nicht als
direkte Personalausgaben abgerechnet werden.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration (allgemein fiir den Vorhabentrager und beziglich
des Projektes STaM) sind mit der Restkostenpauschale abgegolten und kénnen daher nicht als
Personalausgaben abgerechnet werden.

Als direkte Personalausgaben diirfen ausschlielich Ausgaben fiir Personal mit
Koordinierungsaufgaben und Personal, das mit der Umsetzung der Angebote der Einzelziele der
Buchstaben A, B und C eingesetzt ist, beim Vorhabentrager bzw. beim Teilvorhabenpartner
kalkuliert und abgerechnet werden. Voraussetzung fiir die Kalkulation und Abrechnung ist, dass
das Personal beim Vorhabentrager bzw. Teilvorhabenpartner in einem
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in einem Beamtenverhaltnis steht
bzw. einen vergleichbaren Status bei diesem hat.

Beamte und sonstige 6ffentliche Bedienstete sind durch eine schriftliche Aufgabenibertragung
der zustandigen Behorde (Abordnung) dem Vorhaben zuzuweisen. Fir nicht-6ffentlich
Beschaftigte ist eine schriftliche Aufgabenlibertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu
Arbeitsvertragen erforderlich. In beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF
Plus-Vorhaben entfillt, korrekt ausgewiesen werden. Nutzen Sie hierfiir das durch das BAFzA zur
Verfligung gestellte Formular fiir die Priifung von neuem Personal ,Arbeitsplatzbeschreibung /
Personalbogen” oder fiir die Verdnderung beim Personal ,,Anderung zum Personaleinsatz“.
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Fiir jede einzelne Personalstelle sind die zugehdrigen Personalausgaben zu ermitteln,
nachzuweisen und jeweils im Forderportal zu vermerken. Pauschalen oder kumulierte Angaben
zum Gesamtpersonal werden nicht anerkannt.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist zwingend das vom Arbeitgeber unterschriebene
Formular , Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen” vorzulegen, aus dem sich die Zuordnung
zum Vorhaben ergibt. Dies gilt auch in Bezug auf Mitarbeitende, die vollstdndig, also zu 100
Prozent, dem Vorhaben zugeordnet sind. Das unterschriebene Formular sowie die dazugehorige
schriftliche Aufgabenibertragung sind dem BAFzA mit dem Antrag, spatestens aber zu Beginn der
Forderung vorzulegen bzw. unverziglich nachzureichen. Im Falle von Personalverdnderungen (z.
B. Aufstockung / Abstockung des Vorhabenanteils oder der gesamten Arbeitszeit) muss das
Formular ,Anderungen zum Personaleinsatz” dem BAFzA jeweils vor der nichsten Abrechnung
der Personalausgaben vorgelegt werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im
Kalenderjahr jedoch Uber- oder Unterschreitungen in einzelnen Monaten méglich.

Fir alle im Vorhaben beschaftigten Personen sind monatliche Stundennachweise entsprechend
der Vorlage zu fiihren. Es kénnen nur solche vorhabenbezogenen Stunden als Personalausgaben
abgerechnet werden, die mit einem unterschriebenen Stundennachweis bestatigt werden. Es ist
der Vordruck des BAFzA fiir den Stundennachweis zu verwenden.

Im Forderportal ist fiir direkte Personalausgaben die Unterkostenarten ,Direkte Personal-

ausgaben-Projektkoordination” oder ,, Direkte Personalausgaben-Projektpersonal” auszuwahlen.
Fiir beide Unterkostenarten ist zu beachten, ob die hohen oder niedrigen Kosten je Einheit -

Pauschale zu wéhlen ist.

Projektkoordination

Die Projektkoordination ist grundsatzlich beim Vorhabentrager zu verankern.

Die Projektkoordination ist flr Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben im Vorhaben zustandig
(s. Nr.5.3.1.1 der Férderrichtlinie ,Einrichtung einer Personalstelle mit koordinierendem Anteil”).

Pro Projektkoordination ist ein Stellenanteil von bis zu 0,5 Vollzeitaquivalenten férderfahig. Pro
Kalenderjahr darf nicht mehr als dieser Anteil abgerechnet werden. Der Stellenanteil kann nicht
zwischen mehreren Personen aufgeteilt werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im
Kalenderjahr jedoch Uber- oder Unterschreitungen in einzelnen Monaten méglich.

Personalgestellung

Im Forderportal ist flir Ausgaben - Personalgestellung die Unterkostenart ,,Personalgestellung —

Projektkoordination” oder ,Personalgestellung — Projektpersonal” auszuwahlen. Fir beide
Unterkostenarten ist zu beachten ob die Personalgestellung privat oder 6ffentlich ist. Dartiber

hinaus ist ebenfalls die hohe oder niedrige Kosten je Einheit — Pauschale zu wahlen.

Personalausgaben ohne Geldfluss (Personalgestellung) werden analog zu direkten
Personalausgaben auf Grundlage von Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr.
2021/1060 als Kosten je Einheit gewahrt (vgl. Nr. 5.3.1 Férderrichtlinie).
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A.1 Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Fir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist ein Mindestgehalt — das Jahres-Arbeitgeber-
Bruttogehalt (Jahres- AG-Brutto) — nachzuweisen.

Fiir die gehobene Laufbahn mit Eingruppierung in TVOD Bund EG 9b bis EG 11 ergibt sich ein
niedriger und ein hoher Einheitskostensatz. Voraussetzung fiir die Abrechnung anhand des

niedrigen Einheitskostensatzes ist, dass das festgelegte Mindestgehalt (Jahres-Arbeitgeber-
Bruttogehalt) liberschritten wird. Das Mindestgehalt des Einheitskostensatzes betragt 90 Prozent
der geringsten Entgeltgruppe der Laufbahngruppe (TV6D Bund, Stufe 1).

Liegt das Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt iber dem fiir die Laufbahngruppe festgelegten

Grenzwert, kann der hohe Einheitskostensatz abgerechnet werden.

Aus folgender Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt und der Grenzwert sowie die

abrechenbaren Einheitskostensatze fiir direktes Personal sowie Personalgestellung:

Laufbahngruppe nach| Mindestgehalt AG-Brutto | Niedriger Grenzwert AG Brutto Hoher

TVOD Bund (nur zuwendungsfahige Einheits- (nur zuwendungsfahige | Einheits-
Bestandteile) kostensatz Bestandteile) kostensatz
Jahr Stunde Jahr Stunde

EG 9b-EG11 39.673,60€ 38 € 69.660,00 € 43 €

Anpassung der Kosten je Einheit zum 01.09.2025

Ab dem 01.09.2025 besteht die Moglichkeit, hohere Kosten je Einheit flir Belege mit Ausgaben ab
diesem Stichtag abzurechnen. Damit die hoheren Kosten je Einheit angewendet werden kdnnen,

muss das festgelegte Mindestgehalt tiberschritten und der Anderungsbescheid bewilligt sein.

Aus folgender Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt und der Grenzwert sowie die

abrechenbaren Einheitskostensatze fir direktes Personal sowie Personalgestellung:

Laufbahngruppe nach| Mindestgehalt AG-Brutto | Niedriger Grenzwert AG Brutto Hoher

TVOD Bund (nur zuwendungsfahige Einheits- (nur zuwendungsfahige | Einheits-
Bestandteile) kostensatz Bestandteile) kostensatz
Jahr Stunde Jahr Stunde

EG 9b-EG11 47.732,35 € 43,50 € 78.346,00 € 47,60 €

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist grundsatzlich das tatsachlich gezahlte,

zuwendungsfahige Arbeitgeber-Bruttogehalt (AG-Brutto) maligeblich.

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem
zuwendungsfahigen AG-Brutto zugrunde gelegt werden kdnnen, sind unter Nr. 5.2.3
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»Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdriicklich ausgenommen sind dabei
die beiden Bestandteile ,U1l Lohnfortzahlung im Krankheitsfall“ und ,,U2
Mutterschaftszuwendungen®”.

Im Antrag ist das jahrliche AN-Brutto (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung) auf Basis des
aktuellen Monatsgehalts zu berechnen und tiber das Formular
LArbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen” darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben
ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich gezahlte AG-Bruttogehalt (inklusive AG-Anteile zur
Sozialversicherung) einmalig liber einen vollstandigen Zahlungsfluss nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fiir jede Ausgabe, d.h. Gehalt, Lohnsteuer, SV-Beitrage, ggfls. VL,

ZVK/betriebliche Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann tber Kontoausziige,
Kontenblatter aus einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtiibersicht/Sammelliste
sowie liber eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt einmalig im Rahmen der Antragstellung. Eine
Anderung ist liber einen Anderungsbescheid méglich. Hierfiir ist das Formular ,,Kosten je Einheit -

III

Personal” zu verwenden. Zum Zwecke der Uberpriifung der korrekten Zuordnung zum jeweiligen

Einheitskostensatz sind dem BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei Personalverdanderung
einmalig folgende Unterlagen vorzulegen:

e  Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte),
e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”,
e Formular ,Anderung zum Personaleinsatz®,

e Qualifikationsnachweise (nur auf Anforderung),

e Anlage zum Arbeitsvertrag bzw. Abordnungsverfligung (Beamte) hinsichtlich des
prozentualen Arbeitsanteils im Vorhaben

e  Zahlungsfluss.
¢  Gehaltsabrechnung

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch
Personalwechsel, Stufensteigerung oder Hohergruppierung — eine Anpassung des
Einheitskostensatzes (z.B. Sprung von dem niedrigen in den hohen Einheitskostensatz)
erforderlich machen, ist dies dem BAFzA, vor der ersten Abrechnung des neuen
Einheitskostensatzes, unter Vorlage der entsprechenden Nachweise unverziiglich mitzuteilen und
— bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

A.2. Abrechnung der Kosten je Einheit

Nach Artikel 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 kénnen zur Berechnung der
Personalausgaben Stundensatze angesetzt werden. Die jahrliche Arbeitszeit betragt danach 1.720
Stunden und entspricht den produktiven Arbeitsstunden einer Vollzeitkraft, bei denen die
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Fehlzeiten (Wochenenden, Feiertage, durchschnittliche Krankheitstage und durchschnittliche
Urlaubstage) schon beriicksichtigt wurden.

Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”) legt den jeweiligen abrechenbaren Stundensatz fest.
Fiir die Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Stundensatz mit den tatsachlich
fiir das Vorhaben geleisteten produktiven Arbeitsstunden multipliziert.

Die vorgegebene Hohe der produktiven Jahresarbeitsstunden von 1.720 darf nicht Giberschritten
werden. Fir Teilzeitbeschaftigte und nicht ganzjahrig eingesetzte Beschaftigte reduziert sich die
Zahl der produktiven Jahresarbeitsstunden entsprechend ihres jeweiligen Anteils der
Beschéaftigung im Vorhaben. Uberstunden, also Stunden, die bei Vollzeitbeschiftigten iber 1.720
Stunden und bei Teilzeitbeschaftigten Gber die im Arbeitsvertrag geregelte, jeweilige
Gesamtstundenzahl hinausgehen, kdnnen nicht abgerechnet werden. Nach 1.720 Stunden ist die
Pauschale fur den Zeitraum von 12 Monaten aufgebraucht. Fiir die Koordinierungsstelle konnen
nur 860 Produktivstunden pro Jahr abgerechnet werden, da lediglich ein Stellenanteilvon 0,5
Vollzeitaquivalenten zuwendungsfahig ist.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist ein individueller Stundennachweis als Nachweis lber die
tatsachlich geleisteten Stunden im Vorhaben zu fihren. Der Stundennachweis wird als
zahlungsbegriindende Unterlage vorgelegt oder im Férderportal eingestellt. Zur Abrechnung der
Einheitskosten ist das Formular ,,Stundennachweis Personalausgaben” zu verwenden.

Gemal Nr. 6.2.3 der BNBest-P-ESF-Bund sowie Nr. 6.4.1 der BNBest-GK-ESF-Bund ist kein
laufender Nachweis liber die Hohe der tatsdchlichen Personalausgaben zu erbringen. Als
Nachweis fiir die korrekte Einstufung und den Einsatz des Personals dient die unter ,A.1.
Zuordnung zu den Einheitskostensatzen” festgelegte Dokumentation.

B. Honorare

Die Abrechnung von Honorarkosten erfolgt nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
VO (EU) Nr. 2021/1060 nach dem Realkostenprinzip.

Es werden nur Honorarausgaben fiir vergleichbare Tatigkeiten des Projektpersonals als
BezugsgroRe in die forderfahigen Personalausgaben einbezogen, da die Honorarkrafte im
Programm STaM ausschlieBlich Aufgaben Gbernehmen, welche andernfalls von Projektpersonal
Ubernommen werden. Sdmtliche Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur,
Materialaufwand) und Reisekosten in Zusammenhang mit der Honorarleistung sind im
Honorarvertrag und in der Rechnung separat auszuweisen. Diese kdnnen nicht direkt abgerechnet
werden, sondern fallen unter die Restkostenpauschale.

Honorarvertrage dirfen nur mit natiirlichen Personen abgeschlossen werden.

Honorarvertrage fallen unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem Abschluss von
Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (s. Nr. 5.3 und
Nr. 5.4).
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Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag geschlossen werden. Honorare sind Ausgaben, die
fiir die Erbringung einer Dienstleistung oder im Ausnahmefall der Herstellung eines Werkes
gezahlt werden.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form. Ein Honorarvertrag in Form eines Werk- -bzw.
Dienstleistungsvertrages muss mindestens enthalten:

¢ Namen der Vertragspartner,

e lLaufzeit des Honorarvertrags,

e Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im Vorhaben (Vertragsgegenstand/
Grund der Beschaftigung),

e Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage,
e  Honorar pro Stunde (ohne Sachausgaben und Reisekosten),

e  Voraussichtliche Gesamtsumme der reinen Honorarleistungen (ohne Sachausgaben und
Reisekosten),

e  separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur,
Materialaufwand) und Reisekosten.

Ein Honorarvertrag, der die Erstellung eines Werkes umfasst, muss mindestens enthalten:
e Namen der Vertragspartner;
e Konkrete Beschreibung des zu erstellenden Werkes (Vertragsgegenstand);
e Gesamtsumme der Honorarverglitung (ohne Sachausgaben);

e separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur,
Materialaufwand);

e Verfahren zur Abnahme des fertiggestellten Werks;
e Fristen (Vereinbarung von Fertigstellungs-, Liefer- und Abnahmefristen)

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfliihrungen und sozialversicherungspflichtig
beschaftigte Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentrédgers bzw. Teilvorhabenpartner sind
nicht zuwendungsfahig.

Die Finanzierung der Personalstelle mit koordinierendem Anteil Glber Honorare ist ebenfalls
ausgeschlossen.
Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen miissen zum Nachweis der Honorarausgaben im
Rahmen der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen werden:

e Honorarvertrag,
e Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage),

e Honorarrechnung (mit jeweils separater Ausweisung der reinen Honorarausgaben,
Sachausgaben und Reisekosten),
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e  Stundennachweis,
e Zahlungsflussnachweis,

e  Ggf. Teilnehmendenliste,

e Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote,
Vergabevermerk)

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kdnnen zu Kiirzungen der geltend
gemachten Ausgaben bis zur vollen Héhe fiihren.

Aufwandsentschadigung fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich konnen dber die Kostenart Honorare auch Aufwandsentschadigungen fir
ehrenamtlich durchgefiihrte Tatigkeiten im Programm gefordert werden. Die Umsetzung der
Einzelziele A-C konnen durch die ehrenamtliche Tatigkeit begleitet werden. Eine vollstindige
Umsetzung eines Einzelziels ausschlieRlich durch ehrenamtlich Tatige ist nicht zuldssig. Eine
Abrechnung kann bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von
840,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von
960,00 € (Ehrenamtspauschale) bzw. bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro
Person und Jahr) von 3.000,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person
und Jahr) von 3.300,00 € (Ubungsleiterpauschale) erfolgen. Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen
Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26, 26a EStG) erfiillt sind und
folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:
= Honorarvertrag
= Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
= Rechnung der Honorarkraft
= Stundennachweis
= Nachweis des Zahlungsflusses
= Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)

Ehrenamtlich Tatige:
e Ehrenamtsvertrag
e Stundennachweis
e Nachweis des Zahlungsflusses

Samtliche Sachausgaben (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale kénnen, analog zur Abrechnung
von Honoraren, nicht direkt abgerechnet werden, sondern fallen unter die Restkostenpauschale.

Stornokosten

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das
BAFzA als bewilligende Behorde nach einer Prifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den
Vorhabentrager vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als
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forderfahige Ausgaben anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten
glaubhaft dargelegt werden kann.

Unvermeidbarkeit ist als Nachweiskriterium nicht vorrangig auf die Teilnehmenden bezogen. Die
Unvermeidbarkeit definiert sich dartiber, dass Stornokosten grundsatzlich dann als
zuwendungsfahig anerkannt werden kénnen, wenn die begriindete Absage einer/s oder mehrerer
Teilnehmenden so kurzfristig erfolgt, dass eine kostenfreie Stornierung der Honorarleistung nicht
mehr moglich ist.

Der Vorhabentrager hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

e Die Bekanntgabe der Absage seitens des Teilnehmers/ der Teilnehmerin mit genauem
Datum, wann die Absage eingegangen ist.

¢ Die entsprechend vereinbarten Buchungskonditionen mit der entsprechenden
Honorarkraft, aus denen hervorgeht, wann die Frist fir eine kostenfreie Stornierung
auslauft.

C. Restkostenpauschale

Gem. Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 wird im Programm ein Pauschalsatz
von 20 % auf die direkten Personalkosten, Personalgestellung und Honorarkosten gewahrt, um
die forderfahigen Verwaltungs- und Gemeinkosten der Vorhaben abzudecken.

Alle Verwaltungs- und Gemeinkosten sowie Ausgaben fiir Aktivitdten der jeweiligen Vorhaben
werden durch die Pauschale abgegolten.

Firalle in der Restkostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben missen abweichend von Nr. 6 der
BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird der
Pauschalbetrag in Hohe von 20 % automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und im
Rahmen der Auszahlung der Férdermittel berticksichtigt.

Weitere Ausgaben werden nicht gefordert, auch wenn hohere Kosten nachgewiesen werden
kénnen. Die Restkosten werden im Forderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die
forderfahigen direkten Kosten im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmen der
Abrechnung automatisch auch der Betrag fiir die Restkosten, weil die 20 %-Pauschale dann von
einer geringeren BezugsgrofSe berechnet wird.

Bitte beachten Sie, dass die Restkostenpauschale im Falle einer Weiterleitung fiir den beim
Teilvorhabenpartner kalkulierten Betrag der direkten Personalausgaben, die Personalgestellung
sowie die Honorarkosten, in entsprechender Hohe weitergegeben werden muss.

9.17.2 Kofinanzierung

Gemals Nr. 5.2 der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager grundsatzlich
als Geldleistung zu erbringen, kann aber auch durch Ausgaben fir Personal des Vorhabentrédgers/
Teilvorhabenpartners erbracht werden, das nachweislich fiir die Mitarbeit im Vorhaben
freigestellt ist (Personalgestellung).
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Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene Mittel (Eigenmittel) zu erbringen, kénnen aber
auch durch Drittmittel erbracht werden. Zuldssige Drittmittel sind andere 6ffentliche Mittel (z.B.
Kommunale- oder Landesmittel) sowie nicht 6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht
dem ESF Plus oder anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF
Plus-Mittel sowie nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom
Vorhabentrager im Finanzierungsplan darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung ist bei Antragstellung durch eine Erklarung zu belegen. Aus der
Erklarung missen die Art und Hohe der zur Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum, fir
den die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig und nachvollziehbar hervorgehen. Die als
Kofinanzierung anzurechnenden Mittel missen einen nachweislich direkten und unmittelbaren
Bezug zum umgesetzten ESF Plus-Vorhaben haben. Die Erklarung der Vorhabentrager und
Teilvorhabenpartner erfolgt Giber die Eintragung im Finanzierungsplan in Z-EU-S. Fiir
Drittmittelgeber, die Kofinanzierung einbringen, ist das Formular , Kofinanzierungserklarung” zu
verwenden. Die erforderlichen verbindlichen Zusagen zur Kofinanzierung sind grundsatzlich mit
dem Antrag vor Bewilligungsbeginn zu geben.

Teilnehmendenbeitrage sind, abweichend zu Nr. 3.3.2, als Projekteinnahmen im Rahmen des ESF
Plus-Programms ,Starkung der Teilhabe alterer Menschen” ausgeschlossen, da eine kostenlose
Teilnahme an den Aktivitdten in den Vorhaben gewahrleistet sein muss.

Anderungen im Finanzierungsplan kénnen zu jeder Zeit im Bewilligungszeitraum im Rahmen der
Vorgaben der VVV zu § 44 BHO vorgenommen werden. Hierzu ist ein Anderungsantrag im
Forderportal zu stellen.
9.17.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss
Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:
¢ F 1.1 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Kommunale Mittel
¢ F 1.2 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) - Kommunale Mittel
¢ F 1.3 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Landesmittel
¢ F 1.4 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Sonstige
e F 1.5 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) - Sonstige
¢ F 2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Eigenmittel)
¢ F 2.2 Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Drittmittel)

Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur
allgemeinen Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden.
Geldleistungen kdnnen nicht im Vorfeld fur konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.17.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Die Kofinanzierung ohne Geldfluss kann in Form von Personalgestellung eingebracht werden. Als
Kofinanzierung ohne Geldfluss steht dafiir im Forderportal folgende Position zur Verfligung:

¢ F 1.6 Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich)
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e F 1.6.1 Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektkoordination
¢ F 1.6.3 Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektpersonal
e F 2.3 Kofinanzierung — Personalgestellung (privat)
e F 2.3.1 Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektkoordination
e F 2.3.3 Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektpersonal
Hier ist ebenfalls die hohen oder niedrigen Kosten je Einheit - Pauschale zu wahlen.

Die Abrechnung von Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt
Uber Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.

9.18 Gemeinsam fiir Qualitat: Kinder beteiligen im Ganztag

Fiir das ESF Plus-Programm ,,Gemeinsam fiir Qualitat: Kinder beteiligen im Ganztag” gelten
erganzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen der Nr. 1 — 8 folgende
besonderen Bestimmungen:

9.18.1 Forderfahige Ausgaben

Fir die Koordinierung (vgl. 2.1 der Forderrichtlinie), die Qualifizierung und die Prozessbegleitung
(vgl. 2.2 der Forderrichtlinie) sowie flir die Angebote zur Verbesserung von Teilhabemaoglichkeiten
(vgl. 2.3 der Forderrichtlinie) sind nachfolgende Ausgaben zuwendungsfahig.

Die forderfahigen Ausgaben sind aufgeteiltin:

e direkte Personalausgaben/Personalgestellung (Kosten je Einheit)

e Honorare (Realkosten)

e Reise- und Ubernachtungskosten (Realkosten)

e Kosten flir Angebote zur Verbesserung der Teilhabemoglichkeiten (Realkosten)

e Offentlichkeitsarbeit (Realkosten)

e Pauschale (Verwaltungskostenpauschale)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn
diese beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung méglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensatze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit abgerechnet, die fir den kompletten Bewilligungszeitraum
festgelegt werden. Bei der Abrechnungsmethode , Kosten je Einheit” werden feststehende
Einheitskostensatze (hier: Stundensatze) mit der Anzahl der monatlich nachgewiesenen Einheiten
(hier: Produktivstunden) multipliziert und abgerechnet.
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Aus den konkreten Tatigkeiten im Vorhaben, den vorhandenen Qualifikationen und dem vereinbarten
Entgelt ergibt sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betracht kommt. Diese
Tatigkeiten/Personengruppen sind folgendermaRen den Laufbahngruppen und den Anforderungen nach
Nr. 5.2.1 entsprechend dem TVOD-Bund zugeordnet:

Laufbahngrupp Tatigkeiten im Programm/ Anforderung

e nach TV6D- Personalgruppen

Bund

Hoherer Dienst, Schulleitung/stellv. Bei Vorliegen eines Hochschul-

E13- E15 Schulleitung/Hortleitung/ abschlusses (Master oder
stellv. Hortleitung gleichwertiger Abschluss) und unter
Verwaltungskrafte Bericksichtigung der definierten

agf. Lehrkraft Anforderungen im Stellenprofil ist

(Lehrerdeputatstunden)® eine Eingruppierung in die

Entgeltgruppe E 13 bis E 15 TV6D
Bund moglich.

Gehobener Dienst, | Koordinierungsstellen-Mitarbeitende| Bei Vorliegen eines Fachhochschul-
(siehe Ziffer 2.1 der Forderrichtlinie) | oder Hochschulabschlusses

E9b - E12
Lehrkraft (Lehrerdeputatstunden) (Bachelor, Diplomgrad mit dem
Zusatz ,,Fachhochschule” (,,FH”) oder
(Sozial-) Padagogische Fachkraft ein anderer gleichwertiger
Schulsozialarbeiterinnen und Abschlussgrad) und unter
Schulsozialarbeiter Beriicksichtigung der definierten
i Anforderungen imStellenprofil ist
Verwaltungskrafte eine Eingruppierung im Rahmen der
Entgeltgruppen E 9b bis E 11TV6D
Bund moglich.
Mittlerer Dienst, (Sozial-) Padagogische Bei Vorliegen einer abgeschlossenen
ES - E 92 Fachkraft/Erzieherinnen Berufsausbildung und unter
und Erzieher Berlicksichtigung der definierten
Verwaltungskrafte Anforderungen imStellenprofil ist

eine Zuordnung bis zur
Eingruppierung im Rahmen der
Entgelt- gruppen E 5 bis E 9a TV6D
Bund moglich.

Die Aufzahlung ist bzgl. der Tatigkeiten und Personalgruppen nicht abschlieBend.

Ausgaben fir Personal, dessen Tatigkeit, Arbeitsplatzbeschreibung und Qualifikation dem einfachen
Dienst (gemal TVOD Bund) entspricht, kdnnen im Vorhaben nicht als direkte Personalausgaben

3 Lehrerdeputate sind eine spezielle Form der Personalgestellung eigens fiir Lehrkrifte im éffentlichen Dienst.
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abgerechnet werden.

Personalausgaben fiir die allgemeinen Verwaltungsaufgaben sind mit der Verwaltungskostenpauschale
abgegolten und kdnnen daher nicht als Personalausgaben abgerechnet oder als Kofinanzierung
eingebracht werden. Uber die Personalausgaben kénnen anteilig auch vorhabenbezogene Ausgaben fiir
die Finanzabwicklung mit dem Zuwendungsgeber abgerechnet werden. Ausgaben fiir Personal des
einfachen Dienstes ist mit der Verwaltungskostenpauschale abgegolten.

Als direkte Personalausgaben dirfen ausschlielSlich Ausgaben fiir Personal mit Steuerungs- und
Koordinierungsaufgaben beim Vorhabentrager bzw. beim Teilvorhabenpartner (Koordinatorinnen /
Koordinatoren in der Koordinierungsstelle), kalkuliert und abgerechnet werden.Voraussetzung fir die
Kalkulation und Abrechnung ist, dass das Personal beim Vorhabentrager bzw. Teilvorhabenpartner in
einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in einem Beamtenverhaltnis steht
bzw. einen vergleichbaren Status bei diesem hat.

Beamte und sonstige 6ffentliche Bedienstete sind durch eine schriftliche Aufgabenibertragung der
zustandigen Behorde (Abordnung) dem Vorhaben zuzuweisen. Fir nicht-6ffentlichBeschaftigte ist eine
schriftliche Aufgabeniibertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu Arbeitsvertragen erforderlich. In
beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF Plus- Vorhaben entfallt, korrekt
ausgewiesen werden.

Fir jede einzelne Personalstelle sind die zugehorigen Personalausgaben zu ermitteln, nachzuweisen und
jeweils im Forderportal zu vermerken. Pauschalen oder kumulierte Angaben zum Gesamtpersonal
werden nicht anerkannt. Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist zwingend das vom Arbeitgeber
unterschriebene Formular , Bestatigung zum Personaleinsatz” vorzulegen, aus dem sich die Zuordnung
zum Vorhaben ergibt. Dies gilt auch in Bezug auf Mitarbeitende, die vollstandig, also zu 100 Prozent,
dem Vorhaben zugeordnet sind. Das unterschriebene Formular sowie die dazugehorige schriftliche
Aufgabeniibertragung sind dem BAFzA mit dem Antrag, spatestens aber zu Beginn der Férderung
vorzulegen bzw. unverziiglich nachzureichen. Bei jeder Abrechnung der Personalausgaben ist zu
bestatigen, dass der feste Projekteinsatz unverandert fortbesteht (vgl. Nr. 5.2.4). Im Falle von
Personalverdanderungen (z. B. neues Personal, Aufstockung/Abstockung des Vorhabenanteils oder der
gesamten Arbeitszeit) muss das Formular dem BAFzA jeweils vor der nachsten Abrechnung der
Personalausgaben vorgelegt werden.

Fir alle im Vorhaben beschaftigten Personen sind monatliche Stundennachweise entsprechend der
Vorlage zu fihren. Es kdnnen nur solche vorhabenbezogenen Stunden als Personalausgaben
abgerechnet werden, die mit einem unterschriebenen Stundennachweis bestatigt werden. Es ist der
Vordruck der Bewilligungsbehorde fiir den Stundennachweis zu verwenden.

Im Forderportal ist fiir direkte Personalausgaben die Unterkostenarten ,Direkte Personal- ausgaben —
Projektpersonal - Koordinierungsstelle” auszuwahlen.

Koordinierungsstelle

Die Koordinierungsstelle ist grundsatzlich beim Vorhabentrager zu verankern.
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Die Koordinierungsstelle ist fuir Steuerungs- und Koordinierungsaufgaben im Vorhaben zustandig (s.
unter Nr. 2.1 der Forderrichtlinie ,Koordinierungsstelle”). Die Finanzadministration des Vorhabens zahlt
ebenfalls zu ihren Aufgaben.

Pro Koordinierungsstelle ist ein Stellenanteil von bis zu 0,5 Vollzeitaquivalenten forderfahig. Pro
Kalenderjahr darf nicht mehr als dieser Anteil abgerechnet werden. Der Stellenanteil kann nicht
zwischen mehreren Personen aufgeteilt werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im
Kalenderjahr jedoch Uber- oder Unterschreitungen in einzelnen Monaten méglich.

Personalgestellung

Die Personalausgaben fir Lehrer/innen, die als Personalgestellung bei schulischen Unter-
stlitzungsangeboten eingesetzt werden sowie die Personalausgaben fiir die padagogischen Fachkrafte,
konnen nur als Kofinanzierung ohne Geldfluss anerkannt werden (Personalgestellung/Lehrerdeputate),
nicht aber als direkte Personalausgaben. Sie werden auch als Einheitskostensatze abgerechnet.

Fiir die Beantragung und die Abrechnung der Lehrerdeputatstunden ist das Merkblatt Abrechnung
Lehrerdeputate zu beriicksichtigen. Grds. ist im Rahmen der Antragsstellung und der Abrechnung von
Lehrerdeputatstunden das Formular ,,Bestatigung und Abrechnung Lehrerdeputate” vorzulegen.
Weitere Unterlagen fiir diese Personalgestellung sind grds. nicht einzureichen.

A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Pro Laufbahngruppe ist ein Mindestgehalt — das Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt (Jahres- AG-Brutto) —
nachzuweisen.

Fir jede Laufbahngruppe gilt ein niedriger und ein hoher Einheitskostensatz. Voraussetzung fiir die
Abrechnung anhand des niedrigen Einheitskostensatzes ist neben der entsprechenden
Tatigkeitsbeschreibung und erforderlichen Qualifikation, dass das je Einheitskostensatz festgelegte
Mindestgehalt (Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt) Gberschritten wird. Das Mindestgehalt des jeweils
niedrigen Einheitskostensatzes betragt 90 Prozent der geringsten Entgeltgruppe der jeweiligen
Laufbahngruppe (TV6D Bund, Stufe 1).

Liegt das Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt Giber dem pro Laufbahngruppe festgelegten Grenzwert, kann
der hohe Einheitskostensatz abgerechnet werden.
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Aus folgender Tabelle ergeben sich, je nach Laufbahngruppe und Tatigkeit, die Mindestgehalter und
Grenzwerte sowie die abrechenbaren Einheitskostensatze:

Laufbahngruppe nach | Mindestgehalt AG- Niedriger Grenzwert AG Brutto (nur| Hoher
TVOD Bund Brutto (nur Einheitskoste | zuwendungsfihige Einheitskost
zuwendungsfahige nsatz Bestandteile) ensatz
Bestandteile)
Jahr Stunde Jahr Stunde
Direktes Personal
Koordinierungsstelle | 49.345,77 € 33,80€ 66.074,00 € 45,19 €
EG 11
Personalgestellung
Hoéherer 56.293,15 € 38,18 € 74.626,60 € 51,04 €
Dienst,
E13 - E15
Gehobener Dienst, 44.008,98 € 32,78 € 64.063,65 € 43,82 €
E9b - E12
Mittlerer Dienst, 35.329,44 € 23,90 € 46.707,50 € 31,95 €
E5-E9a

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist grundsatzlich das tatsachlich gezahlte,
zuwendungsfahige Arbeitgeber-Bruttogehalt (AG-Brutto) maligeblich.

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem zuwendungsfahigen
AG-Brutto zugrunde gelegt werden kénnen, sind unter Nr. 5.2.3 ,Zuwendungsfahige
Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdriicklich ausgenommen sind dabei die beiden Bestandteile

III

»U1 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall“ und ,, U2 Mutterschaftszuwendungen®. Im Antrag ist das
jahrliche AN-Brutto (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung) auf Basis des aktuellen Monatsgehalts zu
berechnen und liber das Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/ Personalbogen” darzulegen. Vor der
ersten Abrechnung von Ausgaben ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich gezahlte AG-Bruttogehalt
(inklusive AG-Anteile zur Sozialversicherung) einmalig Gber einen vollstandigen Zahlungsfluss

nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fir jede Ausgabe, d.h. Gehalt, Lohnsteuer, SV-Beitrage, ggfls. VL,
ZVK/betriebliche Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann tber Kontoausziige,
Kontenblatter aus einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtibersicht/Sammelliste sowie
Uber eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.
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Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt einmalig im Rahmen der Antragstellung und gilt fir die

Ill

gesamte Laufzeit des Vorhabens. Hierfir ist das Formular , Kosten je Einheit - Personal” zu verwenden.

Zum Zwecke der Uberpriifung der korrekten Zuordnung zum jeweiligen Einheitskostensatz sind dem
BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei Personalveranderung einmalig folgende Unterlagen
vorzulegen:

Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte),
e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”,
e Qualifikationsnachweise auf Anforderung,

e Anlage zum Arbeitsvertrag bzw. Abordnungsverfligung (Beamte) hinsichtlich des prozentualen
Arbeitsanteils im Vorhaben oder Formular ,Bestatigung zum Personaleinsatz” bzw. , Bestatigung
und Abrechnung Lehrerdeputate”,

e Zahlungsfluss.

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch Personalwechsel,
Stufensteigerung oder Hohergruppierung — eine Anpassung des Einheitskostensatzes (z.B. Sprung von
dem niedrigen in den hohen Einheitskostensatz) erforderlich machen, ist dies dem BAFzA, vor der ersten
Abrechnung des neuen Einheitskostensatzes, unter Vorlage der entsprechenden Nachweise
unverziiglich mitzuteilen und — bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

A.2. Abrechnung der Kosten je Einheit

Nach Artikel 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 kdnnen zur Berechnung der
Personalausgaben Stundensatze angesetzt werden. Die jahrliche Arbeitszeit betragt danach 1.720
Stunden und entspricht den produktiven Arbeitsstunden einer Vollzeitkraft, bei denen die Fehlzeiten
(Wochenenden, Feiertage, durchschnittliche Krankheitstage und durchschnittliche Urlaubstage) schon
bericksichtigt wurden.

Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”) legt den jeweiligen abrechenbaren Stundensatz fest. Fiir die
Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Stundensatz mit den tatsachlich fir das
Vorhaben geleisteten produktiven Arbeitsstunden multipliziert.

Die vorgegebene Hohe der produktiven Jahresarbeitsstunden von 1.720 darf nicht Giberschritten werden.
Fir Teilzeitbeschaftigte und nicht ganzjahrig eingesetzte Beschaftigte reduziert sich die Zahl der
produktiven Jahresarbeitsstunden entsprechend ihres jeweiligen Anteils der Beschaftigung im Vorhaben.
Uberstunden, also Stunden, die bei Vollzeitbeschiftigten iber 1.720 Stunden und bei
Teilzeitbeschéftigten Giber die im Arbeitsvertrag geregelte, jeweilige Gesamtstundenzahl hinausgehen,
kénnen nicht abgerechnet werden. Nach 1.720 Stunden istdie Pauschale fiir den Zeitraum von 12
Monaten aufgebraucht. Fiir die Koordinierungsstelle kdnnen nur 860 Produktivstunden pro Jahr
abgerechnet werden, da lediglich ein Stellenanteilvon 0,5 Vollzeitdquivalenten zuwendungsfahig ist.
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Firalle Mitarbeitenden im Vorhaben ist ein individueller Stundennachweis als Nachweis liber die
tatsachlich geleisteten Stunden im Vorhaben zu fihren. Der Stundennachweis wird als
zahlungsbegriindende Unterlage vorgelegt oder im Férderportal eingestellt. Zur Abrechnung der
Einheitskosten ist das Formular ,,Stundennachweis Personalausgaben” zu verwenden.

GemaR Nr. 6.2.3 der BNBest-Gk/P-ESF-Bund ist kein laufender Nachweis tiber die Hohe dertatsachlichen
Personalausgaben zu erbringen. Als Nachweis fiir die korrekte Einstufung und den Einsatz des Personals
dient die unter ,A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen” festgelegte Dokumentation.

Die Lehrerdeputate werden dabei (iber Kosten je Einheit abgerechnet. Eine Lehrkraft-Zeit- stunde
betragt 60 Minuten. Im Stundenzettel diirfen nur die produktiven Stunden eingetragen werden. Fiir das
dezimale Format missen die Minuten durch 60 geteilt werden.

Dabei wird eine jahrliche Arbeitsstundenanzahl von 1.720 Stunden bei den durchschnittlichen
Personalausgaben pro Jahr und Lehrkraft zu Grunde gelegt, womit alle im Jahr anfallenden Arbeitszeiten
fir den Unterricht, die Vor- bzw. Nachbereitung sowie fiir weitere Verpflichtungen wie Netzwerkarbeit,
Elternabende etc. erfasst werden.

Bei der Umsetzung ist zu beachten, dass der Vorhabentrager fiir jede eingesetzte Lehrkraft die jeweils
geleistete Unterrichts-, Vor- und Nachbereitungszeit aullerhalb des Regelunterrichts in Zeitstunden
angibt. Auf dieser Grundlage wird die Hohe des Kofinanzierungsbetragsfir die einzelnen Férderjahre
berechnet. Es werden nur tatsachlich erbrachte Zeiten (Produktivstunden) anerkannt. Die Schule bzw.
der Vorhabentrage halt flr Prifungen die konkreten Namen der eingesetzten Lehrkrafte sowie die
jeweiligen Stundennachweise entsprechend vor. Zur Abrechnung der Personalgestellung
Lehrerdeputatstunden ist das Formular ,Abrechnung Lehrerdeputate inkl. Stundennachweis” zu
verwenden.

B. Honorare

Honorarausgaben konnen ausschlieflich fiir die Personen veranschlagt und erstattet werden,die die
Tandem-Qualifizierung und die Prozessbegleitung durchfiihren (sog. Trainerinnen und Trainer).

Das Fortbildungscurriculum ist sowohl fiir die Trainerinnen und Trainer als auch fir die Teilnehmenden
des Tandems bzw. Tridems verbindlich.

Die Ausgaben fir die Tandem-Qualifikation diirfen, je nach Projektstart und Planung, im Jahr 2022 oder
2023 eingeplant werden, anfallen und fiir das jeweilige Jahr abgerechnet werden. Fiir diese
Honorarausgaben diirfen grds. hochstens 2.083 € abgerechnet werden.

Die Honorarausgaben fiir die Prozessbegleitung dirfen in den Jahren 2023 und 2024 eingeplant werden,
anfallen und fir diese abgerechnet werden. Fiir diese Honorarausgabendiirfen grds. hochstens
insgesamt 6.250 € abgerechnet werden.

Honorarvertrage dirfen daher nur mit natirlichen Personen abgeschlossen werden, welche im Sinne
des Fortbildungscurriculums ausgebildet worden sind und vor Programmstart in den Pool der
Honorarkrafte Ganztag aufgenommen wurden. Bei Unsicherheiten sollte vorab mit dem BAFzA in
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Kontakt getreten und eine Beratung in Anspruch genommen werden. Ausgaben fiir Honorare werden
nach dem Realkostenprinzip abgerechnet.

Honorarvertrage fallen als Dienstleistungsauftrdage unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem
Abschluss von Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (vgl.
Nrn. 5.3 und 5.4).

Mit dem Trainer/ der Trainerin (Honorarkraft) muss ein Honorarvertrag (Dienst- bzw. Dienst-
leistungsvertrag) geschlossen werden, Werkvertrage sind nicht zuldssig. Honorare sind Ausgaben, die fir
die Erbringung einer Dienstleistung gezahlt werden. Zusétzlich zum Honorar anfallende Sach- und
Reisekosten der Trainerinnen und Trainer sind ebenfalls im Rahmen der Honorarausgaben abzurechnen.
Sach- und Reisekosten sind auf der Honorarrechnung separat auszuweisen.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form. Dabei ist grundsatzlich der bereitgestellteVordruck zu
verwenden.

Ein Honorarvertrag muss mindestens enthalten:

e Namen der Vertragspartner,

e lLaufzeit des Honorarvertrags,

e Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im Vorhaben (Vertragsgegenstand/ Grund
der Beschéftigung),

e Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage,

e Honorar pro Stunde,

e Voraussichtliche Gesamtsumme der Honorarleistungen.

Die Finanzierung des Personals der Koordinierungsstelle Gber Honorare ist ausgeschlossen.
Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfliihrungen und sozialversicherungspflichtig beschaftigte
Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentrédgers bzw. Teilvorhabenpartner sind nicht
zuwendungsfahig.

Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen missen zum Nachweis der Honorarausgaben im Rahmen
der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen und ggf. auf Anforderung vorgelegt werden,
sofern der Beleg zur vertieften Priifung ausgewahlt wurde (Stichprobenbeleg):

e Honorarvertrag

e Honorarrechnung

e Zahlungsflussnachweis

e Teilnehmendenliste

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kdnnen zu Kiirzungen der geltendgemachten

Ausgaben bis zur vollen Hohe fihren.
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C. Weitere vorhabenbezogene Sachausgaben

Abweichend von der Regelung unter Nr. 5.5 kénnen die nachfolgenden vorhabenbezogenen
Sachausgaben im Zuge einer Einzelabrechnung (Realkosten) beantragt werden und fallen nicht unter die
Pauschale.

Sachausgaben diirfen grds. nicht mehr als 4.350 € fir den Bewilligungszeitraum eingeplant und
abgerechnet werden.

Diese unterliegen dem Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitsprinzip (vgl. 2.11). Ausschreibungs- und
Vergaberegelungen sind zu beachten (vgl. 5.4) und die Ausgaben missen zuwendungsfahig sein (vgl.
5.7).

Die Sachausgaben kdonnen z.B. Gegenstande umfassen, solange sie fir die spezifische unmittelbare
Vorhabendurchfiihrung notwendig sind und ihre Anschaffung wirtschaftlich ist. Nach Ablauf der
Bindungsfrist entscheidet das BAFzA (iber den Verbleib der Gegenstande im Rahmen der
Verwendungsnachweisprifung.

Grundsatzlich kdnnen Gegenstande nur fir eine hundertprozentige Nutzung im Vorhaben angeschafft
werden, eine fiir das Vorhaben nur anteilige Nutzung von Gegenstanden ist grds. nicht vorgesehen. Die
beschafften Gegenstdande miissen gegebenenfalls inventarisiert werden (vgl. 5.5.3).

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente (vgl. 2.13) kdnnen zu Kiirzungen der geltend
gemachten Ausgaben bis zur vollen Hohe fiihren.

C.1 Reise- und Ubernachtungskosten (Realkosten)

Férderfahig sind nur Reise- und Ubernachtungskosten fiir die Tandem-Qualifizierung und die
Prozessbegleitung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Reisekosten der Honorarkrafte sind tber die
Honorarausgaben abgegolten.

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente (vgl. 2.13) kdnnen zu Kirzungen der geltend
gemachten Ausgaben bis zur vollen Hohe fiihren.

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das BAFzA als
bewilligende Behorde nach einer Prifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den Vorhabentrager
vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als forderfahige Ausgaben
anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten glaubhaft dargelegt werden kann.

Unvermeidbarkeit ist als Nachweiskriterium nicht vorrangig auf die Teilnehmenden bezogen. Die
Unvermeidbarkeit definiert sich dartiber, dass Stornokosten grundsatzlich dann als zuwendungsfahig
anerkannt werden kdnnten, wenn die begriindete Absage eines Teilnehmenden so kurzfristig erfolgt,
dass eine kostenfreie Stornierung des Seminarplatzes [Hotel, Tagungsstatte, Reisekosten, Kosten fiir
Trainer:innen etc.] nicht mehr moglich ist.

Der Vorhabentrager hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

e Die Bekanntgabe der Absage seitens des Teilnehmenden mit genauem Datum, wann die Absage
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eingegangen ist.
e Die entsprechend vereinbarten Buchungskonditionen mit der entsprechenden Tagungsstatte, aus
denen hervorgeht, wann die Frist flr eine kostenfreie Stornierung auslauft.

C.2 Kosten fiir Angebote zur Verbesserung der Teilhabemoglichkeiten (Realkosten)

Zuwendungsfahig sind zum Beispiel Ausgaben fiir notwendige Verbrauchsgiliter und Arbeitsmaterialien,
wie Fachblicher etc., die ausschlieRlich fir das Vorhaben genutzt werden. Bei Anschaffungen ab 100 €
empfehlen wir die Erforderlichkeit vor der Anschaffung schriftlich gegeniiber dem BAFzA zu begriinden.

Eine Abgrenzung zu Materialkosten der Geschaftsfliihrung und Verwaltung, die Gber die
Verwaltungskostenpauschale abgegolten sind, ist zwingend nachvollziehbar vorzunehmen.

Grundsatzlich sollten Sachausgaben bereits im Antrag aus der fachlich-inhaltlichen Konzipierung
ersichtlich sein.

C.3 Offentlichkeitsarbeit (Realkosten)

Ausgaben zur Erstellung sdmtlicher Materialien der vorhabenbezogenen Offentlichkeitsarbeit, z. B. Flyer,
Broschiiren, Plakate, Visitenkarten, Informationsveranstaltungen, Presse- und Rundfunkartikel, Erstellen
von Webauftritten, die Ausgaben fur Auftakt- und Abschlussveranstaltungen und andere
offentlichkeitswirksame Veranstaltungen, sind zuwendungsfahig und sorgfaltig und vorausschauend zu
kalkulieren.

Die Materialien zur Offentlichkeitsarbeit miissen vor der Nutzung und/oder Verbreitung entsprechend
den Bestimmungen des Merkblattes zur Offentlichkeitsarbeit und Publizitatspflicht im Rahmen der ESF-
Programmedes BMBFSFJ in der Forderperiode 2021-2027 genehmigt und freigegeben werden. Daher
missen die Materialien der fachlich-inhaltlichen Begleitung mit einer ausreichenden Vorlauf- zeit vor
Druck/Herstellung vorab zur Freigabe vorgelegt werden.

D. Verwaltungskostenpauschale

Gem. Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 wird im Programm ein Pauschalsatz von 7
% auf die forderfahigen direkten Kosten gewdahrt, um die forderfahigen Verwaltungs- und Gemeinkosten
der Vorhaben abzudecken.

Dabei zdhlen zu den direkten Kosten als Bezugsgrofe fiir die Berechnung der
Verwaltungskostenpauschale die als Einheitskosten abgerechneten Personalausgaben ohne
Personalgestellung sowie die Sachausgaben.

Alle Verwaltungs- und Gemeinkosten der jeweiligen Vorhaben werden durch die Pauschale abgegolten.

Firalle in der Verwaltungskostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben missen abweichend von Nr. 6
der BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird der
Pauschalbetrag in Hohe von 7 % automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und im Rahmen
der Auszahlung der Férdermittel bericksichtigt.
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Personalausgaben fiir Leitungstatigkeit auf Vorhabenebene (Anteil an der Geschéftsfihrung)zahlen zu
den indirekten Personalausgaben und sind durch die Verwaltungskostenpauschaleabzudecken.

Weitere Ausgaben werden nicht gefordert, auch wenn héhere Kosten nachgewiesen werdenkdnnen. Die
Verwaltungskosten werden im Forderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die forderfahigen
direkten Kosten im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmen der Abrechnung automatisch
auch der Betrag fiir die Verwaltungskosten, weil die 7 %-Pauschale dann von einer geringeren
BezugsgroRe berechnet wird.

Bitte beachten Sie, dass die Verwaltungskostenpauschale im Falle einer Weiterleitung fiir den beim
Teilvorhabenpartner kalkulierten Betrag der direkten Personalausgaben, ausgenommen die
Personalgestellung sowie die Sachausgaben, in entsprechender Hohe weitergegeben werden muss.

Uber die Verwaltungskostenpauschale werden, neben den unter Nr. 5.6 genannten Positionen, unter
anderem folgende forderfahige und vorhabenbezogene Ausgaben abgegolten:

e vorhabenbezogene Dienstreisen von Geschéaftsfiihrung und Verwaltung

e Ausgaben fir die Berufsgenossenschaft flir Geschaftsfiihrung, Verwaltung

e Gebihren (z.B. Rundfunkgebiihren/GEMA)

e Ausgaben fiir Archivierungs- und Sozialraume u. a.

e Auf Grund der Abgeltung liber die Verwaltungskostenpauschale ist keine direkte Abrechnung
moglich

9.18.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 5.2 der Forderrichtlinie kann die Kofinanzierung in Form von Geldleistungen oder durch
Sachmittel bzw. geldwerte Leistungen erfolgen, wobei als Sachmittel/geldwerte Leistungen nur die in der
Forderrichtlinie genannte Personalgestellung sowie Lehrerdeputatemaglich sind.

GemaR Nr. 4 der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager grundsatzlich Gber die
Personalgestellung zu erbringen. Dies sind Ausgaben flr Personal desVorhabentréagers/
Teilvorhabenpartners, das fir die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist (Personalgestellung).

Geldleistungen sind ebenso moglich und grundsétzlich durch eigene 6ffentliche/ private Mittel
(Eigenmittel) zu erbringen, konnen aber auch durch Drittmittel erbracht werden. Zulassige Drittmittel sind
andere o6ffentliche Mittel (z.B. Landesmittel) sowie nicht-6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel
nicht dem ESF Plus oder anderen EU-Fonds entstammen.

Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF Plus-Mittel sowie nationale 6ffentliche Mittel und /oder
nationale private Mittel) ist vom Vorhabentrager im Finanzierungsplan darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung ist bei Antragstellung durch eine Erklarung zu belegen. Aus der
Erklarung muss die Hohe der zur Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum, fir den die Mittel zu
Verfligung stehen, eindeutig und nachvollziehbar hervorgehen. Die als Kofinanzierung anzurechnenden
Mittel missen einen nachweislich direkten und unmittelbaren Bezug zum umgesetzten ESF-Plus-
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Vorhaben haben. Fiir die Erklarung ist das entsprechende Formular , Kofinanzierungserklarung” zu
verwenden.

Die erforderlichen, verbindlichen Zusagen zur Kofinanzierung und zu Kooperationen sind grundsétzlich
mit dem Antrag einzureichen. Dabei ist/sind mit Antragstellung jedenfalls die verbindliche(n)
Kofinanzierungserklarung(en) fir das erste Haushaltsjahr vorzulegen. Fir dieFolgejahre sind wenigstens
Absichtserklarungen mit dem Antrag einzureichen. Hierzu sind zwingend die bereitgestellten Formulare
»,Kofinanzierungserklarung” und die Muster- Kooperationsvereinbarungen zu nutzen.

Anderungen im Finanzierungsplan kénnen zu jeder Zeit im Bewilligungszeitraum im Rahmen der
Vorgaben der VV zu § 44 BHO vorgenommen werden. Hierzu ist ein Anderungsantrag imFérderportal zu
stellen.

9.18.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss

Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:
e F 1.1 Bundesmittel

e F 1.2 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) -Kommunale Mittel

e F 1.3 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) -Kommunale Mittel

e F 1.4 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) -Landesmittel

e F 1.5 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Sonstige

e F 1.6 Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) —Sonstige

e F 2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss (Eigenmittel privat)

e F 2.2 Kofinanzierung mit Geldfluss (Drittmittel privat)

Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen missen im beantragten Vorhaben zurallgemeinen
Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden. Geldleistungen
kdénnen nicht im Vorfeld fiir konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.18.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Die Kofinanzierung ohne Geldfluss kann in Form von Personalgestellung oder Lehrerdeputatstunden
eingebracht werden. Als Kofinanzierung ohne Geldfluss steht dafiir im Forderportal folgende Position
zur Verflgung:

e F 1.7 Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich)
e F 2.3 Kofinanzierung - Personalgestellung (privat)

Die Abrechnung von Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt Giber
Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A.
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9.19

ZuMe — Zusammenhalt starken — Menschen verbinden

Fiir das Programm ,ZuMe" gelten ergdanzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen

(Nr. 1 —8) folgende besondere Bestimmungen:

9.19.1 Forderfahige Ausgaben

Fiir den Aufbau beziehungsweise fiir die Verstarkung von kommunalen Strukturen (vgl. Nr. 2. A der

Forderrichtlinie) und fiir die Verbesserung der sozialen Teilhabe und Arbeitsmarktchancen der

Zielgruppe (vgl. Nr. 2. B der Forderrichtlinie) sind nachfolgende Ausgaben zuwendungsfahig.

Die forderfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:

direkte Personalausgaben/Personalgestellung (Kosten je Einheit)

Honorare (Realkosten)

Pauschale (Restkostenpauschale)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn diese

beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines

Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung méglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensitze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr.

2021/1060 als Kosten je Einheit, die fur den gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt werden,

abgerechnet. Bei der Abrechnungsmethode , Kosten je Einheit” werden feststehende

Einheitskostensatze (hier: Stundensatze) mit der Anzahl der monatlich nachgewiesenen Einheiten (hier:

Produktivstunden) multipliziert und abgerechnet.

Aus den konkreten Tatigkeiten im Vorhaben, den vorhandenen Qualifikationen und dem vereinbarten

Entgelt ergibt sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betrachtkommt.

Diese Téatigkeiten/Personengruppen sind folgendermaRen der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes

und den Anforderungen gemal3. 5.2.1 der Forderrichtlinie entsprechend dem TV6D-Bund zugeordnet:

Laufbahn- Tatigkeiten im Anforderung

gruppe nach Programm

TV6D-Bund

Gehobener Dienst, | Siehe Nr. 5.2.1. der | Bei Vorliegen eines Fachhochschul- oder Hochschulabschlusses
EG9b-EG 11 Forderrichtlinie (Bachelor, Diplomgrad mit dem Zusatz ,,Fachhochschule” (,,FH")

Etablierung der
Angebote
Netzwerktatigkeit

oder ein anderer gleichwertiger Abschlussgrad) und unter
Bericksichtigung der definierten Anforderungen im Stellenprofil ist
eine Eingruppierung im Rahmen der Entgeltgruppen EG 9b bis EG
11 TV6D Bund moglich. Bei der Antragstellung ist ein
entsprechender Nachweis liber

ein verwaltungsrechtliches, sozial-, gesundheits-, politik-,
geisteswissenschaftliches oder juristisches Studium einzureichen.
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Die Aufzahlung ist bzgl. der Tatigkeiten nicht abschlieRend.

Ausgaben fiir Personal, dessen Tatigkeit, Arbeitsplatzbeschreibung und Qualifikation dem einfachen und
mittleren Dienst (gemaR TVOD Bund) entspricht, konnen im Vorhaben nicht als direkte
Personalausgaben abgerechnet werden.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration (allgemein fiir den Vorhabentrager und beziglich des
Projektes ZuMe) sind mit der Restkostenpauschale abgegolten und kénnen daher nicht zuséatzlich als
direkte Personalausgaben abgerechnet werden.

Als direkte Personalausgaben diirfen ausschliefSlich Ausgaben flir Personal mit Koordinierungsaufgaben
und Personal, das mit der Umsetzung der Angebote der Einzelziele der Buchstaben A und B eingesetzt
ist, beim Vorhabentrager bzw. beim Teilvorhabenpartner kalkuliert und abgerechnet werden.
Voraussetzung fiir die Kalkulation und Abrechnung ist, dass das Personal beim Vorhabentrager bzw.
Teilvorhabenpartner in einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in einem
Beamtenverhaltnis steht bzw. einen vergleichbaren Status bei diesem hat.

Beamte und sonstige 6ffentliche Bedienstete sind durch eine schriftliche Aufgabeniibertragung der
zustandigen Behorde (Abordnung) dem Vorhaben zuzuweisen. Fir nicht-6ffentlich Beschaftigte ist eine
schriftliche Aufgabeniibertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu Arbeitsvertragen erforderlich. In
beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF Plus-Vorhaben entfallt, korrekt
ausgewiesen werden. Nutzen Sie hierfiir das durch das BAFzA zur Verfligung gestellte Formular fir die
Prufung von neuem Personal , Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen” oder fiir Veranderungen beim
Personal ,Anderung zum Personaleinsatz”.

Fiir jede einzelne Personalstelle sind die zugehdrigen Personalausgaben zu ermitteln, nachzuweisen und
jeweils im Forderportal zu vermerken. Pauschalen oder kumulierte Angaben zum Gesamtpersonal
werden nicht anerkannt.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist zwingend das vom Arbeitgeber unterschriebene Formular
»Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen” vorzulegen, aus dem sich die Zuordnung zum Vorhaben
ergibt. Dies gilt auch in Bezug auf Mitarbeitende, die vollsténdig, also zu 100 Prozent, dem Vorhaben
zugeordnet sind. Das unterschriebene Formular sowie die dazugehorige schriftliche
Aufgabeniibertragung sind dem BAFzA mit dem Antrag, spatestens aber zu Beginn der Forderung,
vorzulegen bzw. unverziiglich nachzureichen. Im Falle von Personalveranderungen (z. B. neues Personal,
Aufstockung / Abstockung des Vorhabenanteils oder der gesamten Arbeitszeit) muss das Formular
»Anderung zum Personaleinsatz” dem BAFzA jeweils vor der nichsten Abrechnung der
Personalausgaben vorgelegt werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im Kalenderjahr jedoch
Uber- oder Unterschreitungen der Produktivstunden in einzelnen Monaten méglich.

Fir alle im Vorhaben beschaftigten Personen sind monatliche Stundennachweise entsprechend der
Vorlage zu fihren. Es kdnnen nur solche vorhabenbezogenen Stunden als Personalausgaben
abgerechnet werden, die mit einem unterschriebenen Stundennachweis bestatigt werden. Es ist der
Vordruck des BAFzA fiir den Stundennachweis zu verwenden.

Im Forderportal ist fiir direkte Personalausgaben die Unterkostenarten ,Direkte Personal- ausgaben-
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Projektkoordination” oder ,Direkte Personalausgaben-Projektpersonal” auszuwahlen. Fiir beide
Unterkostenarten ist zu beachten, ob der hohe oder niedrige Kosten je Einheit — Satz zu wahlen ist.

Personalstelle mit koordinierendem Anteil

Die Personalstelle mit koordinierendem Anteil ist grundsatzlich beim Vorhabentrager zu verankern. Die
Personalstelle mit koordinierendem Anteil ist fiir die Projektleitung zustandig und fungiert als zentrale
Ansprechperson. Zudem ist diese Stelle fiir die passgenaue Etablierung der Angebote im Vorhaben
zustandig (s. Nr. 5.2.1.1 der Forderrichtlinie ,,Einrichtung einer Personalstelle mit koordinierendem
Anteil”).

Personalgestellung

Im Forderportal ist flir Ausgaben - Personalgestellung die Unterkostenart ,,Personalgestellung —

Projektkoordination” oder ,Personalgestellung — Projektpersonal” auszuwahlen. Fir beide
Unterkostenarten ist anzugeben, ob die Personalgestellung privat oder 6ffentlich ist. Dartiber hinaus ist

ebenfalls der hohe oder niedrige Kosten je Einheit — Satz zu wahlen.

Personalausgaben ohne Geldfluss (Personalgestellung) werden analog zu direkten Personalausgaben auf
Grundlage von Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit
gewahrt (vgl. Nr. 5.2.1 Férderrichtlinie).

A. 1. Zuordnung zu den Einheitskostensitzen

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist ein Mindestgehalt — das Jahres-Arbeitgeber-
Bruttogehalt (Jahres- AG-Brutto) — nachzuweisen.

Fiir die gehobene Laufbahn mit Eingruppierung in TVOD Bund EG 9b bis EG 11 ergibt sich ein niedriger
und ein hoher Einheitskostensatz. Voraussetzung fir die Abrechnung anhand des niedrigen
Einheitskostensatzes ist, dass das festgelegte Mindestgehalt (Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt)
Uberschritten wird.

Liegt das Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt Giber dem fiir die Laufbahngruppe festgelegten Grenzwert,
kann der hohe Einheitskostensatz abgerechnet werden.

Aus folgender Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt und der Grenzwert sowie die abrechenbaren
Einheitskostensatze fir direktes Personal sowie Personalgestellung:

Laufbahngruppe Mindestgehalt AG- Niedriger Grenzwert AG Brutto (nur| Hoher
nach TVOD Bund Brutto (nur Einheits- zuwendungsfihige Einheits-
zuwendungsfihige kostensatz Bestandteile) kostensatz

Bestandteile)

Jahr Stunde Jahr Stunde

EG 9b - EG11 43.429,08€ 39€ 71.380,00 € 44 €

Anpassung der Kosten je Einheit zum 01.10.2025
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Ab dem 01.10.2025 besteht die Moéglichkeit, hohere Kosten je Einheit flir Belege mit Ausgaben ab
diesem Stichtag abzurechnen. Damit die hoheren Kosten je Einheit angewendet werden kénnen, muss
das festgelegte Mindestgehalt tiberschritten sein.

Aus folgender Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt und der Grenzwert sowie die abrechenbaren
Einheitskostensatze fiir direktes Personal sowie Personalgestellung:

Laufbahngruppe nach| Mindestgehalt AG-Brutto | Niedriger Grenzwert AG Brutto Hoher

TVOD Bund (nur zuwendungsfahige Einheits- (nur zuwendungsfahige | Einheits-
Bestandteile) kostensatz Bestandteile) kostensatz
Jahr Stunde Jahr Stunde

EG 9b - EG11 47.732,35 € 43,50 € 78.346,00 € 47,60 €

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist grundsatzlich das tatsachlich gezahlte,
zuwendungsfahige Arbeitgeber-Bruttogehalt (AG-Brutto) maRgeblich.

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem zuwendungsfahigen
AG-Brutto zugrunde gelegt werden kénnen, sind unter Nr. 5.2.3 der Fordergrundsatze
»Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdriicklich ausgenommen sind dabei die

|ll

beiden Bestandteile ,U1 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall“ und ,, U2 Mutterschaftszuwendungen®.

Im Antrag ist das jahrliche AN-Brutto (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung) auf Basis des aktuellen
Monatsgehalts zu berechnen und lGber das Formular , Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”
darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich gezahlte
AG-Bruttogehalt (inklusive AG-Anteile zur Sozialversicherung) einmalig Gber einen vollstandigen
Zahlungsfluss nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fir jede Ausgabe, d.h. Gehalt, Lohnsteuer, SV-Beitrage, ggfls. VL,
ZVK/betriebliche Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann tiber Kontoausziige,
Kontenbl&tter aus einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtibersicht/Sammelliste sowie
Uber eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt einmalig im Rahmen der Antragstellung. Eine Anderung

Ill

ist iber einen Anderungsbescheid moglich. Hierfiir ist das Formular , Kosten je Einheit - Personal zu

verwenden. Zum Zwecke der Uberpriifung der korrekten Zuordnung zum jeweiligen Einheitskostensatz
sind dem BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei Personalveranderung einmalig folgende
Unterlagen vorzulegen:

e Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte)

e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”
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e Formular ,Anderung zum Personaleinsatz”
e Qualifikationsnachweise

e Anlage zum Arbeitsvertrag bzw. Abordnungsverfiigung (Beamte) hinsichtlich des prozentualen
Arbeitsanteils im Vorhaben

e Zahlungsfluss
e Gehaltsabrechnung

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch Personalwechsel,
Stufensteigerung oder Hohergruppierung — eine Anpassung des Einheitskostensatzes (z.B. Sprung von
dem niedrigen in den hohen Einheitskostensatz) erforderlich machen, ist dies dem BAFzA, vor der ersten
Abrechnung des neuen Einheitskostensatzes unter Vorlage der entsprechenden Nachweise unverziiglich
mitzuteilen und — bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

A. 2. Abrechnung der Kosten je Einheit

Nach Artikel 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 kénnen zur Berechnung der
Personalausgaben Stundensatze angesetzt werden. Die jahrliche Arbeitszeit betragt danach 1.720
Stunden und entspricht den produktiven Arbeitsstunden einer Vollzeitkraft, bei denendie Fehlzeiten
(Wochenenden, Feiertage, durchschnittliche Krankheitstage und durchschnittliche Urlaubstage) schon
bericksichtigt wurden.

Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensadtzen”) legt den jeweiligen abrechenbaren Stundensatz fest. Fiir die
Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Stundensatz mit den tatsachlich fur das
Vorhaben geleisteten produktiven Arbeitsstunden multipliziert.

Die vorgegebene Hohe der produktiven Jahresarbeitsstunden von 1.720 darf nicht Gberschritten werden.
Fir Teilzeitbeschaftigte und nicht ganzjahrig eingesetzte Beschaftigte reduziertsich die Zahl der
produktiven Jahresarbeitsstunden entsprechend ihres jeweiligen Anteils der Beschaftigung im Vorhaben.
Uberstunden, also Stunden, die bei Vollzeitbeschiftigten iiber 1.720 Stunden und bei
Teilzeitbeschaftigten iber die im Arbeitsvertrag geregelte, jeweilige Gesamtstundenzahl hinausgehen,
kénnen nicht abgerechnet werden. Nach 1.720 Stunden ist die maximal abrechenbare
Produktivstundenanzahl fiir das jeweilige Kalenderjahr erreicht.

Firalle Mitarbeitenden im Vorhaben ist ein individueller Stundennachweis als Nachweis tiberdie
tatsachlich geleisteten Stunden im Vorhaben zu fiihren. Der Stundennachweis wird als
zahlungsbegriindende Unterlage vorgelegt oder im Férderportal eingestellt. Zur Abrechnungder
Einheitskosten ist das Formular ,,Stundennachweis Personalausgaben” zu verwenden.

GemadR Nr. 6.2.3 der BNBest-P-ESF-Bund sowie Nr. 6.4.1 der BNBest-GK-ESF-Bund ist kein laufender
Nachweis iber die Hohe der tatsdchlichen Personalausgaben zu erbringen. Als Nachweis fiir die korrekte
Einstufung und den Einsatz des Personals dient die unter ,A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”
festgelegte Dokumentation.
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B. Honorare

Die Abrechnung von Honorarkosten erfolgt nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a der
Verordnung VO (EU) Nr. 2021/1060 nach dem Realkostenprinzip. Honorare dirfen nicht
mehr als 25 Prozent der Ausgaben der Antragstellenden fiir eigenes Personal im Projekt

ausmachen.

Honorarkrafte kénnen zur Erledigung von Teilaufgaben im Projekt eingesetzt werden.

Samtliche Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten

in Zusammenhang mit der Honorarleistung sind im Honorarvertrag und in der Rechnung

separat auszuweisen. Diese konnen nicht direkt abgerechnet werden, sondern fallen unter

die Restkostenpauschale.

Honorarvertrage dirfen nur mit natirlichen Personen abgeschlossen werden.

Honorarvertrage fallen unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem Abschluss von

Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (siehe Nr. 5.3 und Nr.

5.4 der Fordergrundsatze).

Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag geschlossen werden. Honorare sind Ausgaben, die fiir die

Erbringung einer Dienstleistung oder im Ausnahmefall die Herstellung eines Werkes gezahlt werden.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form. Ein Honorarvertrag in Form eines Dienst- bzw.

Dienstleistungsvertrag muss mindestens enthalten:

Namen der Vertragspartner;
Laufzeit des Honorarvertrags;

Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im
Vorhaben (Vertragsgegenstand/ Grund der Beschéftigung);

Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage;
Honorar pro Stunde (ohne Sachausgaben und Reisekosten);

Voraussichtliche Gesamtsumme der reinen Honorarleistungen (ohne Sachausgaben
und Reisekosten);

separate Ausweisung sdmtlicher Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur,
Materialaufwand) und Reisekosten.

Ein Honorarvertrag, der die Erstellung eines Werkes umfasst, muss mindestens enthalten:

Namen der Vertragspartner;
Konkrete Beschreibung des zu erstellenden Werkes (Vertragsgegenstand);
Gesamtsumme der Honorarvergiitung (ohne Sachausgaben);

separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von
Infrastruktur, Materialaufwand);

Verfahren zur Abnahme des fertiggestellten Werks;
Fristen (Vereinbarung von Fertigstellungs-, Liefer- und Abnahmefristen)
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Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrungen und sozialversicherungspflichtig beschaftigte
Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentrigers bzw. Teilvorhabenpartner sind nicht
zuwendungsfahig.

Die Finanzierung der Personalstelle mit koordinierendem Anteil Gber Honorare ist ebenfalls
ausgeschlossen.

Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen missen zum Nachweis der Honorarausgaben im Rahmen
der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen werden:

- Honorarvertrag

- Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)

- Honorarrechnung (mit jeweils separater Ausweisung der reinen Honorarausgaben,
Sachausgaben und Reisekosten)

- Stundennachweis
- Zahlungsflussnachweis
- Ggf. Teilnehmendenliste

- Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kdnnen zu Kiirzungen der geltend gemachten
Ausgaben bis zur vollen Hohe fihren.

Aufwandsentschadigung fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich kénnen lber die Kostenart Honorare auch Aufwandsentschadigungen fiir ehrenamtlich
durchgefihrte Tatigkeiten im Programm gefordert werden. Die Umsetzung der Einzelziele A und B kénnen
durch die ehrenamtliche Tatigkeit begleitet werden. Eine vollstindige Umsetzung eines Einzelziels
ausschlieBlich durch ehrenamtlich Tatige ist nicht zuldssig. Eine Abrechnung kann bis zum 31.12.2025 bis
zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 840,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem
maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 960,00 € (Ehrenamtspauschale) bzw. bis zum 31.12.2025 bis
zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 3.000,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem
maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 3.300,00 € (Ubungsleiterpauschale) erfolgen.

Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3
Nr. 26, 26a EStG) erfillt sind und folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:
= Honorarvertrag
= Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
= Rechnung der Honorarkraft
= Stundennachweis
= Nachweis des Zahlungsflusses
= Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)
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Ehrenamtlich Tatige:
e Ehrenamtsvertrag
e Stundennachweis
e Nachweis des Zahlungsflusses

Samtliche Sachausgaben (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale kdnnen, analog zur Abrechnung von
Honoraren, nicht direkt abgerechnet werden, sondern fallen unter die Restkostenpauschale.

Stornokosten

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das BAFzA als
bewilligende Behorde nach einer Prifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den Vorhabentrager
vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als forderfahige Ausgaben
anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten glaubhaft dargelegt werden kann.

Unvermeidbarkeit ist als Nachweiskriterium nicht vorrangig auf die Teilnehmenden bezogen. Die
Unvermeidbarkeit definiert sich dartiber, dass Stornokosten grundsatzlich dann als zuwendungsfahig
anerkannt werden kénnen, wenn die begriindete Absage einer/s oder mehrerer Teilnehmenden so
kurzfristig erfolgt, dass eine kostenfreie Stornierung der Honorarleistung nicht mehr moglich ist.

Der Vorhabentrager hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

e Die Bekanntgabe der Absage seitens des Teilnehmers/ der Teilnehmerin mit genauem Datum,
wann die Absage eingegangen ist.

¢ Die entsprechend vereinbarten Buchungskonditionen mit der entsprechenden Honorarkraft, aus
denen hervorgeht, wann die Frist fir eine kostenfreie Stornierung auslauft.

C. Restkostenpauschale

Gem. Artikel 56 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 wird im Programm ein Pauschalsatz von 20
% auf die direkten Personalkosten, Personalgestellung und Honorarkosten gewdhrt, um die
forderfahigen Verwaltungs- und Gemeinkosten der Vorhaben abzudecken.

Alle Verwaltungs- und Gemeinkosten sowie Ausgaben fiir Aktivitaten der jeweiligen Vorhaben werden
durch die Pauschale abgegolten.

Firalle in der Restkostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben miissen abweichend von Nr. 6 der
BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird der
Pauschalbetrag in Hohe von 20 % automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und im
Rahmen der Auszahlung der Férdermittel berticksichtigt.

Weitere Ausgaben werden nicht geférdert, auch wenn hohere Kosten nachgewiesen werden kdnnen.
Die Restkosten werden im Forderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die forderfahigen direkten
Kosten im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmender Abrechnung automatisch auch der
Betrag fiir die Restkosten, weil die 20 %-Pauschale dann von einer geringeren Bezugsgrofie berechnet

131



wird.

Bitte beachten Sie, dass die Restkostenpauschale im Falle einer Weiterleitung fiir denbeim
Teilvorhabenpartner kalkulierten Betrag der direkten Personalausgaben, die Personalgestellung sowie
die Honorarkosten, in entsprechender Héhe weitergegeben werden muss.

9.19.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 5.1 der Férderrichtlinie (Anderung der Férderrichtlinie vom 15.12.2023) ist die
Kofinanzierung durch den Vorhabentrager grundsatzlich als Geldleistung zu erbringen, kann aber auch
durch Ausgaben fiir Personal des Vorhabentrégers/ Teilvorhabenpartners erbracht werden, das
nachweislich fur die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist (Personalgestellung).

Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene Mittel (Eigenmittel) zu erbringen, kénnen aber auch
durch Drittmittel erbracht werden. Zulassige Drittmittel sind andere 6ffentliche Mittel (z.B. kommunale
oder Landesmittel) sowie nicht 6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht dem ESF Plus oder
anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF Plus-Mittel sowie
nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom Vorhabentrager im
Finanzierungsplan darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung ist bei Antragstellung durch eine verbindliche Erklarung zu belegen. Aus
der Erklarung missen die Art und Hohe der zur Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum, fir den
die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig und nachvollziehbar hervorgehen. Die als Kofinanzierung
anzurechnenden Mittel missen einen nachweislich direkten und unmittelbaren Bezug zum umgesetzten
ESF Plus-Vorhaben haben. Die Erklarung der Vorhabentrdger und Teilvorhabenpartner erfolgt tGiber die
Eintragung im Finanzierungsplan in Z-EU-S. Fiir Drittmittelgeber, die Kofinanzierung einbringen, ist das
Formular , Kofinanzierungserklarung” zu verwenden. Die erforderlichen verbindlichen Zusagen zur
Kofinanzierung sind grundsatzlich mit dem Antrag vor Bewilligungsbeginn zu geben.

Anderungen im Finanzierungsplan kénnen zu jeder Zeit im Bewilligungszeitraum im Rahmen der
Vorgaben der VV zu § 44 BHO vorgenommen werden. Hierzu ist ein Anderungsantrag im Férderportal zu
stellen.

9.19.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss
Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:
= Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Kommunale Mittel

= Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) - Kommunale
Mittel

= Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Landesmittel
= Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Sonstige
= Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) - Sonstige

= Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Eigenmittel)
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= Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Drittmittel)

Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur allgemeinen
Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden. Geldleistungen
kénnen nicht im Vorfeld fiir konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.19.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Die Kofinanzierung ohne Geldfluss kann in Form von Personalgestellung eingebracht werden. Als
Kofinanzierung ohne Geldfluss steht dafiir im Forderportal folgende Position zur Verfligung:

= Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektkoordination
= Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektpersonal
= Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektkoordination

= Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektpersonal
Hier ist ebenfalls der hohe oder niedrige Kosten je Einheit - Satz zu wahlen.

Die Abrechnung von Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt iber
Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.

9.20 Integrationskurs mit Kind Plus: Perspektive durch Qualifizierung

Fiir das Programm gelten ergdnzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen (Nr. 1 —
8 der Fordergrundsatze fir die Bewilligung von Zuwendungen aus dem ESF Plus in der Férderperiode
2021-2027) folgende besondere Bestimmungen:

9.20.1 Forderfahige Ausgaben

Fir die Qualifizierung der Kinderbeaufsichtigungspersonen (vgl. Nr. 2.2 der Férderrichtlinie) sowie die
Beschaftigung der Kinderbeaufsichtigungspersonen (vgl. Nr. 2.3 der Férderrichtlinie) sind nachfolgende
Ausgaben zuwendungsfahig.
Die forderfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:

¢ direkte Personalausgaben (Kosten je Einheit)

¢ Sachausgaben fiir die Teilnahmegebilhren der Qualifizierung (Realkostenprinzip)

¢ Pauschale (Verwaltungskostenpauschale)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn diese
beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung méglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensatze)

Direkte Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU)
Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit, die fiir den gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt werden,
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abgerechnet. Bei der Abrechnungsmethode ,Kosten je Einheit” werden feststehende
Einheitskostensatze (hier: Stundensatze) mit der Anzahl der monatlich nachgewiesenen Einheiten (hier:
Produktivstunden) multipliziert und abgerechnet.

Aus den vorhandenen Qualifikationen (Qualifizierung in der Kindertagespflege absolviert bzw.
Qualifikation zur padagogischen Fachkraft vorliegend oder ohne entsprechende Qualifizierung) ergibt
sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betracht kommt.

Forderfahig ist ausschlieRlich die Tatigkeit der Beaufsichtigung von Kindern im nicht-schulpflichtigen
Alter, wenn noch kein Angebot im Regelsystem genutzt werden kann, fir die Dauer der Teilnahme der
Sorgeberechtigten an einem Integrationskurs.

Die Aufzahlung ist bzgl. der Tatigkeiten und Personalgruppe abschlieRend.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration (allgemein fiir den Vorhabentrager und beziglich des
Projekts IntmiKi Plus) und Vertretungen der beschaftigten Beaufsichtigungspersonen sind mit der
Verwaltungskostenpauschale abgegolten und kénnen daher nicht als Personalausgaben abgerechnet
werden.

Fiir Beschaftigte ist eine schriftliche Aufgabenlbertragung in Arbeitsvertragen bzw. Anlagen zu
Arbeitsvertragen erforderlich. In beiden Fallen muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF Plus-
Vorhaben entféllt, korrekt ausgewiesen werden. Die geférderten Stellen betragen grundsatzlich
mindestens 25 Prozent einer Vollzeitstelle.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist zwingend das vom Arbeitgeber unterschriebene Formular
»,Bestatigung zum Personaleinsatz” vorzulegen, aus dem sich die Zuordnung zum Vorhaben ergibt. Dies
gilt auch in Bezug auf Mitarbeitende, die vollstandig, also zu 100 Prozent, dem Vorhaben zugeordnet
sind. Das unterschriebene Formular sowie die dazugehorige schriftliche Aufgabenibertragung sind der
GSUB mbH mit dem Antrag, spatestens aber zu Beginn der Forderung vorzulegen bzw. unverziglich
nachzureichen. Bei jeder Abrechnung der Personalausgaben ist zu bestatigen, dass der feste
Projekteinsatz unverandert fortbesteht (vgl. Nr. 5.2.4 der Fordergrundsétze fir die Bewilligung von
Zuwendungen aus dem ESF Plus in der Férderperiode 2021-2027). Im Falle von Personalverdanderungen
(z. B. neues Personal, Aufstockung / Abstockung des Vorhabenanteils oder der gesamten Arbeitszeit)
muss das Formular der GSUB mbH jeweils vor der ndachsten Abrechnung der Personalausgaben vorgelegt
werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im Kalenderjahr jedoch Uber- oder Unterschreitungen
in einzelnen Monaten moglich.

Fir alle im Vorhaben beschaftigten Personen sind monatliche Stundennachweise entsprechend der
Vorlage zu fihren. Es kdnnen nur solche vorhabenbezogenen Stunden als Personalausgaben
abgerechnet werden, die mit einem unterschriebenen Stundennachweis bestatigt werden. Es ist der
Vordruck der GSUB mbH fiir den Stundennachweis zu verwenden.

Im Forderportal ist fiir direkte Personalausgaben die Unterkostenarten ,Direkte Personalausgaben-zu
qualifizierende Beaufsichtigungsperson” oder , Direkte Personalausgaben-qualifizierte
Beaufsichtigungsperson® auszuwahlen. Fiir beide Unterkostenarten ist die entsprechende , Kosten je
Einheit — Pauschale” zu wahlen.
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A.1 Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist das Vorliegen einer Qualifizierung zur
Kindertagespflegeperson im Umfang von mindestens 160 Unterrichtseinheiten nach DJI Curriculum
(oder vergleichbar) oder QHB maligeblich. Sofern die fiir die Beaufsichtigungsperson nachgewiesene
Qualifikation im Fachkraftekatalog fir KiTas des jeweiligen Bundeslands gelistet ist, kann diese ebenfalls
entsprechend TVOD S4 oder analog eingruppiert werden. Die Verpflichtung zur Teilnahme der Person an
der Qualifizierung zur Kindertagespflegeperson bleibt hiervon unberiihrt. Fir die Forderfahigkeit ist ein
Mindestgehalt — das Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt (Jahres- AG-Brutto) — nachzuweisen.

Aus folgender Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt sowie die abrechenbaren Einheitskostensatze fir
direktes Personal:

Stellenbezeichnung Eingruppierung Mindestvergltung Einheitskostensatz

zu qualifizierende TV6D S2 oder analog | 41.035,17 Euro 27,00 Euro
Beaufsichtigungsperson

qualifizierte TV6D S4 oder analog | 46.729,65 Euro 32,00 Euro
Beaufsichtigungsperson

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem zuwendungsfahigen
AG-Brutto zugrunde gelegt werden kénnen, sind unter Nr. 5.2.3 der Fordergrundsatze fir die
Bewilligung von Zuwendungen aus dem ESF Plus in der Forderperiode 2021-2027 ,, Zuwendungsfahige
Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdriicklich ausgenommen sind dabei die Bestandteile ,U1
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall” und ,, U2 Mutterschaftszuwendungen®.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt einmalig im Rahmen der Antragstellung und gilt
grundsatzlich fur die gesamte Laufzeit des Vorhabens. Hierfiir ist das Formular ,Kosten je Einheit -

Personal” zu verwenden. Zum Zwecke der Uberpriifung der korrekten Zuordnung zum jeweiligen
Einheitskostensatz sind der GSUB mbH im Rahmen der Antragstellung oder bei Personalverdanderung

einmalig folgende Unterlagen vorzulegen:

¢ Qualifikationsnachweise (sofern einschlagig),
Formular ,Bestatigung zum Personaleinsatz”

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch Personalwechsel oder
Absolvierung der Qualifizierung — eine Anpassung des Einheitskostensatzes (z. B. Sprung von dem
niedrigen in den hohen Einheitskostensatz) erforderlich machen, ist dies der GSUB mbH vor der ersten
Abrechnung des neuen Einheitskostensatzes, unter Vorlage der entsprechenden Nachweise
unverziiglich mitzuteilen und — bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

A.2. Abrechnung der Kosten je Einheit

Nach Artikel 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 kénnen zur Berechnung der
Personalausgaben Stundensatze angesetzt werden. Die jahrliche Arbeitszeit betragt danach 1.720
Stunden und entspricht den produktiven Arbeitsstunden einer Vollzeitkraft, bei denen die Fehlzeiten
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(Wochenenden, Feiertage, durchschnittliche Krankheitstage und durchschnittliche Urlaubstage) schon
bericksichtigt wurden.

Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensédtzen”) legt den jeweiligen abrechenbaren Stundensatz fest. Fiir die
Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Stundensatz mit den tatsachlich fir das
Vorhaben geleisteten produktiven Arbeitsstunden multipliziert.

Die vorgegebene Hohe der produktiven Jahresarbeitsstunden von 1.720 darf nicht Gberschritten
werden. Fir Teilzeitbeschaftigte und nicht ganzjahrig eingesetzte Beschaftigte reduziert sich die Zahl der
produktiven Jahresarbeitsstunden entsprechend ihres jeweiligen Anteils der Beschaftigung im
Vorhaben. Uberstunden, also Stunden, die bei Vollzeitbeschiftigten iiber 1.720 Stunden und bei
Teilzeitbeschaftigten Gber die im Arbeitsvertrag geregelte, jeweilige Gesamtstundenzahl hinausgehen,
kénnen nicht abgerechnet werden.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist ein individueller Stundennachweis als Nachweis liber die
produktiven Arbeitsstunden im Vorhaben zu fihren. Der Stundennachweis wird als
zahlungsbegriindende Unterlage vorgelegt und im Férderportal eingestellt. Zur Abrechnung der
Einheitskosten ist das Formular ,,Stundennachweis Personalausgaben” zu verwenden. Als produktive
Arbeitsstunden sind die Beaufsichtigungsstunden wahrend der Dauer des bedarfsbegriindenden
Integrationskurses definiert, zuziiglich einer Ubergabezeit von pauschal 0,5 Stunden pro Arbeitstag und
beaufsichtigter Gruppe. Die Ubergabezeit von 0,5 Stunden inkludiert sowohl die Ubergabe der Kinder
zum Beginn als auch am Ende des Integrationskurses. Fiir die Abrechnung der produktiven
Arbeitsstunden gilt, dass mindestens ein Kind in dem entsprechenden Zeitraum beaufsichtigt werden
muss. Mit dem Stundennachweis ist dies zu bestatigen.

Gemal Nr. 6.2.3 der BNBest-P-ESF-Bund sowie Nr. 6.4.1 der BNBest-GK-ESF-Bund ist kein laufender
Nachweis Uiber die Hohe der tatsachlichen Personalausgaben zu erbringen. Als Nachweis fiir die korrekte
Einstufung und den Einsatz des Personals dient die unter ,A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”
festgelegte Dokumentation.

B. Sachausgaben (Qualifizierung)

Sofern eine Teilnahme an einer 6ffentlich geférderten Qualifizierung in der Kindertagespflege nicht
innerhalb eines Jahres (= Beginn der Qualifizierung) erfolgen kann, kdnnen im Rahmen des Programms
die Teilnahmegeblihren fiir eine entsprechende Qualifizierung in der Kindertagespflege geférdert
werden.

Bezuschusst werden die Teilnahmegebiihren in Hohe der tatsachlich erforderlichen férderfahigen
Ausgaben des Zuwendungsempfangers (= Realkostenprinzip, vgl. 5.1). Forderfahig sind
Teilnahmegebihren fir Qualifizierungen, die unter Berlcksichtigung des DJI-Curriculums oder
vergleichbarer Curricula bzw. des Kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuches (QHB) mit jeweils
mindestens 160 Unterrichtseinheiten, bzw. gemaRk DJI-Curriculum fir padagogische Fachkrafte mit 80
Unterrichtseinheiten erfolgen. Abweichungen aufgrund landesrechtlicher Regelungen zur Anzahl der
erforderlichen Unterrichtseinheiten sind im Einzelfall zu beriicksichtigen.
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Die Hohe der tatsachlichen Ausgaben ist ggf. anhand der zahlungsbegriindenden Unterlagen
(Vergabedokumentation, Vertrag und Rechnung) sowie des Nachweises der Zahlung zu belegen.
C. Verwaltungskostenpauschale

Gem. Artikel 54 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 werden indirekte zuwendungsfahige Ausgaben mit
einem Pauschalsatz von 15 Prozent der direkten Personalkosten abgedeckt. Umfasst sind férderfahige
Verwaltungs- und Gemeinkosten der Vorhaben.

Alle Verwaltungs- und Gemeinkosten der jeweiligen Vorhaben werden durch die Pauschale abgegolten.

Fir alle in der Verwaltungskostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben miissen abweichend von Nr. 6
der BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird der
Pauschalbetrag in Hohe von 15 Prozent automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und im
Rahmen der Auszahlung der Férdermittel bericksichtigt.

Weitere Ausgaben werden nicht geférdert, auch wenn hohere Kosten nachgewiesen werden kénnen.
Die Verwaltungskosten werden im Forderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die forderfahigen
direkten Kosten im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmen der Abrechnung automatisch
auch der Betrag fiir die Verwaltungskosten, weil die 15 Prozent-Pauschale dann von einer geringeren
BezugsgroRe berechnet wird.

9.21  BELL - Bildung und Engagement ein Leben lang
Fiir das Programm ,,BELL” gelten erganzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen Regelungen
(Nr. 1 - 8) folgende besonderen Bestimmungen:
9.21.1 Forderfahige Ausgaben
Fiir die Erhohung der Bildungsaktivitaten von Menschen ab 60 Jahren, sowohl als Selbst-Lernende als
auch Wissensvermittelnde, die ihre Kompetenzen in Bildung und Engagement einbringen wollen (vgl. Nr.
2. der Forderrichtlinie) sind die nachfolgenden Ausgaben zuwendungsfahig.
Die forderfahigen Ausgaben sind aufgeteilt in:

- direkte Personalausgaben/Personalgestellung (Kosten je Einheit)

- Honorare (Realkosten)

- Pauschale (Restkostenpauschale)
Bitte beachten Sie, dass die aufgeflihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn diese
beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieBend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung moglich.
A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensitze)

Personalausgaben werden auf Grundlage von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr.
2021/1060 als Kosten je Einheit, die flir den gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt werden,
abgerechnet. Bei der Abrechnungsmethode , Kosten je Einheit” werden feststehende
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Einheitskostensatze (hier: Stundensatze) mit der Anzahl der monatlich nachgewiesenen Einheiten (hier:
Produktivstunden) multipliziert und abgerechnet.

Aus den konkreten Tatigkeiten im Vorhaben, den vorhandenen Qualifikationen und dem vereinbarten
Entgelt ergibt sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betracht kommt.

Diese Téatigkeiten/Personengruppen sind folgendermaRen der Laufbahngruppe des gehobenen und
héheren Dienstes und den Anforderungen gemaR. 5.4.1 der Foérderrichtlinie entsprechend dem TV6D-
Bund zugeordnet:
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Laufbahngruppe
nach TVoD -
Bund

Tatigkeiten im
Programm/
Personalgruppen

Anforderung

Hoherer Dienst

EG 13

Siehe Nr. 5.4.1 der
Forderrichtlinie

Projektpersonal fir
Planung, Umsetzung
und Begleitung von
Bildungs- und
Engagement-
angeboten,
Netzwerktatigkeiten,
wissenschaftliche
Begleitung

Projektkoordination,
welche als
Projektleitung und
zentrale
Ansprechperson
fungiert.

Bei Vorliegen eines Hochschulabschlusses
(Master oder gleichwertiger Abschluss) und
unter Berlicksichtigung der definierten
Anforderungen im Stellenprofil ist eine
Eingruppierung in die Entgeltgruppe E 13 TV6D
Bund moglich.

Fiir die Projektkoordination ist bei der
Antragstellung grundsatzlich ein
entsprechender Nachweis fir die
projektkoordinierende Person Uber ein,
padagogisches, geragogisches,
gerontologisches, verwaltungsrechtliches,
sozialarbeits-, sozial-, gesundheits-, politik-
oder geisteswissenschaftliches Studium
einzureichen. Andere Studiengdange werden im
Einzelfall im Kontext der beruflichen Laufbahn
gepruft.

Gehobener Dienst

EG 9b -
EG 12

Siehe Nr. 5.4.1 der
Forderrichtlinie

Projektpersonal fir
Planung, Umsetzung
und Begleitung von
Bildungs- und
Engagement-
angeboten,
Netzwerktatigkeiten,
wissenschaftliche
Begleitung

Projektkoordination,
welche als
Projektleitung und
zentrale
Ansprechperson
fungiert.

Eine Eingruppierung im Rahmen der
Entgeltgruppen EG 9 b bis EG 12 TV6D Bund ist
moglich, wenn das eingesetzte Personal
mindestens Uber einen Fachhochschul oder
Hochschulabschluss (Bachelor, Diplomgrad mit
dem Zusatz ,Fachhochschule”) oder einen
gleichwertigen Abschlussgrad verfligt.

Fir die Projektkoordination ist bei der
Antragstellung grundsatzlich ein
entsprechender Nachweis fir die
projektkoordinierende Person Uber ein,
padagogisches, geragogisches,
gerontologisches, verwaltungsrechtliches,
sozialarbeits-, sozial-, gesundheits-, politik-
oder geisteswissenschaftliches Studium
einzureichen. Andere Studiengdnge werden im
Einzelfall im Kontext der beruflichen Laufbahn
geprift.

Die Aufzahlung ist bzgl. der Tatigkeiten nicht abschlieRend.
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Ausgaben flir Personal, dessen Tatigkeit, Arbeitsplatzbeschreibung und Qualifikation dem einfachen und
mittleren Dienst (gemaR TVOD Bund) entspricht, kdnnen im Vorhaben nicht als direkte
Personalausgaben abgerechnet werden.

Personalausgaben fiir die Finanzadministration (allgemein fiir den Vorhabentrager und beziglich des
Projektes BELL) sind mit der Restkostenpauschale abgegolten und kénnen daher nicht als
Personalausgaben abgerechnet werden.

Als direkte Personalausgaben dirfen ausschlielllich Ausgaben fiir Personal mit Koordinierungsaufgaben
und Personal, das mit der Umsetzung der Angebote der Bereiche A und B oder B und C eingesetzt ist,
beim Vorhabentrager bzw. beim Teilvorhabenpartner kalkuliert und abgerechnet werden.
Voraussetzung fir die Kalkulation und Abrechnung ist, dass das Personal beim Vorhabentrager bzw.
Teilvorhabenpartner in einem sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in einem
Beamtenverhiltnis steht bzw. einen vergleichbaren Status bei diesem hat.

Fir alle Mitarbeitenden muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF Plus-Vorhaben entfallt,
korrekt ausgewiesen werden. Nutzen Sie hierfiir das durch das BAFzA zur Verfligung gestellte Formular
fir die Prifung von neuem Personal , Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen” oder fur
Verdnderungen beim Personal ,Anderung zum Personaleinsatz”.

Fiir jede einzelne Personalstelle sind die zugehdrigen Personalausgaben zu ermitteln, nachzuweisen und
jeweils im Forderportal zu vermerken. Pauschalen oder kumulierte Angaben zum Gesamtpersonal
werden nicht anerkannt.

Das unterschriebene Formular ist dem BAFzA mit dem Antrag, spatestens aber zu Beginn der Forderung
vorzulegen bzw. unverziiglich nachzureichen. Dies gilt auch in Bezug auf Mitarbeitende, die vollstandig,
also zu 100 Prozent, dem Vorhaben zugeordnet sind. Im Falle von Personalveranderungen (z. B.
Aufstockung / Abstockung des Vorhabenanteils oder der gesamten Arbeitszeit) muss das Formular
,Anderung zum Personaleinsatz” dem BAFzA jeweils vor der nichsten Abrechnung der
Personalausgaben vorgelegt werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im Kalenderjahr jedoch
Uber- oder Unterschreitungen der Produktivstunden in einzelnen Monaten méglich.

Fir alle im Vorhaben beschaftigten Personen sind monatliche Stundennachweise entsprechend der
Vorlage zu flihren. Es kdnnen nur solche vorhabenbezogenen Stunden als Personalausgaben
abgerechnet werden, die mit einem unterschriebenen Stundennachweis bestatigt werden. Es ist der
Vordruck des BAFzA fiir den Stundennachweis zu verwenden.

Im Forderportal ist fiir direkte Personalausgaben die Unterkostenarten ,Direkte Personalaus- gaben-

Projektkoordination” oder ,Direkte Personalausgaben-Projektpersonal” auszuwahlen. Fir beide
Unterkostenarten ist zu beachten, ob der hohe, mittlere oder niedrige Kosten je Einheit - Satz zu wahlen

ist.

Projektkoordination

Die Projektkoordination ist grundsatzlich beim Vorhabentrager zu verankern. Die Personalstelle mit
koordinierendem Anteil ist fiir die Projektleitung zustdndig und fungiert als zentrale Ansprechperson. (s.
Nr. 5.4.1 der Forderrichtlinie ,Direkte Personalausgaben®).
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Pro Projektkoordination ist ein Stellenanteil von bis zu 0,5 Vollzeitdquivalenten forderfahig. Pro
Kalenderjahr darf nicht mehr als dieser Anteil abgerechnet werden. Der Stellenanteil kann grds. nicht
zwischen mehreren Personen aufgeteilt werden. Je nach anfallendem Arbeitsumfang sind im
Kalenderjahr jedoch Uber- oder Unterschreitungen in einzelnen Monaten méglich.

Personalgestellung

Im Forderportal ist flir Ausgaben - Personalgestellung die Unterkostenart ,,Personalgestellung —
Projektkoordination” oder ,Personalgestellung — Projektpersonal” auszuwahlen. Fir beide
Unterkostenarten ist anzugeben, ob die Personalgestellung privat oder 6ffentlich ist. Darliber hinaus ist
ebenfalls der hohe, mittlere oder niedrige Kosten je Einheit — Satz zu wahlen.

Personalausgaben ohne Geldfluss (Personalgestellung) werden analog zu direkten Personalausgaben auf
Grundlage von Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit
gewahrt (vgl. Nr. 5.4.1 Férderrichtlinie).

A.l. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist ein Mindestgehalt — das Jahres-Arbeitgeber-
Bruttogehalt (Jahres- AG-Brutto) — nachzuweisen.

Fiir die gehobene Laufbahn mit Eingruppierung in TVOD Bund EG 9b bis EG 9c ergibt sich ein niedriger
Einheitskostensatz. Voraussetzung fiir die Abrechnung anhand des niedrigen Einheitskostensatzes ist,
dass das festgelegte Mindestgehalt (Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt) Gberschritten wird.

Liegt das Jahres-Arbeitgeber-Bruttogehalt Giber dem fiir die Laufbahngruppe festgelegten Grenzwert,
kann der mittlere bzw. hohe Einheitskostensatz abgerechnet werden, d.h. Voraussetzung fir die
Abrechnung des mittleren Einheitskostensatzes ist, dass das festgelegte Mindestgehalt (Jahres-
Arbeitgeber-Bruttogehalt) des mittleren Kosten je Einheit Satzes bei Laufbahngruppe EG 10 - EG 11
Uberschritten wird. Voraussetzung fiir die Abrechnung des hohen Einheitskostensatzes ist, dass das
festgelegte Mindestgehalt (Jahres-Arbeitsgeber-Bruttogehalt) des hohen Kosten je Einheit Satzes bei
Laufbahngruppe EG 12 — EG 13 Uberschritten wird.

Aus folgender Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt und der Grenzwert sowie die abrechenbaren
Einheitskostensatze fir direktes Personal sowie Personalgestellung:

Laufbahngruppe nach | Mindestgehalt AG- | Einheitskostensatz Pauschale
TVOD Bund Brutto (nur
zuwendungsfihige
Bestandteile)

Jahr pro Stunde
EG 9b -EG 9c 46.324,50 € 43 € niedrige
EG10-EG 11 78.260,00 € 48 € mittlere
EG12-EG 13 87.720,00 € 54 € hohe
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Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist grundsatzlich das tatsachlich gezahlte,
zuwendungsfahige Arbeitgeber-Bruttogehalt (AG-Brutto) maligeblich.

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem zuwendungsfahigen
AG-Brutto zugrunde gelegt werden kénnen, sind unter Nr. 5.2.3 ,Zuwendungsfahige
Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdriicklich ausgenommen sind dabei die beiden Bestandteile

III

»U1 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall“ und ,, U2 Mutterschaftszuwendungen®.

Im Antrag ist das jahrliche AN-Brutto (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung) auf Basis des aktuellen
Monatsgehalts zu berechnen und tber das Formular , Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”
darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich gezahlte
AG-Bruttogehalt (inklusive AG-Anteile zur Sozialversicherung) einmalig Gber einen vollstandigen
Zahlungsfluss nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fiir jede Ausgabe, d.h. Gehalt, Lohnsteuer, SV-Beitrage, ggfls. VL,
ZVK/betriebliche Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann tiber Kontoausziige,
Kontenblatter aus einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtibersicht/Sammelliste sowie
Uber eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Priifung oder auf besondere Anforderung hin missen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt einmalig im Rahmen der Antragstellung und gilt fir die

Ill

gesamte Laufzeit des Vorhabens. Hierfir ist das Formular ,, Kosten je Einheit - Personal” zu verwenden.
Zum Zwecke der Uberpriifung der korrekten Zuordnung zum jeweiligen Einheitskostensatz sind dem
BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei Personalveranderung einmalig folgende Unterlagen

vorzulegen:

e Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte)
e Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”
e Formular ,Anderung zum Personaleinsatz”

e Qualifikationsnachweise

e  Zahlungsfluss

e Gehaltsabrechnung

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch Personalwechsel,
Stufensteigerung oder Hohergruppierung — eine Anpassung des Einheitskostensatzes (z.B. Sprung in
einen hoheren Einheitskostensatz) erforderlich machen, ist dies dem BAFzA, vor der ersten Abrechnung
des neuen Einheitskostensatzes, unter Vorlage der entsprechenden Nachweise unverziiglich mitzuteilen
und — bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

A.2. Abrechnung der Kosten je Einheit

Nach Artikel 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 kdnnen zur Berechnung der
Personalausgaben Stundensatze angesetzt werden. Die jahrliche Arbeitszeit betragt danach 1.720
Stunden und entspricht den produktiven Arbeitsstunden einer Vollzeitkraft, bei denendie Fehlzeiten
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(Wochenenden, Feiertage, durchschnittliche Krankheitstage und durchschnittliche Urlaubstage) schon
bericksichtigt wurden.

Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensdtzen”) legt den jeweiligen abrechenbaren Stundensatz fest. Fiir die
Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Stundensatz mit den tatsachlich fir das
Vorhaben geleisteten produktiven Arbeitsstunden multipliziert.

Die vorgegebene Hohe der produktiven Jahresarbeitsstunden von 1.720 darf nicht Gberschritten werden.
Fir Teilzeitbeschaftigte und nicht ganzjahrig eingesetzte Beschaftigte reduziertsich die Zahl der
produktiven Jahresarbeitsstunden entsprechend ihres jeweiligen Anteils der Beschaftigung im Vorhaben.
Uberstunden, also Stunden, die bei Vollzeitbeschiftigten iber 1.720 Stunden und bei
Teilzeitbeschéftigten Gber die im Arbeitsvertrag geregelte, jeweilige Gesamtstundenzahl hinausgehen,
kénnen nicht abgerechnet werden. Nach 1.720 Stunden ist die maximal abrechenbare
Produktivstundenanzahl fiir das jeweilige Kalenderjahr erreicht.

Fir alle Mitarbeitenden im Vorhaben ist ein individueller Stundennachweis als Nachweis tiber die
tatsachlich geleisteten Stunden im Vorhaben zu fihren. Der Stundennachweis wird als
zahlungsbegriindende Unterlage vorgelegt oder im Forderportal eingestellt. Zur Abrechnung der
Einheitskosten ist das Formular ,,Stundennachweis Kosten je Einheit” zu verwenden.

Gemal Nr. 6.2.3 der BNBest-P-ESF-Bund sowie Nr. 6.4.1 der BNBest-GK-ESF-Bund ist kein laufender
Nachweis Uiber die Hohe der tatsachlichen Personalausgaben zu erbringen. Als Nachweis fiir die korrekte
Einstufung und der Einsatz des Personals dient die unter ,,A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”
festgelegte Dokumentation.

B. Honorare

Die Abrechnung von Honorarkosten erfolgt nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung VO
(EU) Nr. 2021/1060 nach dem Realkostenprinzip. Honorare durfen nicht mehr als 50 Prozent der
Ausgaben der Antragstellenden und Teilvorhabenpartner fiir eigenes Personal im Projekt ausmachen.

Honorarkrafte konnen zur Erledigung von Teilaufgaben im Projekt eingesetzt werden.
Samtliche Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Honorarleistung sind im Honorarvertrag und in der Rechnung separat
auszuweisen. Diese kdnnen nicht direkt abgerechnet werden, sondern fallen unter die
Restkostenpauschale.

Honorarvertrage dirfen nur mit natiirlichen Personen abgeschlossen werden.

Honorarvertrage fallen unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem Abschluss von
Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (s. Nr. 5.3 und Nr. 5.4
der Fordergrundsatze).

Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag geschlossen werden. Honorare sind Ausgaben, die fir die
Erbringung einer Dienstleistung oder im Ausnahmefall die Herstellung eines Werkes gezahlt werden.

Honorarvertrage bedirfen der schriftlichen Form. Ein Honorarvertrag in Form eines Dienst- bzw.
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Dienstleistungsvertrag muss mindestens enthalten:

Namen der Vertragspartner;
Laufzeit des Honorarvertrags;

Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im
Vorhaben (Vertragsgegenstand/ Grund der Beschiftigung);

Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage;
Honorar pro Stunde (ohne Sachausgaben und Reisekosten);

Voraussichtliche Gesamtsumme der reinen Honorarleistungen (ohne Sachausgaben
und Reisekosten);

separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von
Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten.

Ein Honorarvertrag, der die Erstellung eines Werkes umfasst, muss mindestens enthalten:

Namen der Vertragspartner;
Konkrete Beschreibung des zu erstellenden Werkes (Vertragsgegenstand);
Gesamtsumme der Honorarvergiitung (ohne Sachausgaben);

separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von
Infrastruktur, Materialaufwand);

Verfahren zur Abnahme des fertiggestellten Werks;

Fristen (Vereinbarung von Fertigstellungs-, Liefer- und Abnahmefristen)

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsflihrungen und sozialversicherungspflichtig beschéaftigte

Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentrédgers bzw. Teilvorhabenpartner sind nicht

zuwendungsfahig. Die Finanzierung der Personalstelle mit koordinierendem Anteil Glber Honorare ist

ebenfalls ausgeschlossen.

Nachweis der Honorarausgaben:

Folgende zahlungsbegriindenden Unterlagen miissen zum Nachweis der Honorarausgaben im Rahmen

der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen werden:

- Honorarvertrag

- Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)

- Honorarrechnung (mit jeweils separater Ausweisung der reinen Honorarausgaben,

Sachausgaben und Reisekosten)

- Stundennachweis

- Zahlungsflussnachweis

- Ggf. Teilnehmendenliste

- Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)
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Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kénnen zu Kiirzungen der geltendgemachten
Ausgaben bis zur vollen Hohe fihren.

Aufwandsentschadigung fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich konnen Uber die Kostenart ,,Honorare - Aufwandsentschadigung Ehrenamt” auch
Aufwandsentschadigungen fir ehrenamtlich durchgefiihrte Tatigkeiten im Programm gefordert werden.
Die Umsetzung der Bereiche A und B oder B und C kdnnen durch die ehrenamtliche Tatigkeit begleitet
werden. Eine vollstandige Umsetzung eines Bereichs ausschlieBlich durch ehrenamtlich Tatige ist nicht
zuldssig. Eine Abrechnung kann bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und
Jahr) von 840,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von
960,00 € (Ehrenamtspauschale) bzw. bis zum 31.12.2025 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person
und Jahr) von 3.000,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr)
von 3.300,00 € (Ubungsleiterpauschale) erfolgen.

Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3
Nr. 26, 26a EStG) erfillt sind und folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:
= Honorarvertrag
= Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
= Rechnung der Honorarkraft
= Stundennachweis
= Nachweis des Zahlungsflusses
= Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)

Ehrenamtlich Tatige:
e Ehrenamtsvertrag
e Stundennachweis
e Nachweis des Zahlungsflusses

Samtliche Sachausgaben (z.B. Nutzung von Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten in
Zusammenhang mit der Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale kénnen, analog zur Abrechnung von
Honoraren, nicht direkt abgerechnet werden, sondern fallen unter die Restkostenpauschale.

Stornokosten

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das BAFzA als
bewilligende Behorde nach einer Priifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den Vorhabentrager
vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als forderfahige Ausgaben
anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten glaubhaft dargelegt werden kann.
Unvermeidbarkeit ist als Nachweiskriterium nicht vorrangig auf die Teilnehmenden bezogen. Die
Unvermeidbarkeit definiert sich darlber, dass Stornokosten grundsatzlich dann als zuwendungsfahig
anerkannt werden kénnen, wenn die begriindete Absage einer/s oder mehrerer Teilnehmenden so
kurzfristig erfolgt, dass eine kostenfreie Stornierung der Honorarleistung nicht mehr moglich ist. Der
Vorhabentrager hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

- Die Bekanntgabe der Absage seitens des Teilnehmers/ der Teilnehmerin mit
genauem Datum, wann die Absage eingegangen ist.

145



- Die entsprechend vereinbarten Buchungskonditionen mit der entsprechenden
Honorarkraft, aus denen hervorgeht, wann die Frist fiir eine kostenfreie
Stornierung auslauft.

C. Restkostenpauschale

Alle weiteren zuwendungsfahigen Ausgaben werden als Pauschalsatz in Hohe von 22 Prozent der
direkten férderfahigen Personalausgaben gemaR Artikel 56 Absatz 1 VO (EU) 2021/1060 abgedeckt. Als
direkte forderfahige Personalausgaben gelten fiir diese Berechnung neben den direkten
Personalausgaben (5.4.1 der Forderrichtlinie) auch die Honorare (5.4.2 der Forderrichtlinie).

Alle Verwaltungs- und Gemeinkosten der jeweiligen Vorhaben werden durch die Pauschale abgegolten.

Fir alle in der Restkostenpauschale enthaltenen Einzelausgaben miissen abweichend von Nr. 6 der
BNBest-Gk/P-ESF-Bund keine Belege eingereicht werden. Im Rahmen der Abrechnung wird der
Pauschalbetrag in Hohe von 22 Prozent automatisch der gemeldeten Belegsumme zugerechnet und im
Rahmen der Auszahlung der Férdermittel beriicksichtigt.

Weitere Ausgaben werden nicht gefordert, auch wenn héhere Kosten nachgewiesen werden kénnen.
Die Restkosten werden im Forderportal automatisch kalkuliert. Wenn sich die forderfahigen direkten
Kosten im Vorhabenverlauf verringern, ermaRigt sich im Rahmender Abrechnung automatisch auch der
Betrag fiir die Restkosten, weil die 22 Prozent-Pauschale dann von einer geringeren Bezugsgrolie
berechnet wird.

Bitte beachten Sie, dass die Restkostenpauschale im Falle einer Weiterleitung fiir denbeim
Teilvorhabenpartner kalkulierten Betrag der direkten Personalausgaben, die Personalgestellung sowie
die Honorarkosten, in entsprechender Hoéhe weitergegeben werden muss.

9.21.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 5.3 der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager grundsatzlich als
Geldleistung oder durch Gestellung von Personal des Zuwendungsempfangers oder eines
Teilprojekttragers, das nachweislich fiir die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist (Personalgestellung),
zu erbringen.

Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene Mittel (Eigenmittel) zu erbringen, kénnen aber auch
durch Drittmittel erbracht werden. Zulassige Drittmittel sind andere 6ffentliche Mittel (z.B. kommunale
oder Landesmittel) sowie nicht 6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht dem ESF Plus oder
anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF Plus-Mittel sowie
nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom Vorhabentrager im
Finanzierungsplan darzulegen.

Eine Kofinanzierungserklarung ist nur notwendig fiir Drittmittel, die nicht von Seiten eines
Teilvorhabenpartners eingebracht werden. Bei Antragstellung sind diese Drittmittel durch eine
verbindliche Erklarung zu belegen. Aus der Erklarung missen die Art und Héhe der zur Verfligung
gestellten Drittmittel sowie der Zeitraum, fiir den die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig und
nachvollziehbar hervorgehen. Die als Kofinanzierung anzurechnenden Mittel miissen einen nachweislich
direkten und unmittelbaren Bezug zum umgesetzten ESF Plus-Vorhaben haben. Die Erklarung der
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Vorhabentrager und Teilvorhabenpartner erfolgt tber die Eintragung im Finanzierungsplan in Z-EU-S.
Fir Drittmittelgeber, die Kofinanzierung einbringen, ist das Formular , Kofinanzierungserklarung” zu
verwenden. Die erforderlichen verbindlichen Zusagen zur Kofinanzierung sind grundsatzlich mit dem
Antrag vor Bewilligungsbeginn zu geben.

Anderungen im Finanzierungsplan kénnen zu jeder Zeit im Bewilligungszeitraum im Rahmen der
Vorgaben der VV zu § 44 BHO vorgenommen werden. Hierzu ist ein Anderungsantrag im Férderportal zu
stellen.

9.21.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss
Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:

e Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Kommunale Mittel

e Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) - Kommunale Mittel

e Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Landesmittel

e Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Sonstige

e Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) — Sonstige

e Kofinanzierung Bundesmittel

e Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Eigenmittel)

e Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Drittmittel)
Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur allgemeinen
Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden. Geldleistungen
kdénnen nicht im Vorfeld fir konkrete Zwecke bestimmt werden.
9.21.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Die Kofinanzierung ohne Geldfluss kann in Form von Personalgestellung eingebracht werden. Als
Kofinanzierung ohne Geldfluss steht dafiir im Forderportal folgende Position zur Verfligung:

e Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektkoordination
e Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektpersonal
e Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektkoordination

e Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektpersonal
Hier ist ebenfalls der hohe, mittlere oder niedrige Kosten je Einheit - Satz zu wahlen.

Die Abrechnung von Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung erbracht wird, erfolgt Giber
Kosten je Einheit. Es gelten die Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.

9.21.3 Outputindikator

Pro Vorhaben miissen in den stérker entwickelten Regionen und in den Ubergangsregionen grds.
mindestens 60 Teilnehmende im Outputindikator tber die beantrage Laufzeit des Vorhabens erreicht
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werden. Der Outputindikator bezeichnet die Zahl der Teilnehmenden, die in das Vorhaben eingetreten
sind.

9.22. DigiWohl - Stirkung sozialer Dienste der Freien Wohlfahrtspflege mittels Digitalisierung

Fiir das Programm ,,DigiWohl“ gelten erganzend zu bzw. teils abweichend von den allgemeinen
Regelungen (Nr. 1 — 8) folgende besonderen Bestimmungen:

Die Finanzierung des Programmes setzt sich aus ESF Plus-Mitteln, Mitteln des Bundes und
Eigenmitteln/Drittmitteln/Eigenleistungen zusammen. Hierbei orientiert sich die Zusammensetzung der
Fordermittel (ESF Plus- und Bundesmittel) an den fiir die Zielgebiete des ESF Plus geltenden
Interventionssatzen.

Flir Vorhaben im Zielgebiet Starker entwickelte Regionen (hierzu gehoren die alten Bundeslander mit
Land Berlin und Region Leipzig, ohne Regionen Liineburg und Trier) liegt der ESF Plus Interventionssatz
bei maximal 40%, zusatzlich werden die Vorhaben zu maximal 50% aus Mitteln des Bundes finanziert.
Der Eigenanteil der Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner liegt bei insgesamt mindestens 10% der
zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Fiir Vorhaben im Zielgebiet Ubergangsregionen (hierzu gehéren die neuen Bundesldnder mit Regionen
Lineburg und Trier, ohne Land Berlin und Region Leipzig) liegt der ESF Plus Interventionssatz bei
maximal 60%, zusatzlich werden die Vorhaben zu maximal 30% aus Mitteln des Bundes finanziert. Der
Eigenanteil der Vorhabentrager/Teilvorhabenpartner liegt bei insgesamt mindestens 10% der
zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Die 6ffentliche Férderung aus ESF Plus und nationalen Mitteln muss pro Férderjahr mindestens 50.000
Euro betragen und ist auf einen Betrag von bis zu 300.000 Euro pro Haushaltsjahr gedeckelt (anteilige
Jahre aliquot). Die Gesamtausgaben eines Vorhabens miissen mindestens 200.000 Euro betragen.
Gewadhrte Zuwendungen kénnen an Teilvorhabenpartner weitergeleitet werden.

9.22.1 Forderfahige Ausgaben

Im ESF Plus Programm ,,Starkung sozialer Dienste der Freien Wohlfahrtspflege mittels Digitalisierung”
sind die nachfolgenden Ausgaben zuwendungsfahig:

= direkte Personalausgaben/Personalgestellung inkl. Sach- und Gemeinkosten (Kosten je Einheit)
=  Teilnehmenden-Freistellung (Kosten je Einheit)
=  Honorare (Realkosten)

=  Vorhabenbezogene Sachkosten fiir DigitalisierungsmalRnahmen (Realkosten)

Bitte beachten Sie, dass die aufgefiihrten Ausgabearten nur dann zuwendungsfahig sind, wenn diese
beantragt und bewilligt wurden. Anderungen sind anschlieRend nur auf der Grundlage eines
Anderungsantrages mit entsprechender Begriindung méglich.

A. Personalausgaben (Kosten je Einheit/Einheitskostensatze)

Personalausgaben (Personal- und Sacheinzelkosten sowie Gemeinkosten) und Ausgaben ohne Geldfluss
(sog. Personalgestellung; Personal- und Sacheinzelkosten sowie Gemeinkosten) werden auf Grundlage
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von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit, die fiir den
gesamten Bewilligungszeitraum festgelegt werden, abgerechnet.

Bei der Abrechnungsmethode ,Kosten je Einheit” werden feststehende Einheitskostensatze (hier:
Monatssatze) gewédhrt. Die Monatssadtze werden mit der Anzahl der monatlich bei durchgehender
Stellenbesetzung nachgewiesenen Einheiten (hier: Stellenanteil) multipliziert und abgerechnet.

Der Vorhabentrager oder Teilvorhabenpartner bestatigt auf einem vom BAFzA bereitgestellten Formular
(Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung / Personalbogen”) zu welchem festen Prozentsatz der/die dem
Vorhaben zugeordnete und abgerechnete Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin monatlich tatig wird und reicht
dieses bei Antragstellung bzw. bei Personalwechsel bei der Bewilligungsbehérde ein. |

Bei jeder Abrechnung der Personalausgaben ist zu bestatigen, dass der feste Projekteinsatz unverandert
fortbesteht (vgl. Nr. 5.2.4 der Férdergrundsitze, nachfolgend FGS genannt). Im Falle einer Anderung des
festen Prozentsatzes muss eine Anderungsmitteilung inklusive Nachweis dem BAFzA vorgelegt werden.

Aus den konkreten Tatigkeiten im Vorhaben, den vorhandenen Qualifikationen und dem vereinbarten
Entgelt ergibt sich, welcher Einheitskostensatz bei der Abrechnung in Betracht kommt (vgl. A.1.
Zuordnung zu den Einheitskostensadtzen). Dabei kann entsprechend der Vorgaben der Férderrichtlinie
(gemaR 5.4.1) qualifiziertes Personal mit einer Eingruppierung gemaR Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen
Dienst (TV6D Bund) in der Laufbahngruppe des gehobenen und héheren Dienstes Entgeltgruppe EG 9b
bis EG 13 (oder vergleichbar) eingesetzt werden.

Diese Tatigkeiten/Personengruppen sind folgendermaRen der Laufbahngruppe des gehobenen und
héheren Dienstes und den Anforderungen gemal3. 5.4.1 der Forderrichtlinie entsprechend dem TV6D
Bund zugeordnet:
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Laufbahngruppe
nach TV6D -
Bund

Tatigkeiten im Programm/ Personalgruppen

Anforderung

Hoherer Dienst:
EG 13
Gehobener
Dienst:
EG9b-EG 12

Siehe Nr. 5.4.1 der Forderrichtlinie

Projektpersonal fir die
Vorhabendurchfiihrung, welches zur
Administration und Koordination des
geforderten Vorhabens und zur Umsetzung
der MaBnahmen in einem oder mehreren
der Handlungsfelder (siehe Nr. 2. a-c der
Forderrichtlinie) eingesetzt wird
(Entwicklerinnen und Entwickler, Scrum
Master, Product Owner, IT-
Administratorinnen und Administratoren,
Projektmanagerinnen und -manager,
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter,
Sozialpadagoginnen und Sozialpdadagogen,
Freiwilligenkoordinatorinnen und -
koordinatoren, Quartiersmanagerinnen und
- manager, Dozentinnen und Do- zenten,
Erwachsenenbildnerinnen und
Erwachsenenbildner, Pddagoginnen und
Padagogen,

wissenschaftliche Mitarbeiterinnen

EG 13 TV6D Bund:
Vorliegen eines
Hochschulabschlusses
(Master oder
gleichwertiger
Abschluss wie
Universitats-Diplom;
Staatsexamen,
Magister-Abschluss)
und unter
Berlicksichtigung der
definierten
Anforderungen im
Stellenprofil.

EG9 b bisEG 12 TV6D
Bund:

Vorliegen eines
Fachhochschul- oder
Hochschulabschlusses
(Bachelor, Diplomgrad
mit dem Zusatz
»Fachhochschule®)
oder einem
gleichwertigen

und Mitarbeiter, Referentinnen und Referenten

oder vergleichbare Tatigkeiten).

Projektkoordination (Steuerungs- und
Koordinierungsaufgaben), welche als
Vorhabenleitung/Projektleitung und
zentrale Ansprechperson gegeniiber dem
BAFzA fungiert.

Abschlussgrad.

Ausgaben fiir Personal, dessen Tatigkeit, Arbeitsplatzbeschreibung und Qualifikation dem einfachen und

mittleren Dienst (gemaR TVOD Bund) entspricht, kdnnen im Vorhaben nicht als direkte

Personalausgaben abgerechnet werden.

Personalausgaben fir die Finanzadministration sind mit den Personalkosten abgegolten und kénnen

nicht zusatzlich abgerechnet werden.

Als direkte Personalausgaben dirfen ausschliel3lich Ausgaben fiir Personal mit Koordinierungsaufgaben

und Personal, das mit der Umsetzung der MalRnahmen in einem oder mehreren der Handlungsfelder
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(siehe Nr. 2. a-c der Forderrichtlinie) eingesetzt wird, beim Vorhabentrager bzw. beim
Teilvorhabenpartner kalkuliert und abgerechnet werden. Voraussetzung fiir die Kalkulation und
Abrechnung ist, dass das Personal beim Vorhabentrager bzw. Teilvorhabenpartner in einem
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsverhaltnis oder in einem Beamtenverhaltnis steht bzw.
einen vergleichbaren Status bei diesem hat.

Fir alle Mitarbeitenden muss der Stellenanteil, der auf die Tatigkeit im ESF Plus- Vorhaben entfillt,
korrekt ausgewiesen werden und grundsatzlich mindestens 25 Prozent einer Vollzeitstelle umfassen.
Nutzen Sie hierfir das durch das BAFzA zur Verfligung gestellte Formular flr die Prifung von neuem
Personal , Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen” oder fiir Verdnderungen beim Personal
,Bestatigung zum Personaleinsatz”.

Fiir jede einzelne Personalstelle sind die zugehorigen Personalausgaben zu ermitteln, nachzuweisen und
jeweils im Forderportal Z-EU-S bei den Ausgaben zu vermerken. Pauschalen oder kumulierte Angaben
zum Gesamtpersonal werden nicht anerkannt.

Im Foérderportal sind fiir direkte Personalausgaben die Unterkostenarten ,Direkte Personalausgaben-

Projektkoordination” oder ,Direkte Personalausgaben- Projektpersonal” auszuwahlen. Fir
Mitarbeitende im Projekt sind in beiden Unterkostenarten der niedrige, mittlere oder hohe Monatssatz

auswahlbar.

Projektkoordination

Der Vorhabentrager ist verpflichtet, eine Personalstelle (mindestens 50 Prozent eines
Vollzeitaquivalents) als Koordination einzurichten, welche als Vorhabenleitung und zentrale
Ansprechperson gegeniiber dem Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA)
fungiert. Eine Aufteilung auf mehrere Personen ist in Ausnahmefallen méglich. Der Mindeststellenanteil
von 25 Prozent einer Vollzeitstelle darf dabei jedoch nicht unterschritten werden.

Projektpersonal

Stellenanteile von weniger als 25 Prozent eines Vollzeitdquivalents sind grundsatzlich nicht
zuwendungsfahig.

Vorhabentrager, die den TV6D nicht anwenden, miissen prifen, ob die Tatigkeiten und Qualifizierung
bei Anwendung des TV6D die vorgegebene Eingruppierung zulassen wirden. Die Voraussetzungen fiir
eine Eingruppierung der Person in der jeweilige Tarifstufe des TV6D Bund miissen vorliegen.

Ausgaben ohne Geldfluss (Personalgestellung)

Personalausgaben ohne Geldfluss (Personalgestellung) werden analog zu direkten Personalausgaben auf
Grundlage von Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit
gewahrt (vgl. Nr. 5.4.1 Férderrichtlinie).

Neben direkten Personalausgaben konnen Ausgaben ohne Geldfluss in Form von Personalgestellung
abgerechnet werden. Hierbei handelt es sich um Ausgaben ohne Geldfluss, die einen Teil der
Kofinanzierung darstellen kdnnen. Die Hohe der jeweiligen Personalkosten (Personalgestellung) auf der
Ausgabenseite muss der Hohe des Eigenanteils ohne Geldfluss auf der Einnahmenseite entsprechen.

151



Es ist also moglich, die Ausgaben fiir Personal des Vorhabentragers oder Teilvorhabenpartners, das im
Projekt mitarbeitet (Personalgestellung), abzurechnen und als Kofinanzierung einzubringen.

Im Forderportal ist fir Ausgaben ohne Geldfluss die Unterkostenart , Personalgestellung —
auszuwahlen. Fir beide

Ill

Projektkoordination” oder ,Personalgestellung — Projektpersona
Unterkostenarten ist anzugeben, ob die Personalgestellung privat oder 6ffentlich ist. Dartiber hinaus ist
ebenfalls der hohe, mittlere oder niedrige Kosten Monatssatz zu wahlen.

A.l.  Zuordnung zu den Einheitskostensdtzen

Die Forderung von Personalstellen erfolgt nur unter der Berlicksichtigung der konkreten Aufgaben im
Vorhaben sowie dem Nachweis der erforderlichen Qualifikation und Eingruppierung.

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist ein Mindestgehalt — das Jahres- Arbeitgeber-
Bruttogehalt (Jahres-AG-Brutto) — nachzuweisen.

Fiir die gehobene Laufbahn mit Eingruppierung in TVOD Bund EG 9b bis EG 9c ergibt sich ein niedriger
Einheitskostensatz. Voraussetzung fiir die Abrechnung anhand des niedrigen Einheitskostensatzes ist,
dass das festgelegte Mindestgehalt (Jahres-AG- Brutto) Gberschritten wird.

Liegt das Jahres-AG-Brutto Uber dem fiir die Laufbahngruppe festgelegten Grenzwert, kann der mittlere
bzw. hohe Einheitskostensatz abgerechnet werden, d.h.

Voraussetzung fiir die Abrechnung des mittleren Einheitskostensatzes ist, dass das festgelegte
Mindestgehalt (Jahres-AG-Brutto) des mittleren Einheitskostensatzes liberschritten wird. Voraussetzung
fiir die Abrechnung des hohen Einheitskostensatzes ist, dass das festgelegte Mindestgehalt (Jahres-AG-
Brutto) des hohen Einheitskostensatzes tiberschritten wird.

Die jeweiligen Einheitskostensitze werden fiir eine Vollzeitstelle/ein Vollzeitdquivalent (VZA) gewahrt.
Anteilige Stellenbesetzungen werden demnach auch nur anteilig gefordert.

Aus der folgenden Tabelle ergeben sich das Mindestgehalt und der Grenzwert sowie die abrechenbaren
Einheitskostensatze fir direktes Personal sowie Personalgestellung:

Mindestgehalt AG-Brutto (nur Einheitskostensatz KjE-Satz
zuwendungsfahige Bestandteile)

Jahr pro Monat -
50.892,00 € 8.406 € niedriger
72.769,00 € 9.175€ mittlerer
81.574,00 € 10.228 € hoher

Fiir die Zuordnung zu den Einheitskostensatzen ist grundsatzlich das tatsachlich gezahlte,
zuwendungsfahige AG-Brutto maRgeblich.

Die Gehaltsbestandteile auf Arbeitnehmerseite und auf Arbeitgeberseite, die dem zuwendungsfahigen
AG-Brutto zugrunde gelegt werden kdnnen, sind unter Nr. 5.2.3 der FGS ,,Zuwendungsfihige
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Gehaltsbestandteile” genannt. Davon ausdricklich ausgenommen sind dabei die beiden Bestandteile

III

»U1 Lohnfortzahlung im Krankheitsfall“ und ,,U2 Mutterschaftszuwendungen®.

Im Antrag ist das jahrliche AN-Brutto (ohne AG-Anteile zur Sozialversicherung) auf Basis des aktuellen
Monatsgehalts zu berechnen und lGber das Formular , Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”
darzulegen. Vor der ersten Abrechnung von Ausgaben ist grundsatzlich das zuletzt tatsachlich gezahlte
AG-Bruttogehalt (inklusive AG- Anteile zur Sozialversicherung) einmalig Gber einen vollstandigen
Zahlungsfluss nachzuweisen.

Der Zahlungsfluss muss fiir jede Ausgabe, d.h. Gehalt, Lohnsteuer, SV-Beitrage, ggfls. VL,
ZVK/betriebliche Altersvorsorge nachgewiesen werden. Der Nachweis kann Giber Kontoausziige,
Kontenbl&tter aus einem zertifizierten Buchhaltungssystem, eine Gesamtibersicht/Sammelliste sowie
Uber eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkassen und Finanzamter erfolgen.

Im Falle einer Vor-Ort-Uberpriifung oder auf besondere Anforderung hin miissen die Einzelnachweise
vorgehalten werden.

Die Festlegung des Einheitskostensatzes erfolgt einmalig im Rahmen der Antragstellung und gilt fir die
gesamte Laufzeit des Vorhabens. Hierfir ist das Formular ,,Kosten je Einheit — Personal DigiWohl“ zu
verwenden. Zum Zwecke der Uberpriifung der korrekten Zuordnung zum jeweiligen Einheitskostensatz
sind dem BAFzA im Rahmen der Antragstellung oder bei Personalveranderung einmalig folgende
Unterlagen vorzulegen:

Arbeitsvertrage bzw. Planstelleneinweisung (Beamte)

. Formular ,Arbeitsplatzbeschreibung/Personalbogen”

. Formular ,Bestatigung zum Personaleinsatz”

. Qualifikationsnachweise auf Anforderung

. Anlage zum Arbeitsvertrag bzw. Abordnungsverfligung (Beamte) hinsichtlich des prozentualen

Arbeitsanteils im Vorhaben

. Zahlungsfluss
. Gehaltsabrechnung

Sollten Veranderungen im laufenden Bewilligungszeitraum — beispielsweise durch Personalwechsel,
Stufensteigerung oder Hohergruppierung — eine Anpassung des Einheitskostensatzes (z.B. Sprung in
einen hoheren Einheitskostensatz) erforderlich machen, ist dies dem BAFzA vor der ersten Abrechnung
des neuen Einheitskostensatzes, unter Vorlage der entsprechenden Nachweise unverziglich mitzuteilen
und — bei Bedarf — ein Anderungsantrag im Férderportal zu stellen.

A.2.  Abrechnung der Kosten je Einheit

Die jeweiligen Einheitskostensatze werden fiir einen Monat und eine Vollzeitstelle gewahrt. D.h. es wird
eine niedrige (8.406 €), mittlere (9.175 €) und hohe Pauschale

(10.228 €) je nach Eingruppierung pro Vollzeitdquivalent und Monat festgelegt. Anteilige
Stellenbesetzungen werden demnach auch nur anteilig geférdert.
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Die Zuordnung einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters zu einem Einheitskostensatz (s. unter A.1.
»Zuordnung zu den Einheitskostensatzen) legt den jeweiligen abrechenbaren Monatssatz fest. Fir die
Abrechnung der Personalausgaben wird der festgelegte Monatssatz mit dem tatsachlich fir das
Vorhaben erbrachten Stellenanteil multipliziert.

Zur Abrechnung der Einheitskosten ist flr alle Mitarbeitenden im Vorhaben zu jeder Ausgabenerklarung
der prozentuale Projekteinsatz liber das Formular ,Bestatigung zum Personaleinsatz” zu bestatigen. Das
als Nachweis dienende Formular ,Bestatigung zum Personaleinsatz’ wird als zahlungsbegriindende
Unterlage im Férderportal hochgeladen.

Fiir jeden Tag, an dem kein rechtsgiiltiger Arbeitsvertrag besteht (z.B. Beginn oder Ende des
Arbeitsverhaltnisses zur Mitte des Monats) bzw. kein Gehalt gezahlt wird (u.a. bei Krankheit Gber max.
sechs Wochen, Eintritt in den Mutterschutz, Elternzeit 0.A.), erfolgt ein anteiliger Abzug. Anteilige
Monate werden gemaR der DreiRigstel-Methode in Ansatz gebracht.!

GemadR Nr. 6.2.3 der BNBest-P-ESF-Bund sowie Nr. 6.4.1 der BNBest-GK-ESF-Bund ist kein laufender
Nachweis Uiber die Hohe der tatsdchlichen Personalausgaben zu erbringen. Als Nachweis fiir die korrekte
Einstufung und der Einsatz des Personals dient die unter ,,A.1. Zuordnung zu den Einheitskostensatzen”
festgelegte Dokumentation.

A.3. Teilnehmenden-Einkommen/Freistellungskosten

Hauptamtlich Beschéftigte des Vorhabentragers sowie der Teilvorhabenpartner, die nicht aus
Projektmitteln gefordert werden, kénnen fiir die Teilnahme an Workshops, Qualifizierungs- oder
Weiterbildungsmalnahmen oder anderen MaRBnahmen der Handlungsfelder Nr. 2.b und c der
Forderrichtlinie freigestellt werden. Die Personalkosten der freigestellten Beschaftigten
(Teilnehmenden-Einkommen/ Freistellungskosten) werden auf der Grundlage von Artikel 53 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 2021/1060 als Kosten je Einheit mit einem einheitlichen
Stundensatz in Héhe von 38 Euro pro Stunde und Person angesetzt.

Die Personalkosten der freigestellten Mitarbeitenden kénnen als Teilnehmenden-
Einkommen/Freistellungskosten geltend gemacht werden (Eigenmittel) (siehe Kofinanzierung).

Nachweis des Teilnehmenden-Einkommen/Freistellungskosten:

Das Formular ,,Nachweis Uiber Teilnehmenden-Freistellung” ist sowohl von der MaBnahme umsetzenden
Stelle als auch von der/dem freigestellten Mitarbeitenden zu unterschreiben. Aus dem Formular muss
die konkrete Art der MaRBnahme, fiir die der/die Mitarbeitende freigestellt wurde sowie der Ort und der
Zeitraum, hervorgehen. Dariiber hinaus muss klar erkennbar sein, wie viele Stunden die Freistellung
des/der Mitarbeitenden umfasst. Dabei kdnnen nur volle Stunden beriicksichtigt werden. Bis zu 0,5
Stunden ist auf die geringere Stundenzahl abzurunden, und ab 0,5 auf die héhere Stundenzahl
aufzurunden (Beispiel: 3,25 Stunden = 3 Stunden; 6,5 Stunden = 7 Stunden).

1 Bej Personal, welches nicht den gesamten Monat im Projekt eingesetzt ist, sind die Kosten je Einheit anteilig anzuwenden. Die Berechnung
erfolgt nach der DreiRigstel-Methode anteilig fiir die eingesetzten Tage. Dabei ist jeder Monat unabhangig von seiner tatsachlichen Lange mit
30 Tagen anzusetzen. Bsp: Wenn der Vertrag bis 15.04. geht, dann wird die Pauschale durch 30 Tage geteilt und mit 15 multipliziert.
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B. Spezifische projektbezogene Ausgaben fiir Digitalisierungsleistungen und
Digitalisierungssachkosten

Die spezifischen projektbezogenen Ausgaben fir Digitalisierungsleistungen und
Digitalisierungssachkosten sind im Ausgabenplan des Vorhabenantrages zu kalkulieren (Kostenarten: B.1
Honorare und B.2 Vorhabenbezogene Sachkosten fiir DigitalisierungsmalRnahmen). Zusatzlich muss jede
Malnahme mithilfe des bereitgestellten Honorar- und Sachkostenformulars beim Fordermittelgeber
beantragt und durch diesen bewilligt werden.

Die Ausgaben unterliegen dem Wirtschaftlichkeits- und Sparsamkeitsprinzip (vgl. 2.11 FGS), der
Beachtung von Ausschreibungs- und Vergaberichtlinien (vgl. 5.4 FGS) und dirfen keine nicht
zuwendungsfahigen Ausgaben umfassen (vgl. 5.7 FGS).

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kdnnen zu Kiirzungen der geltend gemachten
Ausgaben bis zur vollen Hohe fihren.

B.1. Honorare

Die Abrechnung von Honorarkosten erfolgt nach Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung VO
(EU) Nr. 2021/1060 nach dem Realkostenprinzip. Honorare diirfen nicht mehr als 50 Prozent der
Ausgaben der Antragstellenden und Teilvorhabenpartner fiir eigenes Personal im Projekt ausmachen.

Honorarvertrage diirfen nur mit natiirlichen Personen abgeschlossen werden.

Honorarvertrage fallen unter die Regelungen des Vergaberechts. Vor dem Abschluss von
Honorarvertragen sind deshalb die Bestimmungen des Vergaberechts zu beachten (s. Nr. 5.3 und Nr. 5.4
der Fordergrundsatze).

Mit der Honorarkraft muss ein Honorarvertrag geschlossen werden. Honorare sind Ausgaben, die fir die
Erbringung einer Dienstleistung oder die Herstellung eines Werkes gezahlt werden.

Honorarvertrage bediirfen der schriftlichen Form.

Ein Honorarvertrag in Form eines Dienst- bzw. Dienstleistungsvertrages muss mindestens enthalten:

o Namen der Vertragspartner;
o Laufzeit des Honorarvertrags;
o Konkrete Beschreibung der zu erledigenden Tatigkeiten im

Vorhaben (Vertragsgegenstand/ Grund der Beschaftigung);

o Anzahl der zu leistenden Stunden bzw. Tage;
o Honorar pro Stunde (ohne Sachausgaben und Reisekosten);
o Voraussichtliche Gesamtsumme der reinen Honorarleistungen (ohne

Sachausgaben und Reisekosten);

. separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von
Infrastruktur, Materialaufwand) und Reisekosten.
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Ein Honorarvertrag, der die Erstellung eines Werkes umfasst, muss mindestens enthalten:

o Namen der Vertragspartner;

. Konkrete Beschreibung des zu erstellenden Werkes (Vertragsgegenstand);

. Gesamtsumme der Honorarvergltung (ohne Sachausgaben);

. separate Ausweisung von samtlichen Sachausgaben (z. B. Nutzung von Infrastruktur,

Materialaufwand);
. Verfahren zur Abnahme des fertiggestellten Werks;

. Fristen (Vereinbarung von Fertigstellungs-, Liefer- und Abnahmefristen)

Honorare an Vorstandsmitglieder, Geschaftsfihrungen und sozialversicherungspflichtig beschaftigte
Mitarbeiterinnen/ Mitarbeiter des Vorhabentrédgers bzw. Teilvorhabenpartner sind nicht
zuwendungsfahig. Die Finanzierung der Personalstelle mit koordinierendem Anteil Gber Honorare ist
ebenfalls ausgeschlossen.

Nachweis der Honorarausgaben

Folgende zahlungsbegriindende Unterlagen miissen zum Nachweis der Honorarausgaben im Rahmen
der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen werden

i Honorarvertrag

. Rechnung der Honorarkraft (eventuell anfallende Nebenkosten missen separat
ausgewiesen werden)

o Stundennachweis

. Nachweis des Zahlungsflusses

. Genehmigung der beantragten Honorar- und Sachkosten

. Qualifikationsnachweis der Honorarkraft (nur auf Anfrage)
. Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene

Angebote, Vergabevermerk)

Fehlende, unvollstandige oder ungeeignete Dokumente kdonnen zu Kiirzungen der geltend gemachten
Ausgaben bis zur vollen Hohe fihren.

Aufwandsentschadigung fiir Ehrenamtliche

Grundsatzlich konnen Uber die Kostenart ,,Honorare” auch Aufwandsentschadigungen fiir ehrenamtlich
durchgefihrte Tatigkeiten im Programm geférdert werden. Eine Abrechnung kann bis zum 31.12.2025
bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 840,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu einem
maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 960,00 € (Ehrenamtspauschale) bzw. bis zum 31.12.2025
bis zu einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 3.000,00€ und ab dem 01.01.2026 bis zu
einem maximalen Betrag (pro Person und Jahr) von 3.300,00 € (Ubungsleiterpauschale) erfolgen.
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Voraussetzung ist, dass die gesetzlichen Bestimmungen zur Ehrenamts- und Ubungsleiterpauschale (§ 3
Nr. 26, 26a EStG) erfiillt sind und folgende Nachweise bereitgestellt werden:

Als Ubungsleiter/innen Tatige:
e  Honorarvertrag
e Qualifikationsnachweis der Honorarkraft

e Rechnung der Honorarkraft (eventuell anfallende Nebenkosten missen separat ausgewiesen
werden)

e  Stundennachweis
¢ Nachweis des Zahlungsflusses

e  Vergabeunterlagen (Vergabedokumentation, eingegangene Angebote, Vergabevermerk)

Ehrenamtlich Tatige:

e  Ehrenamtsvertrag
e  Stundennachweis

e Nachweis des Zahlungsflusses

B.2. Vorhabenbezogene Sachkosten fiir DigitalisierungsmafBnahmen

Die Abrechnung von spezifischen vorhabenbezogenen Sachkosten zur Umsetzung von
DigitalisierungsmaBnahmen fir abgrenzbare Projektteile erfolgt gemal Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe a
der Verordnung VO (EU) Nr. 2021/1060 nach dem Realkostenprinzip.

Die vorhabenbezogenen Sachkosten miissen klar abgrenzbar und zusatzlich sein sowie die konkreten
DigitalisierungsmaBnahmen des geforderten Vorhabens betreffen. Sie umfassen:

. die Anschaffung der fiir die Digitalisierungsmafnahmen notwendigen Produkte wie Hard- und
Software (auch innerhalb der Laufzeit anfallende Kosten fiir Softwarelizenzen oder das Hosten von
Webseiten oder Services) und

o die Beauftragung von juristischen Personen (in Abgrenzung zu natlrlichen Personen, siehe B.1.
Honorare) zur Entwicklung, Weiterentwicklung, Anpassung oder Einfiihrung von digitalen
Losungen fir die soziale Arbeit mit Klientinnen und Klienten der Freien Wohlfahrtspflege
(Dienstleistungs- oder Werkvertrage).

Es handelt sich um Ausgaben, die nicht regelmaRig bei allen Vorhaben anfallen, sondern nach der
individuellen Vorhabenkonzeption im Einzelfall entstehen.

Die Sachkosten konnen dauerhafte und einmalige Nutzgegenstande und Dienstleistungen umfassen,
solange sie fir die spezifische Projektdurchfiihrung notwendig sind und nicht durch ein anderes
existierendes Angebot zum Zeitpunkt der Durchfiihrung abgedeckt werden kdnnen.

Gegenstande sollen nur fir eine hundertprozentige Nutzung im Vorhaben angeschafft werden, eine fir
das Vorhaben nur anteilige Nutzung von Gegenstanden ist grundsatzlich nicht vorgesehen. Die
beschafften Gegenstande missen gegebenenfalls inventarisiert werden (vgl. 5.5.3 FGS).
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Nachweise zur Abrechnung von Anschaffungen innerhalb der projektbezogenen Sachausgaben

Folgende zahlungsbegriindende Unterlagen miissen nach Erwerb bzw. Nutzung zum Nachweis der
projektbezogenen Sachkosten im Rahmen der Ausgabenerklarung im Fordermittelportal hochgeladen
und ggf. auf Anforderung vorgelegt werden:

. Zahlungsbelege (Rechnung oder Beleg)
. Nachweis des Zahlungsflusses

. Genehmigung der beantragten Honorar- und Sachkosten

Weiterhin bei einem zur Stichprobe ausgewahlten Beleg:

. Vergabedokumentation
. Vergabevermerk
o Eingegangene Angebote

Nachweise zur Abrechnung von Dienstleistungs- oder Werkvertragen innerhalb der projektbezogenen
Sachausgaben

Folgende zahlungsbegriindende Unterlagen miissen zum Nachweis im Rahmen der Ausgabenerklarung
im Fordermittelportal hochgeladen und ggf. auf Anforderung vorgelegt werden

. Dienstleistungs- oder Werkvertrag

. Rechnung

o Bei Dienstleistungsvertragen: Stundennachweis

. Nachweis des Zahlungsflusses

o Genehmigung der beantragten Honorar- und Sachkosten

Weiterhin bei einem zur Stichprobe ausgewahlten Beleg:

o Vergabedokumentation
. Vergabevermerk

o Eingegangene Angebote
Stornokosten

Tatsachlich im Rahmen der Vorhabenumsetzung angefallene Stornokosten kénnen durch das BAFzA als
bewilligende Behorde nach einer Priifung im Einzelfall auf Grundlage des durch den Vorhabentrager
vorgelegten Sachverhaltes sowie einer aussagekraftigen Begriindung als forderfahige Ausgaben
anerkannt werden, wenn die Unvermeidbarkeit der Stornokosten glaubhaft dargelegt werden kann.

Unvermeidbarkeit ist als Nachweiskriterium nicht vorrangig auf die Teilnehmenden bezogen. Die
Unvermeidbarkeit definiert sich dariiber, dass Stornokosten grundsatzlich
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dann als zuwendungsfihig anerkannt werden kdnnen, wenn die begriindete Absage einer/s oder
mehrerer Teilnehmenden so kurzfristig erfolgt, dass eine kostenfreie Stornierung der Honorarleistung
nicht mehr moglich ist. Der Vorhabentrdger hat hierzu folgende Nachweise vorzulegen:

e Die Bekanntgabe der Absage seitens des Teilnehmers/ der Teilnehmerin mit genauem Datum, wann
die Absage eingegangen ist.

e Die entsprechend vereinbarten Buchungskonditionen mit der entsprechenden Honorarkraft, aus
denen hervorgeht, wann die Frist fir eine kostenfreie Stornierung auslauft.

9.22.2 Kofinanzierung

GemaR Nr. 5.3 der Forderrichtlinie ist die Kofinanzierung durch den Vorhabentrager grundsatzlich als
Geldleistung oder durch Gestellung von Personal des Zuwendungsempfangers oder eines
Teilprojekttragers, das nachweislich fiir die Mitarbeit im Vorhaben freigestellt ist (Personalgestellung)
oder die Freistellung von Teilnehmenden (Freistellungskosten), zu erbringen.

Der aufzubringende Eigenanteil des Vorhabentragers betragt mindestens 10 Prozent der
zuwendungsfahigen Gesamtausgaben.

Geldleistungen sind grundsatzlich durch eigene Mittel (Eigenmittel) zu erbringen, kénnen aber auch
durch Drittmittel erbracht werden. Zulassige Drittmittel sind andere 6ffentliche Mittel (z.B. kommunale
oder Landesmittel) sowie nicht 6ffentliche Mittel Dritter, sofern diese Mittel nicht dem ESF Plus oder
anderen EU-Fonds entstammen. Die Aufteilung der Finanzierungsquellen (ESF Plus-Mittel sowie
nationale 6ffentliche Mittel und / oder private nationale Mittel) ist vom Vorhabentrdger im
Finanzierungsplan in Z-EU-S darzulegen.

Die vorgesehene Kofinanzierung des Vorhabentragers und Teilvorhabenpartners wird im
Finanzierungsplan des Antrags kalkuliert. Es bedarf keiner weiteren schriftlichen Erklarung. Sollte
zusatzlich eine Kofinanzierung Dritter in das Vorhaben eingebracht werden (weder Vorhabentrdger noch
Teilvorhabenpartner) ist diese bei Antragstellung durch eine Kofinanzierungserklarung zu belegen. Aus
der Erklarung miissen die Hohe und die Art der zur Verfligung gestellten Mittel sowie der Zeitraum, fiir
den die Mittel zu Verfligung stehen, eindeutig und nachvollziehbar hervorgehen. Die als Kofinanzierung
anzurechnenden Mittel missen einen nachweislich direkten und unmittelbaren Bezug zum umgesetzten
ESF Plus-Vorhaben haben. Fir die Erklarung ist das Formular , Kofinanzierungserklarung Drittmittel” zu
verwenden.

Die erforderlichen Zusagen zur Kofinanzierung und zu Kooperationen sind grundsatzlich vor
Bewilligungsbeginn zu erteilen. Anderungen im Finanzierungsplan kénnen im Bewilligungszeitraum im
Rahmen der Vorgaben der VV zu § 44 BHO vorgenommen werden. Hierzu ist ein Anderungsantrag im
Forderportal Z-EU-S zu stellen.

9.22.2.1 Kofinanzierung mit Geldfluss

Als Kofinanzierung mit Geldfluss stehen im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:
= Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Kommunale Mittel
=  Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Eigenmittel) - Kommunale Mittel

=  Kofinanzierung mit Geldfluss 6ffentlich (Drittmittel) - Landesmittel
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Die als Eigenanteil eingebrachten Geldleistungen miissen im beantragten Vorhaben zur allgemeinen

Kofinanzierung Bundesmittel

Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Eigenmittel)

Kofinanzierung mit Geldfluss privat (Drittmittel)

Deckung der vorhabenbezogenen Personal- und Sachausgaben eingesetzt werden. Geldleistungen

kénnen nicht im Vorfeld fiir konkrete Zwecke bestimmt werden.

9.22.2.2 Kofinanzierung ohne Geldfluss

Die Kofinanzierung ohne Geldfluss kann in Form von Personalgestellung oder die Freistellung von

Teilnehmenden (Freistellungskosten) eingebracht werden. Als Kofinanzierung ohne Geldfluss stehen

dafir im Forderportal folgende Positionen zur Verfligung:

Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) - Projektkoordination
Kofinanzierung — Personalgestellung (6ffentlich) — Projektpersonal
Kofinanzierung — Teilnehmenden-Einkommen/Freistellungskosten (6ffentlich)
Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) - Projektkoordination
Kofinanzierung — Personalgestellung (privat) — Projektpersonal

Kofinanzierung — Teilnehmenden-Einkommen/Freistellungskosten (privat)

Die Abrechnung von Kofinanzierung, die im Wege der Personalgestellung und dem Teilnehmenden-

Einkommen/Freistellungskosten erbracht wird, erfolgt Giber Kosten je Einheit. Es gelten dazu die

Regelungen unter Punkt A. Personalausgaben.
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10. Glossar

Begriff in Fordergrundsatzen
/VV zu § 44 BHO

Definition

Darunter fallt auch der Begriff

Vorhaben

e Projekt (inkl. Teilprojekte,
Teilabschnitte)

e MaRnahme

Vorhabentrager

e mit der Projektumsetzung
beauftragt
e Adressat des Bescheides

e Zuwendungsempfanger

zuwendungsfahig

o forderfahig
e erstattungsfahig

Antragsteller bzw.
Antragstellerin

e solange das Vorhaben nicht
bewilligt ist, wird der
Vorhabentrager als
Antragssteller bzw.
Antragstellerin bezeichnet

Teilvorhabenpartner

e Trager, der einen Teil eines
Projekts durchfiihrt, ohne
der Vorhabentrager zu sein

e Mittelweiterleitung durch
Vorhabentrager

e Eigeninteresse

e Letztempfanger

e Weiterleitungsempfanger
e Teilvorhabentrager

e Teilprojekttrager

Dokumentenechtheit

e Eintragungen/
Aufzeichnungen, die sich
durch Langlebigkeit und
Unveranderlichkeit
auszeichnen

Vereinfachte Kostenoptionen

e Pauschalbetrage
e Kosten je Einheit
e Pauschalfinanzierung

Kosten je Einheit

e Zuwendungsfdhige
Ausgaben, die auf der
Grundlage des Produkts aus
quantifizierten
Malnahmen, Leistungen
oder Ergebnissen berechnet
und im Voraus festgelegt
werden.
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Begriff in Fordergrundsatzen
/VV zu § 44 BHO

Definition

Darunter fallt auch der Begriff

Pauschalbetrage

e Zuwendungsfahige
Ausgaben, die auf der
Grundlage vorgegebener
Bedingungen bzw.
Ergebnisse ermittelt und
mittels eines festgesetzten
Pauschalbetrags erstattet
werden

Pauschalfinanzierung

e Spezifische vorab eindeutig
festgelegte Kategorien
zuwendungsfahige
Ausgaben, die unter
Anwendung eines
Prozentsatzes berechnet
werden, der vorher fiir eine
oder mehrere andere
Kategorien
zuwendungsfahiger
Ausgaben festgelegt wurde.

Eigenanteil

e Gesamtheit der vom
Vorhabentrager
einzubringenden Eigen- und
Drittmittel

e Eigenbeteiligung
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11. Anlagen

Die PKS-Satze (Stand 28.05.2021 bis 28.07.2022) sind wie folgt zu berlcksichtigen:

Entgeltgruppe Arbeitgeberbrutto (jahrlich) Arbeitnehmerbrutto Personalnebenkosten
E8 58.102 € 45.727 € 12.375 €
E9a 61.266 € 48.335 € 12.931 €
E9c 65.870 € 52.178 € 13.692 €
E11 77.084 € 61.215 € 15.869 €
E13 79.179 € 63.089 € 16.090 €
E 15 108.286 € 88.193 € 20.093 €

Die PKS-Satze (Stand 29.07.2022 bis 31.07.2023) sind wie folgt zu berlcksichtigen:

Entgeltgruppe | Arbeitgeberbrutto Arbeitnehmerbrutto Personalnebenkosten
(jahrlich)
E8 58.926 € 46.276 € 12.650 €
E9a 61.977 € 48.870 € 13.107 €
E9c 66.637 € 52.727 € 13.910 €
E11 77.861 € 61.703 € 16.158 €
E13 80.605 € 64.116 € 16.489 €
E 15 109.529 € 88.857 € 20.672 €

Die PKS-Satze (Stand 07.07.2023 bis 31.07.2024) sind wie folgt zu berlcksichtigen:

Entgeltgruppe | Arbeitgeberbrutto Arbeitnehmerbrutto Personalnebenkosten
(jahrlich)
ES8 59.845 € 47.052 € 12.793 €
E9a 63.309 € 49.989 € 13.320 €
E 9b 68.473 € 54.149 € 14.324 €
E 9c 68.049 € 53.907 € 14.142 €
E 10 72.762 € 57.680 € 15.082 €
E11 79.550 € 63.139 € 16.411 €
E12 89.936 € 71.687 € 18.249 €
E13 82.882 € 66.049 € 16.833 €
E14 97.123 € 77.892 € 19.231 €
E 15 110.861 € 90.090 € 20.771 €

Die PSK-Satze (Stand 08.07.2024 bis 31.07.2025) sind wie folgt zu bericksichtigen:
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Entgeltgruppe | Arbeitgeberbrutto (jahrlich) Arbeitnehmerbrutto Personalnebenkosten
E8 58.817 € 46.536 € 12.281 €
E9a 62.430 € 49.602 € 12.828 €
E9b 68.516 € 54.515 € 14.001 €
E9c 67.978 € 54.195 € 13.783 €
E 10 72.461 € 57.772 € 14.689 €
E11 78.920 € 63.024 € 15.896 €
E12 89.274 € 71.557 € 17.717 €
E13 82.440 € 66.021 € 16.419 €
E14 96.284 € 77.516 € 18.768 €
E 15 109.876 € 89.529 € 20.347 €
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Bearbeitungshistorie

Version

1.0

2.0

3.0

4.0

5.0

Autor

DRV KBS, BAFzA, BAMF

DRV KBS, BAFzA, BAMF

DRV KBS, BAFzA, BAMF

DRV KBS, BAFzA, BAMF

DRV KBS, BAFzA, BAMF

Gegenstand

Initiale Erstellung

Klarstellung und Ergdnzung in Nr. 2.10 -
Besserstellungsverbot, 2.12 -
Ordnungsgemalle Geschaftsfiihrung, 2.15
- Behilfe, 3.3.1 — Eigenmittel und
Drittmittel, 3.7 — Unterlagen und
Erklarungen, die dem Antrag beizufligen
sind, 5.1 — Zuwendungsfahige Ausgaben,
5.2.2 - Obergrenze, 5.2.3 -
Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile,
5.4 — Durchfiihrung von Vergaben, 6.4 -
Erfassung materieller Daten zu den
gemeinsamen und programmspezifischen
Indikatoren, Teilnehmenden- und
Beglinstigtenerfassung, 9.3 - JUVENTUS -
Deutschland Mobilitat starken - fiir ein
soziales Europa, 9.4 - WIR - Netzwerke
integrieren Gefllichtete in den regionalen
Arbeitsmarkt, 9.8 - MY TURN - Frauen mit
Migrationserfahrung starten durch, 9.11 -
KOMPASS (Kompakte Hilfe flr Solo-
Selbststandige), 9.12 - Rat geben - Ja zur
Ausbildung!, 9.14 - Integration durch
Qualifizierung (1Q)

neu Nr. 9.9 - INQA-Coaching, 9.13 -
Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier —
BIWAQ, 9.15 - JUST BEst - Briicken in die
Eigenstandigkeit, 9.16 - ElternChanceN—
mit Elternbegleitung Familien starken,
9.18 - Gemeinsam fiir Qualitat: Kinder
beteiligen im Ganztag

Aktualisierung der PKS-Satze in
Nr.5.2.2 - Obergrenze

Ergdnzung in Nr. 9.17 StaM — Starkung
der Teilhabe dlterer Menschen

Klarstellung und Ergénzungin Nr. 5.2.4 -
Projektbezogene Arbeitszeit

Erganzung in Nr. 5.2.4 - Projektbezogene
Arbeitszeit

Ergdnzung in Nr. 9.1 - Akti(F) Plus

Datum

03.05.2022

19.07.2022

08.08.2022

06.10.2022

06.12.2022
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Version

5.1.

6.0

7.0

Autor

DRV KBS, BAFzA, BAMF

DRV KBS, BAFzA, BAMF

DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB

Gegenstand

Aktiv fir Familien und ihre Kinder

Ergdnzung in Nr. 9.14 - Integration durch
Qualifizierung (1Q)

Ergdnzung in Nr. 9.5 Win-Win — Durch
Kooperation zur Integration vor Ort

Erganzung in Nr. 9.6 - Wandel der Arbeit
sozialpartnerschaftlich gestalten — weiter
bilden und Gleichstellung férdern

Ergdanzung in Nr. 9.7 - riickenwind? fur
Vielfalt, Wandel und Zukunftsfahigkeit in
der Sozialwirtschaft

Erganzung in Nr. 9.13 - Bildung,
Wirtschaft, Arbeit im Quartier - BIWAQ

Aktualisierung Nr. 1.1- Rechtliche
Grundlagen

Aktualisierung Nr. 2.15.3 — Allgemeine
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)

Aktualisierung der PKS-Satze in Nr. 5.2.2 -
Obergrenze

Erganzungin Nr. 9.15 - JUST BEst —
Briicken in die Eigenstandigkeit

Erganzung in Nr. 9.16 - ElternChanceN —
mit Elternbegleitung Familien starken

Erganzung in Nr. 9.17 - STaM — Starkung
der Teilhabe alterer Menschen

Erganzung in Nr. 9.18 - Gemeinsam fir
Qualitat: Kinder beteiligen im Ganztag

Erganzung Nr. 11 - Anlage

Ergdnzung / Anpassung in Nr. 1.1 -
Rechtliche Grundlagen

Aufnahme weiterer Bewilligungsbehorde
unter Nr. 1.2.4 — Gesellschaft fir soziale
Unternehmensberatung mbH (GSUB
mbH)

Redaktionelle Anpassung, Klarstellung
und Erganzung in Nr. 2.7 — Auszahlung
der Mittel und 2.14 — Priifungen

Erganzungen in Nr. 2.15.1 - De-minimis
Beihilfen, 2.15.2 — Allgemeine

Datum

20.01.2023

01.08.2023

16.04.2024
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Version Autor Gegenstand Datum

Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO),
2.15.5 - Kumulierung von Beihilfen, 3.3.2
- Projekteinnahmen

Redaktionelle Anpassung, Klarstellung
und Erganzungin Nr. 5.2.3 —
Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile

Klarstellung und Ergénzung in Nr. 5.2.5 —
Nachweisfiihrung

Anpassung Schwellenwert in Nr. 5.4 —
Durchfiihrung von Vergaben

Redaktionelle Anpassung, Klarstellung
und Erganzung in Nr. 5.5 - Sachausgaben

Erganzung und Klarstellung in Nr. 9.2 -
EhAP Plus - Eingliederung hilft gegen
Ausgrenzung der am starksten
benachteiligten Personen

Erganzung in Nr. 9.4 - WIR - Netzwerke
integrieren Gefllichtete in den regionalen
Arbeitsmarkt

Ergdnzung und Klarstellung in Nr. 9.14 -
Integration durch Qualifizierung (1Q)

Neu - Nr. 9.19 ZuMe - Zusammenhalt
starken - Menschen verbinden

Neu — Nr. 9.20 - Integrationskurs mit Kind
Plus; Perspektive durch Qualifizierung

7.1 DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB  Erganzung in Nr. 9.18 - Gemeinsam fiir 17.05.2024
Qualitat: Kinder beteiligen im Ganztag -
redaktionelle Anpassung unter Nr. 9.18.1

8.0 DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB  Aktualisierung der PSK-Satze in 16.07.2024
Nr. 5.2.2 - Obergrenze

8.1 DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB  Aufnahme weiterer ESF Plus-Programme  23.08.2024
in Nr. 1.2.3 — Bundesamt fiir Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA)

Ergdnzung/Anpassung in Nr. 9.15 — JUST
Best — Briicken in die Eigenstandigkeit

Ergdnzung/Anpassung in Nr. 9.16 —
ElternChanceN - mit Elternbegleitung
Familien starken

Erganzung/Anpassung in Nr. 9.17 — STaM
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Version

9.0

10.0

Autor

DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB

DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB

Gegenstand

— Starkung der Teilhabe dlterer Menschen

Ergdnzung/Anpassung in Nr. 9.19 — ZuMe
— Zusammenhalt starken — Menschen
verbinden

Neu — Nr. 9.21 - BELL — Bildung und
Engagement ein Leben lang

Aufnahme eines weiteren ESF Plus-
Programms in Nr. 1.2.3 - Bundesamt fiir
Familie und zivilgesellschaftliche
Aufgaben (BAFzA)

Erganzungen zum Besserstellungsverbot
unter den Nr. 2.10 -
Besserstellungsverbot, 5.2.2 -
Obergrenzen und 5.5.1 - Reisekosten

Anpassungen in Nr. 2.15.5 - Kumulierung
von Beihilfen

Anpassungen unter 3.7 — Unterlagen und
Erklarungen, die dem Antrag beizufiigen
sind und 3.8 — Erfassung der
wirtschaftlich Berechtigten

Ergdnzung zur Forderfahigkeit von
Geschaftsfiihrern oder
Geschaftsflihrerinnen sowie
Gesellschaftern oder Gesellschafterinnen
unter Nr. 5.2 — Direkte Personalkosten

Erganzung unter Nr. 5.2.5 -
Nachweisfiihrung

Anpassungen zu nachweisfiihrenden
Unterlagen bei Reisekosten unter Nr.
5.5.1 - Reisekosten

Anpassung in Nr. 6.2 — Weitere
Mitteilungspflichten

Erganzungen/Anpassungen in Nr. 9.16 —
ElternChanceN — mit Elternbegleitung
Familien starken

Neu - 9.22 - Kompetenz Klima

Erhohung der Wertgrenze fir
Direktauftrage in Nr. 5.4.1—UvgO

Ergdnzung unter Nr. 9.1 — Akti(F) Plus —
Aktiv fiir Familien und ihre Kinder

Datum

09.12.2024

04.03.2025
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Version

11.0

12.0

13

Autor

DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB

DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB

DRV KBS, BAFzA, BAMF, GSUB

Gegenstand

Anpassung unter Nr. 9.11 - KOMPASS
(Kompakte Hilfe fiir Solo-Selbststandige)

Anpassung unter Nr. 2.3 -
Schriftformerfordernis

Erganzung unter Nr. 9.14 - 1Q —
Integration durch Qualifizierung

Erganzung unter Nr. 0 — Prdambel

Aktualisierung der PS-Satze in Nr. 5.2.2 -
Obergrenze

Anpassung Programmname unter Nr.
1.1.2 - Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS)

Anpassung Programmname unter 9.5 —
Win-Win — Durch Kooperation zur
Integration

Umbenennung Bundesministerium fir
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMBFSFJ) und
Bundesministerium fir Wirtschaft und
Energie (BMWE) im gesamten Dokument

Anpassung unter Nr. 0. - Prdamble

Loschung Programm des BMWE unter Nr.

1.1.2 - Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See (DRV KBS)

Aufnahme eines weiteren ESF Plus-
Programms in Nr. 1.2.3 — Bundesamt fiir
Familie und zivilgesellschaftliche
Aufgaben (BAFzA)

Nr. 2.3 - Schriftformerfordernis, NEU:
Rechtswirksame Einreichung

Anpassung unter Nr. 2.10 -
Besserstellungserbot

Erganzungen unter Nr. 2.12 -
OrdnungsgemaRe Geschaftsfiihrung

Ergdnzungen unter Nr. 2.14 - Prifungen

Erganzungen zum eAlDRegister unter Nr.
2.15.1 - De-minimis-Beihilfen

Anpassung unter Nr. 3.3.2 -
Projekteinnahmen

Datum

03.04.2025

04.07.2025

09.03.2026
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Version

Autor

Gegenstand Datum

Anpassung unter Nr. 3.7 — Unterlagen
und Erklarungen, die dem Antrag
beizufiigen sind

Ergdnzung unter Nr. 4.2 — Widerruf der
Zuwendung

Anpassung unter Nr. 5.2.3 -
Zuwendungsfahige Gehaltsbestandteile

Anpassungen unter Nr. 5.2.4 —
Projektbezogene Arbeitszeit

Erganzungen und Anpassung unter Nr.
5.2.5 — Nachweisflihrung

Anpassung unter 5.4 — Durchfiihrung von
Vergaben

Anpassung der Vergabereglungen
(Verlangerung bis 2027) unter 5.4.1 —
UvgO

Erganzungen unter Nr. 6. —
Mitteilungspflicht des Vorhabentragers

Ergdnzungen und Anpassung unter Nr.
9.1 — Akti(F) Plus — Aktiv flir Familien und
ihre Kinder

Erganzungen unter Nr. 9.4 - WIR —
Netzwerke integrieren Geflichtete in den
regionalen Arbeitsmarkt

Anpassungen unter Nr. 9.5 - Win-Win —
Durch Kooperation zur Integration

Ergdnzungen und Anpassungen unter Nr.
9.15 — JUST Best — Briicken in die
Eigenstandigkeit

Erganzungen und Anpassungen unter Nr.
9.16 — ElternChanceN — mit
Elternbegleitung Familien starken

Erganzungen und Anpassungen unter Nr.
9.17 — StaM — Starkung der Teilhabe
alterer Menschen

Erganzungen und Anpassungen unter Nr.
9.19 — ZuMe — Zusammenhalt starken —
Menschen verbinden

Ergdnzungen und Anpassungen unter Nr.
9.21 — BELL — Bildung und Engagement
ein Leben lang

170



Version

Autor

Gegenstand Datum

Wegfall Nr. 9.22 — Kompetenz Klima

Neu - 9.22 - DigiWohl - Starkung sozialer
Dienste der Freien Wohlfahrtspflege
mittels Digitalisierung
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